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VON HANS HECKEL

D ie Stimmung der Deutschen 
hat sich spürbar gedreht. Mit-
te Januar waren nur noch 46 
Prozent der Befragten mit 

dem Corona-Krisenmanagement der 
Bundesregierung zufrieden. Mitte De-
zember waren dies noch 57 Prozent. 
Gleichzeitig stieg die Zahl der Unzufrie-
denen von 42 auf 54 Prozent steil an und 
stellt nun eine satte Mehrheit. Der Anteil 
der „gar nicht“ Zufriedenen, eine beson-
ders ablehnende Teilmenge der Unzu-
friedenen, hat sich mit einem Sprung von 
zwölf auf 21 Prozent sogar annähernd 
verdoppelt.

Entscheidend zu dem Stimmungsum-
schwung beigetragen hat sicherlich die 
desaströse Impfpolitik der Regierung 
Merkel. Alle Versuche der Verantwortli-
chen, das Versagen schönzureden, sind 
trotz Unterstützung regierungsfreundli-
cher Medien weitgehend im Sande ver-
laufen. Zumal die Rechtfertigungsversu-
che nur noch mehr an der Glaubwürdig-
keit der Regierenden gekratzt haben.

Es werde immer gefragt: „Wie viel 
Impfstoff habt ihr bestellt?“, beschwert 
sich Kanzlerin Merkel und wischt diese 
entscheidende Frage kalt weg: „Das ist 
überhaupt nicht interessant.“ Das sehen 
Menschen, die selbst oder deren betagte 
Angehörige sehnlichst auf die Impfung 
warten, sicher ganz anders.

Auch steht die Nonchalance der Kanz-
lerin in Sachen Impfstoff in aufreizendem 
Kontrast zu ihrem Drängen auf möglichst 
harte allgemeine Lockdown-Maßnahmen, 
die alternativlos seien, um das Sterben zu 
beenden. Das Statistikinstitut der Uni 
München hat ermittelt, dass der breite 
und unterschiedslose Lockdown nur sehr 
mäßig gewirkt habe. Ausgerechnet die 
Wirkung für die besonders gefährdeten 
Alten lasse sehr zu wünschen übrig.

Bei deren Schutz steht die Kanzlerin 
jedoch noch immer auf der Bremse. Bis 
zuletzt hatte sie gegen intensive Schutz-
konzepte für Alten- und Pflegeheime mit 
fadenscheinigen Argumenten polemi-
siert. Nun behauptet Merkel, die Bundes-
wehr könne den Schutz der Heime durch 
das Abstellen von 28.000 Soldaten „nicht 
wuppen“. Dem widerspricht ausgerech-
net ihr ehemaliger Sicherheitsberater, Bri-
gadegeneral a. D. Erich Vad: Das könne die 
Truppe sehr wohl.

Bei den Todeszahlen schleicht sich 
derweil der Verdacht der Panikmache ein. 
Nicht allein, dass der entscheidende Un-
terschied, ob jemand „an“ oder bloß „mit“ 
Corona gestorben sei, nach wie vor nicht 
sichtbar gemacht wird. Auch spiegelt laut 
einer Untersuchung des Gesundheitsins-
tituts IGES die jeweils veröffentlichte Zahl 
„vom Vortag“ keineswegs die Todeszahl 
vom vorherigen Tag wider. Tatsächlich 
seien die Gemeldeten durch massive Mel-
deverzögerungen überwiegend viel früher, 

manchmal sechs Wochen oder mehr vor 
dem Datum der Veröffentlichung, verstor-
ben. Das ist nicht ohne Belang, da mit an-
geblich jäh ansteigenden Todeszahlen vor 
allem Anfang Januar auch politische For-
derungen verbunden wurden.

Zunehmend fällt zudem auf, dass 
Kanzlerin Merkel bei der Auswahl der Ex-
perten, die sie für ihre Entscheidungsfin-
dung heranzieht, praktisch ausschließlich 
auf Befürworter harter, undifferenzierter 
Lockdown-Maßnahmen setzt. So lehnte 
es das Kanzleramt sogar ab, den ehemali-
gen SARS-Forschungskoordinator der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO), 
Klaus Stöhr, zur Expertenrunde einzula-
den. Hamburgs Bürgermeister Peter 
Tschentscher (SPD) hatte den Epidemio-
logen vorgeschlagen und dafür die Unter-
stützung auch anderer SPD-Ministerprä-
sidenten erhalten. Stöhr indes sieht den 
„harten Lockdown“ kritisch, aus wirt-
schaftlicher, rechtlicher sowie auch ge-
sundheitlicher Betrachtung. Merkel woll-
te nur Lockdown-Hardliner hören.

Die Corona-Politik der Bundesregie-
rung erscheint vor dem Hintergrund all 
dessen weder klug noch kompetent – und 
noch nicht einmal ehrlich. Das erhärtet 
den Eindruck, dass sich Merkel und ihre 
uniforme Umgebung verrannt haben und 
nun vor allem daran arbeiten, ihr eigenes 
Versagen zu kaschieren. Dahinter müssen 
offenbar alle sachlichen Erfordernisse zu-
rückstehen. So verspielt man Vertrauen.

POLITIK

Wenn Unzufriedenheit  
auf Starrsinn trifft 

Während die Bürger das Corona-Krisenmanagement zunehmend kritisch 
beurteilen, lässt die Kanzlerin keine Zweifel an ihrem „harten Lockdown“ zu 
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URTEIL 

„Verfassungs-
widrig“

Ein Urteil des Amtsgerichts Weimar 
vom 11. Januar ist unbedingt lesens-
wert. Unter der Sigle 6 OWi-523 Js 
202518/20 ist es leicht im Internet zu 
finden. Konkret wurde über einen Ver-
stoß gegen eine „Thüringer Verord-
nung über erforderliche Maßnahmen 
zur Eindämmung der Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2“ entschie-
den. Am 24. April letzten Jahres hatte 
anlässlich einer Geburtstagsfeier eine 
Zusammenkunft von acht Personen 
stattgefunden. Das Verfahren endete 
mit einem Freispruch. Darüber hinaus 
stellt das Urteil der deutschen Corona-
Politik ein verheerendes Zeugnis aus. 
Danach sind die großflächigen Maß-
nahmen schlicht unhaltbar. Die umfas-
send begründete Entscheidung dürfte 
weitreichende Folgen über den ver-
handelten Gegenstand hinaus haben. 

So heißt es zu dem Thüringer Fall, 
der Freispruch sei ergangen, da Inhalte 
der Verordnung „verfassungswidrig 
und damit nichtig sind“. Das Urteil 
greift weit aus, indem festgestellt wird: 
„Es gab keine ‚epidemische Lage von 
nationaler Tragweite‘“, auch wenn 
„dies der Bundestag mit Wirkung ab 
28.03.2020 festgestellt hat“. Die 
„Schreckensszenarien vom Frühjahr“ 
beruhten „auf falschen Annahmen“. 
Bezüglich der Folgen des Lockdowns 
und der dadurch verursachten Schä-
den formuliert das Gericht: „Das Wort 
‚unverhältnismäßig‘ ist dabei zu farb-
los, um die Dimension des Geschehens 
auch nur anzudeuten.“ Allein die Zahl 
der auf die Maßnahmen zurückzufüh-
renden Todesfälle überschritte die 
Zahl der verhinderten Todesfälle „um 
ein Vielfaches“. � Erik Lommatzsch
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VON WOLFGANG KAUFMANN

A m 14.  Januar landete ein Ex-
pertenteam der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) in 
der chinesischen Millionen-

stadt Wuhan, um dort nach dem Ur-
sprung des SARS-CoV-2-Ausbruchs zu 
suchen. Nach offizieller Pekinger Lesart 
soll der Verkauf von Wildtieren auf dem 
örtlichen Großhandelsmarkt für Fische 
und Meeresfrüchte der Auslöser für die 
Pandemie gewesen sein. Das freilich 
dürfte nicht der Wahrheit entsprechen, 
denn mindestens ein Drittel der ersten 
Gruppe von Corona-Infizierten hatte kei-
nerlei Verbindungen zu dem Markt.

Expertenteam der WHO in Wuhan
Dazu kommen einige Besonderheiten des 
Erregers, die bereits Anfang vorigen Jah-
res dazu führten, dass Forscher dessen 
natürliche Herkunft in Frage stellten. Be-
sonderes Aufsehen erregte dabei die am 
27.  Januar 2020 erschienene Studie von 
neun Wissenschaftlern des Indian Insti-
tute of Technology in Neu-Delhi um Pras-
hant Pradhan. Dieser zufolge weist der 
neuartige Erreger mehrere höchst spezi-
fische Gen-Sequenzen auf, die ihn infek-
tiöser als andere Coronaviren machen 
und aus extrem unwahrscheinlichen Mu-
tationen resultieren, die so selten sind 
wie Sechser im Lotto. Deshalb ging das 
Team von Pradhan auch von einer künst-
lichen Entstehung des Virus SARS-CoV-2 
aus.

Im Februar schrieben dann Xiao Bo-
tao und Xiao Lei von der South China 
University of Technology in Guangzhou 
in einem Artikel, der auf der Plattform 
„ResearchGate“ hochgeladen, aber dann 
wohl auf Druck der chinesischen Behör-
den alsbald wieder entfernt wurde, das 
Virus stamme aus dem Hochsicherheits-
labor des Wuhan Institute of Virology 
(WIV). Dem pflichtete im April der fran-
zösische Virologe Luc Antoine Montag-
nier bei. Der Medizin-Nobelpreisträger 
des Jahres 2008, der 1983 den Erreger der 
Immunschwächekrankheit AIDS ent-
deckt hatte, sagte im Rahmen eines Fern-
sehinterviews, dass das Virus SARS-
CoV-2 zweifelsfrei im WIV gezüchtet 
worden sei. Wortmeldungen gleichen 
Inhalts kamen später auch noch von den 
Mikrobiologinnen Yan Li-Meng von der 

Hong Kong School of Public Health und 
Rossana Segreto von der Universität 
Innsbruck.

Und tatsächlich sind in China soge-
nannte Gain-of-Function-Experimente 
mit Viren gang und gäbe. Deren Ziel be-
steht darin, neuartige Erreger zu schaf-
fen, deren „Funktionsfähigkeit“, also 
krankmachende Wirkung, deutlich höher 
liegt als bei ihren natürlichen Verwand-
ten. Offiziell geht es dabei darum, Mittel 
gegen potentiell gefährliche Keime zu fin-
den. Allerdings können auf diese Weise 
auch tödliche Biowaffen entwickelt wer-
den. Ein Musterbeispiel für solche janus-
köpfigen Forschungsprojekte ist die Kre-
ation des „pandemietauglichen“ Grippe-
virus-Hybriden H5N1/H1N1 durch Viro-
logen des Harbin Veterinary Research 
Institute der chinesischen Akademie der 
Wissenschaften unter Zhang Ying, über 
die im Juni 2013 ein Aufsatz in der Fach-
zeitschrift „Science“ informierte. Und im 

WIV fanden offenkundig auch Experi-
mente statt, bei denen in der Natur vor-
kommende SARS-Viren künstlich infek-
tiöser gemacht wurden. Davon zeugt un-
ter anderem ein chinesischer Forschungs-
bericht in „Nature Medicine“ vom 9. No-
vember 2015.

Gleichzeitig gilt das Labor in Wuhan 
als relativ unsicher, insbesondere wegen 
der mangelhaften Kompetenz seines Per-
sonals. Das vermeldete beispielsweise 
der US-Generalkonsul in Wuhan, Jamie 
Fouss, der Anfang 2018 Gelegenheit zur 
Besichtigung des WIV hatte.

Das Labor in Wuhan gilt als unsicher
Sollte das Virus SARS-CoV-2 tatsächlich 
künstlichen Ursprungs sein und aus Chi-
na stammen, dann wären gezielte Vertu-
schungsversuche Pekings zu erwarten. 
Und hier kommt nun ein Artikel im Fach-
blatt „Nature“ vom vergangenen Februar 
ins Spiel. Darin beschreiben die zwei 

staatlichen Vorzeigevirologen Zhou Peng 
und Shi Zhengli den angeblich in vielen 
natürlichen Biotopen beheimateten di-
rekten Vorfahren des neuen Corona-Er-
regers namens RaTG13, der nun plötzlich 
ganz von selbst mutiert sei. Allerdings 
fanden andere Forschergruppen bald da-
nach deutliche Hinweise darauf, dass die-
ses ominöse Virus überhaupt nicht exis-
tiert. Parallel hierzu stießen die Virologin 
Yan und deren Kollegen Kang Shu, Guan 
Jie und Hu Sanchang auf ein anderes Phä-
nomen: Die Mechanismen, mit denen 
sich SARS-CoV-2 an menschliche Zellen 
bindet, sind die gleichen wie bei den 
harmlosen Corona-Viren SL-CoVZC45 
und SL-CoVZXC21, die seit 2013 vom chi-
nesischen Militär erforscht werden. 
Spontane natürliche Kreuzungen der bei-
den Erreger mit dem SARS-Virus liegen 
indes kaum im Bereich des Möglichen. 
Ob das WHO-Team all dem nachgehen 
will und kann, bleibt abzuwarten.

Kommt das Coronavirus aus dem Labor?
Was für die These vom künstlichen Krankheitserreger spricht

Herkunft des Virus SARS-CoV-2 Manches spricht dafür, dass der Krankheitserreger einem chinesischen 
Biowaffenlabor entwichen ist. Nun soll ein Expertenteam der Weltgesundheitsorganisation Klarheit schaffen

Das Wuhan Institute of Virology steht im Verdacht, Herkunftsort des Virus SARS-CoV-2 zu sein: Forscher in einem Labor des Instituts
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Unmittelbar, nachdem erstmals der Ver-
dacht laut geworden war, dass das Virus 
SARS-CoV-2 künstlicher Natur sei und aus 
einem chinesischen Forschungslabor 
stamme, setzte heftige Kritik an den bei-
den Aussagen ein. In der Bundesrepublik 
kam diese unter anderem von den Viro-
logen Christian Drosten (Charité Berlin), 
Friedemann Weber (Universität Gießen), 
Stephan Ludwig (Universität Münster) 
und Frank Hufert (Medizinische Hoch-
schule Brandenburg). Ebenso bezeichne-
ten „Faktenfinder“ der etablierten Medien 
wie Patrick Gensing von der ARD die An-
schuldigungen als substanzlos und speku-
lativ. Darüber hinaus widersprach der Lei-
ter der Interdisziplinären Forschungs-

gruppe zur Analyse biologischer Risiken 
(INFABRI) an der Universität Hamburg, 
Gunnar Jeremias, der ebenfalls kursieren-
den Behauptung, bei dem neu aufgetauch-
ten Coronavirus handele es sich um eine 
Biowaffe aus den Arsenalen Pekings. Die 
Freisetzung pandemiefähiger Erreger, ge-
gen die es keine Medikamente oder Imp-
fungen gebe, berge das große Risiko, nicht 
nur den Feind zu schädigen, sondern auch 
sich selbst. Das stimmt zwar – allerdings 
liegt ein versehentlicher Ausbruch aus 
dem Labor trotzdem im Bereich des Mög-
lichen. So zum Beispiel anlässlich der 
Zucht von hochinfektiösen Viren zum 
Zwecke der Entwicklung von Gegenmit-
teln für den Eigenschutz.

Ansonsten fällt auf, dass nahezu jeder, 
der einen natürlichen Ursprung des Erre-
gers SARS-CoV-2 annimmt, auf eine ein-
zige wissenschaftliche Studie verweist. 
Diese erschien am 17. März vergangenen 
Jahres im Fachblatt „Nature Medicine“ 
und stammt von Kristian Andersen, An-
drew Rambaut, Ian Lipkin, Edward Hol-
mes und Robert Garry. Das Fazit der For-
scher aus den USA, Großbritannien und 
Australien lautete damals: Das neue Virus 
sei definitiv „kein Laborkonstrukt“, son-
dern komme zweifelsfrei aus dem Tier-
reich. Begründet wurde das mit der an-
geblich so überragenden Ähnlichkeit des 
Erregers SARS-CoV-2 mit dem „Fleder-
maus-Virus“ RaTG13, das Zhou Peng und 

Shi Zhengli als direkten Vorfahren des 
Pandemie-Verursachers benannt hatten. 

Dabei ist die Existenz von RaTG13 je-
doch fraglich (siehe oben). Darüber hin-
aus könnte sich ein solches Virus ange-
sichts seiner von Zhou und Shi behaupte-
ten Eigenschaften gar nicht im Körper 
von Fledermäusen einnisten, wie tsche-
chische Molekulargenetiker um Tomáš 
Hron herausfanden. Damit fällt die Argu-
mentation der beiden chinesischen 
Staatsvirologen wie ein Kartenhaus in 
sich zusammen. Das ist umso bemerkens-
werter, als Shi das Zentrum für neu auf-
tretende Infektionskrankheiten am Wu-
han Institute of Virology (WIV) leitet.�  
� W.K.

WIDERSTAND

„Kein Laborkonstrukt“
Wie die Gegner der These vom künstlichen Virus argumentieren, und was davon zu halten ist
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GESCHICHTE

Unfälle mit 
freigesetzen 

Erregern
Unglücksfälle, bei denen gefährliche 
oder gar tödliche Erreger freigesetzt 
wurden, gab es in der Vergangenheit 
schon einige. Ausgehend von den Labo-
ratorien des Pharmakonzerns Behring 
im hessischen Marburg infizierten sich 
im Sommer 1967 31 Menschen mit ei-
nem bis dahin unbekannten Ebola-ähn-
lichen Virus, das hohes Fieber sowie 
lebensgefährliche innere Blutungen 
verursachte und durch Affen aus Ugan-
da eingeschleppt worden war. Sieben 
der Erkrankten starben damals.

Am 11.  September 1978 erlag die 
britische Krankenhausfotografin Janet 
Parker als bislang vermutlich letzter 
Mensch auf der Welt den Pocken. Spä-
ter stellte sich heraus, dass das Lüf-
tungssystem des Hochsicherheits-Mi-
krobiologielabors der Medizinischen 
Fakultät der Universität Birmingham 
Pockenviren in ihre im Stockwerk da-
rüber liegende Dunkelkammer gebla-
sen hatte.

Deutlich mehr Todesopfer forderte 
der nach wie vor nicht vollständig auf-
geklärte Unfall in der Biowaffenfabrik 
Nummer 19 von Swerdlowsk, dem heu-
tigen Jekaterinburg, nahe dem Ural-
Gebirge in Russland. Bei der Herstel-
lung von Milzbrand-Kulturen gelang-
ten am 2. April 1979 Sporen des Bakte-
rienstammes Anthrax  836 aufgrund 
von Wartungsfehlern an den Luftfilter-
anlagen in die Umwelt. Vermutlich gab 
es dadurch über einhundert Tote.

Und im April 2004 verstarb eine 
Frau in der chinesischen Provinz An-
hui an den Folgen einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV(-1). Da-
bei war die SARS-Pandemie von 
2002/03 eigentlich schon längst vor-
bei. Jedoch hatte die Tochter der To-
ten in ihrer Pekinger Forschungsein-
richtung mit dem Erreger experimen-
tiert und ihn offensichtlich aufgrund 
unzureichender Hygienemaßnahmen 
im Familienkreis verbreitet. Insge-
samt erkrankten damals aber nur neun 
Menschen. Deswegen wurden die Si-
cherheitskonzepte in den Laboren der 
Volksrepublik auch nicht konsequent 
überarbeitet. Das könnte 2019 den 
Ausbruch der Covid-19-Pandemie in 
Wuhan begünstigt haben.� W.K.
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VON REINHARD MOHR

G ewiss, wir leben in Coro-
na-Zeiten, Tag für Tag, 
Woche für Woche, Monat 
für Monat. Ein Ende ist 
nicht absehbar. Die ge-
samte politische Debatte 

ist von dieser Pandemie geprägt, und fast alle 
anderen Themen stehen hintan, ja, sie schei-
nen wie narkotisiert, wie unter Betäubung. 
So ging auch im vergangenen Jahr der drei-
ßigste Jahrestag der deutschen Einheit fast 
völlig unter, von ein paar pflichtmäßigen Re-
den abgesehen. Das gilt erst recht und noch 
viel mehr für den 150. Jahrestag der Grün-
dung des Kaiserreichs in Versailles am 18. 
Januar 1871, der zugleich der Tag der Ernen-
nung Berlins zur deutschen Hauptstadt war.

Es gab keine große Fernsehdokumenta-
tion, keinen „Spiegel“-Titel (dafür hätte frü-
her ganz sicher Rudolf Augstein im Allein-
gang gesorgt), keine öffentliche Gedenkver-
anstaltung, schon gar nicht im rot-rot-grün 
regierten Berlin, das inzwischen nur noch 
eine Ansammlung von „Kiezen“ ist.

Ein verdrängter Jahrestag 
Geschichtsinteressierte mussten in den meis-
ten Zeitungen mühsam nach Artikeln suchen, 
und der Deutschlandfunk brachte ein fünfmi-
nütiges „Kalenderblatt“. Vor einem kleinen 
Gesprächskreis mit Historikern in Schloss 
Bellevue äußerte Bundespräsident Steinmeier 
wenig überraschend: „Nach einer nationalen 
Feier der Reichsgründung verlangt, so mein 
Eindruck, heute niemand. Der 18. Januar ist 
kein Datum, das im kollektiven Gedächtnis 
der Deutschen wirklich präsent ist.“ So sieht 
es aus. Dabei weiß Steinmeier genau, dass es 
nicht um eine rauschende Feier gehen konn-
te, schon gar nicht in diesen Zeiten, sondern 
um die Erinnerung an eine bis heute folgen-
reiche Zäsur in der deutschen Geschichte.

Der Journalist Ulli Kulke hatte sich vor 
dem 18. Januar 2021 die Mühe gemacht, ein-
mal bei den großen Institutionen der histori-
schen Erinnerung nach etwaigen Plänen und 
Projekten bezüglich des Jahrestags zu fragen. 
Ergebnis: praktisch nichts. Im Deutschen 
Historischen Museum in unmittelbarer Nä-
he des weitgehend wiederaufgebauten Ho-
henzollernschlosses sah man keinen Grund, 
durch eine gesonderte Schau oder öffentli-
che Veranstaltungen den 150. Geburtstag der 
Gründung des deutschen Nationalstaates zu 
begehen. Im Haus der Kulturbeauftragten 
der Bundesregierung, Monika Grütters 
(CDU), gab man sich ähnlich zurückhaltend: 
„Man habe vom 29. auf den 30. Oktober 2020 
eine Online-Tagung der AG Orte der Demo-
kratiegeschichte unterstützt, heißt es dort, 
außerdem fördere man „eine Sonderausstel-
lung in der Otto-von-Bismarck-Stiftung in 
Friedrichsruh in der Nähe von Hamburg. Das 
war es dann. Nichts, was auch der aufmerk-
same Zeitungsleser überregional irgendwie 
registriert hätte.“

Im Haus der Geschichte in Bonn hatte 
man immerhin eine zunächst plausibel klin-
gende Antwort parat: Man fühle sich nicht 
zuständig, kümmere sich nur um die Zeitge-
schichte, nach 1945. „Dass dieser Jahrestag“, 
so Kulke, der früher für die „taz“ und die 
„Welt“ arbeitete, „allerdings in das Selbst-
verständnis der Bundesrepublik Deutsch-
land hineinragt und damit auch in den eige-
nen zeitgeschichtlichen Auftrag – auf die 
Idee ist man nicht gekommen.“ 

Unter Brandt war es anders
Ironie der Geschichte: Ausgerechnet der so-
zialdemokratische Bundeskanzler Willy 
Brandt sprach zum hundertsten Jahrestag der 
Reichsgründung im Jahre 1971 von Bismarck 
als einem „der großen Staatsmänner unseres 
Volkes“. Trotz der 1878 verabschiedeten „So-
zialistengesetze“ fand Brandt neben dem 

Nation ohne Selbst-Bewusstsein
Die gequälten Nicht-Feierlichkeiten zum 150. Jahrestag der Reichsgründung offenbarten einmal mehr das Unwissen  

der heutigen Deutschen um ihre Geschichte – und ihre Unsicherheit gegenüber dem eigenen Land

„Niederdrückenden“ dieser Epoche in den 
Überlieferungen des 19. Jahrhunderts auch 
„Inspirierendes“, weil „der Freiheitsfaden in 
der deutschen Geschichte immer wieder auf-
gegriffen werden“ konnte. Unzweifelhaft 
dachte er dabei etwa an das Hambacher Fest 
von 1832, den deutschen „Vormärz“ und die 
Revolution von 1848.

Doch auch diese Ereignisse sind im Be-
wusstsein der meisten Deutschen kaum mehr 
oder gar nicht präsent. Das alles ist Ausdruck 
einer wachsenden Geschichtslosigkeit, die 
nicht allein mit mangelnder Bildung zu erklä-
ren ist, sondern auch mit der – angesichts von 
politischer Korrektheit und „Cancel Culture“ 
– grassierenden Angst, in ein „falsches“ poli-
tisches Fahrwasser zu geraten. Bismarck, Kai-
ser Wilhelm und Deutsches Reich – das sind 
in der Öffentlichkeit von 2021 eigentlich Un-
worte, „toxische“ Reizbegriffe, die aus-
schließlich negativ besetzt sind. 

Kein Wunder, dass die Suche der Deut-
schen nach sich selbst, nach ihrer Identität, 
nach dem Woher und Wohin immer noch und 
immer wieder auf Schlingerkurs ist. Immer 
noch und immer wieder kommt es zum letzt-
lich ergebnislosen Streit über Begriffe wie 
Nation, Heimat und Leitkultur – erst recht 
angesichts der Tatsache, dass inzwischen 26 
Prozent der Bevölkerung einen sogenannten 
„Migrationshintergrund“ haben. Allenfalls 
dient die Debatte zur politischen Denunzia-
tion: Wer von Heimat, gar Nation spricht, 
landet schnell im rechten Abseits. 

In seinem Buch „Lauter letzte Tage“ 
stellte der Autor Friedrich Sieburg schon 
1961 fest, die Deutschen hätten seit eh und je 
dabei versagt, zu einer natürlichen Klarheit 
über sich selbst zu gelangen.

Englands Premierminister Winston 
Churchill sah sie entweder „an der Gurgel“ 
ihrer Feinde oder zu ihren Füßen. Angst und 
Heldenmut, Kleingeistigkeit und Groß-
machtstreben, philosophische Grübelei und 
mörderische Effizienz – es gibt viele Aspekte 
jener deutschen Zerrissenheit, unter der 
schon Friedrich Schiller, Heinrich Heine und 
Kurt Tucholsky litten. 

Zwischen den Extremen
Es ist ein Phänomen: Trotz aller Veränderun-
gen nach zwei Weltkriegen, deutscher Tei-
lung, europäischer Vereinigung, Mauerfall 
und staatlicher Einheit ist das Selbstbe-
wusstsein der Deutschen immer noch von 
Extremen geprägt: einerseits diffus und un-
sicher, andererseits radikal und ideologisch, 
jedenfalls aber merkwürdig ungefestigt.

Die Corona-Krise hat diese Ausprägungen 
noch deutlicher hervortreten lassen. Eine ei-
nigermaßen realistische Selbstwahrnehmung 
hat es umso schwerer in Zeiten, als die Skan-
dalisierungs- und Empörungskultur des In-
ternets und der sogenannten „sozialen Me-
dien“ wie Twitter und Facebook einseitige, 
vermeintlich einzig wahre Sichtweisen bis 
hin zu Verschwörungstheorien zu bestätigen 
scheinen. Vor lauter Rassismus, Sexismus, 

Rechtsextremismus und Nationalismus er-
kennt manch ein Bürger sein eigenes Land 
nicht wieder, die gute alte Bundesrepublik.

Linksaußen warnt die „Nie wieder-
Deutschland“-Fraktion vor dem ewigen Fa-
schismus, rechtsaußen kämpfen „Reichsbür-
ger“ und Neonazis gegen „Lügenpresse“ und 
„Volksverräter“, während die grüne Moralis-
ten-Vereinigung überzeugt ist, dass „gerade 
Wir“ als geläuterte Deutsche berufen seien, 
die Welt zu retten. Motto: Nur ein schlechtes 
Gewissen ist ein gutes Gewissen. Dazwischen 
treiben lose versprengte Zeitgenossen, denen 
entweder alles egal ist, Hauptsache, das 
WLAN funktioniert, oder solche Individuen, 
die sich in ihre offenkundig anachronistisch 
gewordene spätbürgerliche Liberalität zu-
rückziehen wie auf ein altes Sofa. Millionen 
von Migranten dürfte all das sowieso äußerst 
fremd erscheinen. Was hat ein syrischer 
Flüchtling aus Aleppo mit Bismarck zu tun?

Realismus in der Minderheit
Die klassisch-bürgerliche Mitte wirkt dabei 
merkwürdig verloren, blass, konturlos, ohne 
Ausstrahlungskraft und Selbstbewusstsein – 
und das, obwohl sie für das erfolgreiche, welt-
weit gefeierte „Modell Deutschland“ steht, 
die Mischung aus freiheitlicher Demokratie 
und sozialer Marktwirtschaft. Selbst Helmut 
Kohl erscheint im Rückblick wie ein Leucht-
turm des liberalen Konservativismus, an dem 
man sich zumindest reiben konnte. 

Auch die Spitzenkandidaten zur bevorste-
henden Bundestagswahl verkörpern kaum 
noch glaubwürdig den politischen Kern jenes 
bundesdeutschen Erfolgsmodells, dessen 
Fortschreibung sie mit Optimismus in An-
griff nehmen könnten. Der linksgrüne, „post-
nationale“ Zeitgeist zwischen Weltrettungs-
Idealismus, Gender-Mainstreaming und 
Live-Ticker-Katastrophismus sorgt dafür, 
dass kritisch-pragmatische Vernunft und po-
litischer Realismus immer mehr in eine Min-
derheitenposition geraten. 

So hat die Integrationsbeauftragte der 
Bundesregierung, die Merkel-Vertraute An-
nette Widmann-Mauz, gerade verkündet, 
dass nun auch der politisch korrekte Begriff 
„Migrationshintergrund“ abgeschafft werden 
soll, weil er nicht mehr „zeitgemäß“ sei. Die 
von ihr beauftragte „Fachkommission Integ-
rationsfähigkeit“ geht nach zwei Jahren (!) 
Arbeit in ihrem Abschlussbericht noch wei-
ter: Die titelgebende Bezeichnung „Integra-
tionsfähigkeit“ sei „verengend“ und solle 
ebenso wenig weiter benutzt werden wie das 
Wort von der „Mehrheitsgesellschaft“. Lieber 
wolle man künftig von „Einwanderungsge-
sellschaft“ sprechen, in der keine Gruppe dis-
kriminiert und ausgegrenzt werde.

Umformung der Wirklichkeit
Wir verstehen: Über die Verordnung offiziö-
ser Sprachregelungen soll die Wirklichkeit 
umgeformt, teils gleich ganz zum Verschwin-
den gebracht werden. Wie aber, um Himmels 
willen, sollen Menschen aus fernen Ländern 
und Kulturen jemals in Deutschland ankom-
men, wenn die „Einwohnenden“ (Originalton 
gendergerechte Sprache) der „Einwande-
rungsgesellschaft“ selbst nicht wissen, in 
welchem Land, mit welcher Geschichte und 
Kultur, mit welchen Werten, Rechten und 
Pflichten sie eigentlich leben – wenn sie also 
kein angemessenes und, ja, verbindlich-
mehrheitsfähiges Selbst-Bewusstsein haben? 

Dann bleibt uns nur noch die Übernahme 
des Sprachgebrauchs der Bundeskanzlerin, 
dann sind wir eben „Menschen, die schon 
länger hier leben“. 

Mehr Geschichtslosigkeit geht nicht.

b Reinhard Mohr war bis 2004 Redakteur 
des „Spiegel“ und bis 2010 Autor von „Spiegel 
Online“. Zu seinen Büchern gehört „Bin ich 
jetzt reaktionär? Bekenntnisse eines Altlinken“ 
(Gütersloher Verlagshaus, 2013).

Verdrängte Wurzeln: Bedeutende Ereignisse des 19. Jahrhunderts wie das Hambacher Fest 1832, die März-Revolution 1848 
oder – wie hier – die Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1849 böten Anlässe für ein positives Verhältnis der 
heutigen Deutschen zu ihrer Geschichte  � Foto: akg images
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VON ROBERT MÜHLBAUER

D ie Auseinandersetzung zwi-
schen der AfD und dem Ver-
fassungsschutz spitzt sich zu. 
Eine verschärfte Beobachtung 

könnte Ende Januar verkündet werden. 
Mit mehreren Klagen und Eilanträgen 
beim Verwaltungsgericht Köln gegen das 
dort ansässige Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) hat die Partei versucht 
zu verhindern, dass sie vom BfV zum 
rechtsextremen „Verdachtsfall“ erklärt 
wird. Die AfD argumentierte unter ande-
rem damit, dass ihr Recht auf Chancen-
gleichheit verletzt werde. Am Montag die-
ser Woche gab der VS eine „Stillhaltezusa-
ge“ ab. Er wird nichts unternehmen, bis 
das Verwaltungsgericht über die Eilanträ-
ge entschieden hat. Schon das wurde als 
Teilerfolg für die AfD angesehen. Der Ver-
fassungsschutz habe „den ersten Schritt 
verstolpert“, schrieb etwa die „taz“.

Ein anderer Vorgang in Berlin hat un-
terdessen hohe Wellen geschlagen. Der 
Berliner Landes-AfD war durch einen  
anonymen Informanten ein Zwischenbe-
richt des Landesamts für Verfassungs-

schutz zugespielt worden. Die Autoren 
äußern in dem 43  Seiten langen Papier 
starke Zweifel, ob die AfD als rechtsext-
rem und verfassungsfeindlich einzustu-
fen sei. Der untersuchte Einfluss des rech-
ten „Flügels“ in Berlin wird als „sehr ge-
ring“ bewertet. In der Gesamtschau der 
gesammelten Erkenntnisse über die AfD 
Berlin seien „keine zureichenden tatsäch-
lichen Anhaltspunkte ersichtlich, die die 
Schwelle zum Verdachtsfall überschrei-
ten“, heißt es als Fazit. Es war eine Art 
Persilschein.

Rot-rot-grün zeigt sich empört
Innensenator Andreas Geisel (SPD), die 
Grünen und die Linkspartei zeigten sich 
empört darüber, dass die Partei in den Be-
sitz des Berichts gelangt war. Geisel ließ 
mitteilen, der entlastende Bericht weise 
„methodische Mängel“ auf und sei nur 
eine vorläufige Zwischenversion gewesen. 
Nur zwei Tage nach dem Bekanntwerden 
des brisanten Papiers wurde ein Referats-
leiter des Verfassungsschutzes vom 
Dienst freigestellt. Die „Berliner Zeitung“ 
fasste den Vorgang so zusammen: „Ein 
Bericht des Berliner Verfassungsschutzes 

sieht bei der AfD keine Verfassungsfeind-
lichkeit. Die Innenverwaltung will des-
halb den Autor feuern.“ AfD-Parteichef 
Jörg Meuthen kritisierte dies als Skandal. 
Es zeige, „wie die politische Instrumenta-
lisierung des Verfassungsschutzes in der 
Realität vonstattengeht“, sagte Meuthen.

Für die Partei könnte das durchgesto-
chene Berliner Papier ein wichtiges Be-
weismittel in dem anstehenden Rechts-
streit sein. Bundesinnenminister Horst 
Seehofer (CSU) will unbedingt verhin-
dern, dass Gerichte einen „Verdachts-
fall“-Beschluss kippen. Seehofer hat die 
Juristen seines Ministeriums daher noch-
mals mit einer genauen Prüfung beauf-
tragt. Eine erfolgreiche Klage der AfD im 
Superwahljahr wäre eine gewaltige Bla-
mage und eine Glaubwürdigkeitskrise für 
die Innenminister und ihre Verfassungs-
schutzämter.

Die AfD-Spitze um Meuthen hat sich 
seit Längerem auf einen Abwehrkampf 
eingestellt. Ein Teil der Abwehrstrategie 
bestand darin, den Rechtsaußen-Flügel zu 
stutzen und Radikale auszuschließen. Der 
größte Schritt dabei war der Rauswurf des 
Brandenburger AfD-Landesschefs Andre-

as Kalbitz wegen einer verheimlichten 
rechtsextremistischen Vergangenheit. 
Darüber kam es zum Konflikt mit dem 
AfD-Ehrenvorsitzenden Alexander Gau-
land. Kalbitz erlitt vergangene Woche im 
Berufungsverfahren vor dem Kammerge-
richt Berlin abermals eine juristische 
Schlappe.

Wie einflussreich ist der „Flügel“? 
Ohne Kalbitz wirkt der offiziell aufgelöste 
„Flügel“ um den Thüringer Landesvorsit-
zenden Björn Höcke schwächer. Beim 
jüngsten Bundesparteitag im November 
unterlagen „Flügel“-Kandidaten bei allen 
Wahlen. Dennoch hat Bundesverfas-
sungsschutzchef Thomas Haldenwang 
mehrfach behauptet, die „Flügel“-Leute 
könnten ihre Machtposition in der AfD 
ausbauen. Dies wird eine der entschei-
denden Fragen im juristischen Streit um 
die Beobachtung der Partei sein. Dem 
„Flügel“ sollen angeblich 7000 der mehr 
als 34.000 Mitglieder nahestehen.

Kommt es zur Hochstufung zum „Ver-
dachtsfall“, kann der Inlandsgeheim-
dienst die AfD mit nachrichtendienstli-
chen Mitteln beobachten, also etwa Tele-
fonate abhören, und er kann V-Leute an-
werben und einschleusen. Ungemütlich 
dürfte die BfV-Beobachtung besonders 
für Beamte, etwa Polizisten oder auch Sol-
daten werden, die sich in der AfD engagie-
ren. Allerdings sei die Vorstellung falsch, 
dass ihre berufliche Position unmittelbar 
gefährdet sei. Es komme auf das individu-
elle Verhalten an, betonte der Juraprofes-
sor Ralf Brinktrine von der Universität 
Würzburg in einem Interview, das er der 
„Süddeutschen Zeitung“ gab. Wer bloß 
zahlendes Mitglied sei, „dem wird man 
auch künftig oft wenig anhaben können“. 

Nur wenn Beamte selbst mit als ver-
fassungsfeindlich gewerteten Äußerun-
gen auffallen und sich mit hohen Partei-
ämtern oder als „Flügel“-Anhänger expo-
nieren, könnte dies als Verletzung der 
Treuepflicht gesehen werden, sagen Be-
amtenrechtler. Ein hoher AfD-Funktionär 
sagte gegenüber der PAZ, er habe dennoch 
Angst, dass bürgerlich-konservative Par-
teimitglieder kalte Füße bekämen und 
austreten würden. 

Die Nervosität in der AfD ist mit Hän-
den zu greifen. Aber auch ihre Gegner 
scheinen nicht frei von Nervosität, wie die 
Reaktion des Berliner SPD-Innensenators 
Geisel zeigt.
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Die Zustimmungswerte für die Corona-
Politik der Bundesregierung sinken. 
Gleichzeitig scheint sich die FDP zu er-
holen. Parteichef Christian Lindner wit-
tert Morgenluft, weil er sich ein Stück 
weit bestätigt fühlen kann. Schon früh 
hatten sich die Liberalen als Kritiker allzu 
scharfer Eindämmungsmaßnahmen pro-
filiert, was ihnen den Vorwurf einbrachte, 
sie würden sich in geistiger Nähe zur Al-
ternative für Deutschland befinden. 

Doch während die AfD unter dem 
Druck möglicher Beobachtung durch das 
Bundesamt für Verfassungsschütz ächzt 
(siehe oben) und mit internen Ränkespie-
len beschäftigt ist, stieg die FDP in Um-
fragen auf bis zu neun Prozent. Einen der-
art hohen Wert hat sie lange nicht er-

reicht. „Wir sind die einzige Opposition“, 
sagte Lindner, als er in der vergangenen 
Woche vehement eine Beteiligung des 
Bundestags an den Maßnahmen zur Coro-
na-Bekämpfung einforderte. 

Der erklärte Gegner ist die Union
Hinter den Liberalen liegen schwere Mo-
nate. Vom Beginn der Pandemie an hat die 
Partei versucht, sich als Wahrer der Inte-
ressen der Wirtschaft zu positionieren. 
Als der erste Lockdown glimpflich verlief 
und die Corona-Zahlen im Sommer ein-
brachen, da stieg die Zustimmung für die 
Bundesregierung stetig an. Als im Herbst 
die Zahlen wieder anstiegen, war das Ver-
trauen zur Kanzlerin Angela Merkel un-
gebrochen hoch. 

Doch nach quälenden Lockdown-Mo-
naten und immer den gleichen Parolen 
finden plötzlich die Liberalen Gehör. „Ich 
frage mich, wann die Bundeskanzlerin ein 
Ende dieser Strategie sieht? Und deswe-
gen brauchen wir eine breitere Debatte. 
Wir müssen mehr Experten hören, die 
auch Alternativvorschläge machen“, sagte 
Generalsekretär Volker Wissing. 

Bundestagsvizepräsident Wolfgang 
Kubicki bekundete lautstark seine Ver-
wunderung darüber, dass die Kanzlerin 
immer dieselben Berater um sich versam-
melt. Der Altliberale ist neben Lindner 
das prominenteste Gesicht der Partei. 
Und er scheint die Richtung vorzugeben. 
Seitdem die CDU die Weichen eindeutig 
Richtung schwarz-grüner Koalition nach 

der nächsten Bundestagswahl gestellt hat, 
teilt Kubicki fast wöchentlich aus. Lieb-
lingsfeind ist der bayerische Ministerprä-
sident Markus Söder. Der erklärte Gegner 
ist die Union. 

Ganz im Sinne der FDP dürfte es sein, 
dass die CDU zukünftig von Nordrhein-
Westfalens Ministerpräsidenten Armin 
Laschet statt von Friedrich Merz geführt 
wird. Der Wirtschaftsexperte ist in FDP-
Kreisen nämlich äußert beliebt und hätte 
der Partei wohl Wähler abspenstig ma-
chen können. Nach seiner Wahlniederla-
ge wird sogar über seinen Beitritt zu den 
Liberalen spekuliert. Parteichef Lindner 
hat dies vehement dementiert. Aber über 
die mediale Aufmerksamkeit wird er sich 
sicher gefreut haben.� Peter Entinger

FDP

Zuversicht bei den Liberalen wächst
Während die Regierung schwächelt, gewinnen die Freien Demokraten wieder an Profil

b MELDUNGEN

Weit hinter den 
Plänen zurück
Berlin – Nach den Plänen der Bundes-
regierung sollten neun Zehntel der 
Gesundheitsämter in Deutschland bis 
Ende des vergangenen Jahres eigent-
lich ein vom Helmholtz-Zentrum für 
Infektionsforschung (HZI) entwickel-
tes Programm namens Sormas nutzen. 
Das Programm vom Helmholtz-Zent-
rum in Braunschweig war ursprüng-
lich zur Ebola-Bekämpfung entwickelt 
worden, ist aber inzwischen um ein 
Covid-19-Modul ergänzt worden. Eine 
Anfrage der gesundheitspolitischen 
Sprecherin der Grünen im Bundestag, 
Maria Klein-Schmeink, ergab, dass das 
Programm mit Stand 31. Dezember bei 
nur weniger als einem Drittel der Ge-
sundheitsämter eingerichtet und 
einsatzbereit war. Konkret waren 
dies 111 der insgesamt 375 Gesund-
heitsämter in Deutschland. Sormas 
wurde konzipiert, um infizierte Perso-
nen schneller identifizieren und den 
zuständigen Gesundheitseinrichtun-
gen in Echtzeit Informationen liefern 
zu können.� N.H.

Windkraft 
unter der Lupe
Geesthacht – Seit November 2019 
wird am Helmholtz-Zentrum in Geest-
hacht bei Hamburg im Rahmen des 
Großforschungsprojekt „X-Wakes“ 
die Auswirkung von Offshore-Wind-
kraftanlagen auf die Luft und das Was-
ser in ihrer direkten und weiteren Um-
gebung untersucht. Die Standorter-
kundung für den geplanten weiteren 
Ausbau der Offshore-Windkraft in der 
Nordsee ist der zentrale Auftrag des 
Projekts, an dem auch die Energiever-
sorger beteiligt sind. Bis Ende 2020 
wurden auf Nord- und Ostsee 7,76 Gi-
gawatt (GW) Offshore-Windkapazität 
installiert (1500 Turbinen), bis 2030 
sollen es mehr als doppelt so viele, 
nämlich 20 GW, werden. Jede Turbine 
entzieht dem Wind ständig etwa 59 
Prozent seiner Energie. Im Wind-
schatten der Anlagen entstehen so ki-
lometerlange Wirbelschleppen mit 
geringerer Windgeschwindigkeit und 
höherer Turbulenz. Die Windparks 
sorgen aber auch im Wasser für mehr 
Turbulenzen. In Wechselwirkung mit 
den natürlichen Strömungen verwir-
beln sie den Meeresboden und beein-
flussen so die Meeresumwelt. Die Aus-
wirkungen auf die Umwelt könnten 
beträchtlich sein.� D.J.

Info-Zentrum 
mit Beiboot
Hoyerswerda – Ein sogenanntes Info-
Zentrum soll ab kommendem Früh-
jahr am nordwestlich der sächsischen 
Kreisstadt Hoyerswerda gelegenen 
Geierswalder See an die als Kreuz-
fahrtschiff gebaute „Wilhelm Gust-
loff“ und deren Untergang in der Ost-
see vor 76 Jahren erinnern. Kernstück 
des Info-Zentrums soll das einzige er-
haltene Beiboot der „Wilhelm Gust-
loff“ werden. Die kleine Anlage soll 
aus drei umgebauten Containern be-
stehen. Die nachträglich mit Fenstern 
versehenen Blechkisten sollen so ver-
kleidet werden, dass der Eindruck ent-
steht, man stehe vor einem Schiffsbug. 
Der Ausbau der Großraumbehälter 
wurde durch die Hoyerswerdaer Ge-
sellschaft für Aus- und Fortbildung 
(GAF) unterstützt.� M.R.

AFD

Im Visier des Verfassungsschutzes
Während sich die Partei gegen die Einstufung als rechtsextremer „Verdachtsfall“ wehrt, bescheinigt ein 

internes Gutachten dem Berliner Landesverband Verfassungstreue. SPD-Innensenator Geisel tobt

Wütend, weil der Verfassungsschutz zum unerwünschten Ergebnis gekommen ist: Berlins Innensenator Andreas Geisel (SPD)
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VON NORMAN HANERT

M it ihrem Plan, eine Immig-
rantenquote für den ge-
samten öffentlichen 
Dienst der Hauptstadt ein-

zuführen, stößt Berlins Senatorin für In-
tegration, Elke Breitenbach, selbst in der 
eigenen Koalition auf starken Widerstand. 
Durch einen Pressebericht war Mitte Ja-
nuar ein Gesetzentwurf der Politikerin 
bekannt geworden, der Verwaltung, den 
Landesbetrieben, Gerichten und Staats-
anwaltschaften eine Quote von Mitarbei-
tern mit „Migrationsgeschichte“ als Ziel 
vorzugeben. 

Nach den Vorstellungen Breitenbachs 
soll die Quote dem Immigrantenanteil an 
der Bevölkerung entsprechen. Derzeit wä-
ren dies etwa 35 Prozent. Zustimmung für 
den Quotenplan der Linkspartei-Politike-
rin kam von den Berliner Grünen. Kühl 
reagierte dagegen aber der Koalitions-
partner SPD: Frank Zimmermann, innen-
politischer Sprecher der SPD-Fraktion im 
Abgeordnetenhaus, twitterte nach dem 
Bekanntwerden des Gesetzentwurfs: 
„Ziemlich kühn, dass Elke Breitenbach 
und die Integrationsbeauftragte im ,Ta-
gesspiegel‘ verkünden, R2G plane eine 
35-Prozent-Quote für Migranten im Öf-
fentlichen Dienst und eine Bevorzugung 
bei der Einstellung. Die SPD-Fraktion hat 
das jedenfalls nicht beschlossen.“ 

Erinnerung an NS-Ahnenpass
Der rechtspolitische Sprecher der Berli-
ner Union, Sven Rissmann, sprach sogar 
von einem „weiteren verfassungswidri-
gen Gesetz“. AfD-Rechtspolitiker Marc 
Vallenda kündigte zudem bereits eine 
Klage seiner Partei gegen die geplante 
Immigrantenquote für den öffentlichen 
Dienst des Landes Berlin an. Der Ver-
fassungsrechtler Arnd Diringer gab ge-
genüber dem „Tagesspiegel“ ebenfalls 
eine sehr deutliche Einschätzung zu 
dem Vorhaben ab: „Das ist grob verfas-
sungswidrig, das brauchen sie gar nicht 
erst zu versuchen.“ Der Jurist verwies 
dabei auf eine klare Vorgabe des Grund-
gesetzes, wonach jeder Deutsche „nach 
seiner Eignung, Befähigung und fachli-
chen Leistung gleichen Zugang zu je-
dem öffentlichen Amte“ habe.

Leser machten in Kommentaren zu 
einem Artikel in der „Welt“ darauf auf-
merksam, dass die Pläne der Linkspartei-
Senatorin auch vor dem Hintergrund der 
deutschen Geschichte möglicherweise 
nicht besonders sensibel sind.

Denkt man den Vorschlag nämlich 
konsequent zu Ende, dann wird es künftig 
an irgendeiner Stelle der Einstellungsver-
fahren für den öffentlichen Dienst die 
Vorschrift geben, dass die Bewerber ihre 
Herkunft als Immigrant, ihre „Migrati-
onsgeschichte“, nachweisen und belegen. 
Unter anderen Vorzeichen und mit mör-
derischen Konsequenzen hatten schon 
die Nationalsozialisten mit ihrem „Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums“ bindende Herkunftsnachweise 
verlangt. Mussten deutsche Staatsbürger 
seinerzeit einen „Ahnenpass“ führen und 
nachweisen, keine fremden, jüdischen 
oder ziganischen Wurzeln aufzuweisen, 

so sollen sie in Berlin laut dem Breiten-
bach-Plan künftig fremde Wurzeln vor-
weisen müssen, um nicht benachteiligt zu 
werden. Denn bislang verfügen nur etwa 
zwölf Prozent der Berliner Landesbe-
diensteten über einen „Migrationshinter-
grund“. Bis die geforderte Quote von 35 
Prozent erfüllt wäre, müssten rein deut-
sche Bewerber allein aufgrund ihrer Her-
kunft mit jahrelanger Zurücksetzung 
rechnen.

„Integration“ soll verschwinden
Bundesweit betritt Breitenbach mit ihrem 
Gesetzentwurf nicht nur juristisch Neu-
land. Auffallend ist, dass im Entwurf der 
Linkspartei-Senatorin der Begriff „Integ-
ration“ generell nicht mehr verwendet 
wird. Laut Breitenbach eine bewusste 
Entscheidung: „Der Begriff geht davon 
aus, dass es eine Mehrheitsgesellschaft 
gibt und dass Menschen, die hierherkom-

men, sich anpassen müssen.“ Aus Sicht 
Breitenbachs ist dies „ausgrenzend“, 
stattdessen gehe es „um Partizipation: die 
Einbeziehung aller Menschen“. 

Neben dem Wort „Integration“ könn-
te indes bald auch der Begriff „Migrati-
onshintergrund“ zunehmend ersetzt wer-
den. Eine von der Bundesregierung beauf-
tragte Kommission zur Integrationspoli-
tik hat vor Kurzem vorgeschlagen, statt 
von „Migrationshintergrund“ künftig von 
„Eingewanderten und ihren (direkten) 
Nachkommen“ zu reden. Dabei handelt es 
sich keineswegs um eine Formsache. Bis-
lang ist es bei in Deutschland geborenen 
Kindern mit deutschem Pass üblich, von 
einem „Migrationshintergrund“ zu spre-
chen, wenn sich dies von mindestens ei-
nem Elternteil ableitet. Die neue Katego-
rie „Eingewanderte und ihre direkten 
Nachkommen“ würde diese Kinder nicht 
mehr erfassen.  

IMMIGRANTENQUOTE

„Das ist grob verfassungswidrig“
Öffentlicher Dienst: Berlins Integrationssenatorin will Immigranten bei der Einstellung bevorzugen

Widerstand auch aus der SPD: Integrationssenatorin Elke Breitenbach (Linkspartei)� Foto: imago images/Christian Ditsch

b KOLUMNE

Sieht man von den finanziellen Ausfällen 
ab, dann konnte der Großflughafen BER 
bei Berlin im vergangenen Herbst wie 
unter idealen Laborbedingungen in Be-
trieb gehen: Pandemiebedingt sind 
Flugplan und Passagierzahlen extrem 
ausgedünnt. So meldete die Flughafen-
gesellschaft für den vergangenen Dezem-
ber nur noch rund zehn Prozent der Pas-
sagierzahlen der Berliner Flughäfen vom 
Dezember 2019. 

Verdi fordert Terminal-Schließung
Erneute Pannen werfen bei Beobachtern 
nun allerdings die Frage auf, ob der BER 
einen Start unter Volllastbedingungen 
überhaupt bewältigt hätte. Nach Angaben 
der Gewerkschaft Verdi hat Sicherheits-
personal beispielsweise an Geräten der 
Gepäckkontrollen im neuen Terminal 1 in-
zwischen 60 Mal Stromschläge erlitten. 
Mehrere Mitarbeiter mussten nach sol-

chen Vorfällen sogar in Krankenhäusern 
behandelt werden. Laut Gewerkschafts-
angaben ist es allein am 6. Januar allei-
ne zu elf Unfällen durch Stromschläge 
gekommen, viermal waren dabei Ret-
tungseinsätze erforderlich. Nach den 
Stromschlägen litten die betroffenen Mit-
arbeiter unter Schmerzen, Taubheitsge-
fühl und Benommenheit. Ein Verdi-Ver-
treter klagt: „Manche Mitarbeiter werden 
mehrmals während einer Schicht von 
Stromschlägen betroffen. Eine Kollegin 
traf es viermal, sie quittierte für den Tag 
ihren Dienst.“

Verantwortlich für die Geräte ist laut 
Arbeitnehmervertretern die Bundespoli-
zei. Diese bestätigte, dass es Probleme mit 
elektrostatischen Aufladungen gebe. Als 
mögliche Gegenmaßnahmen hat die Be-
hörde ein regelmäßiges feuchtes Wischen 
des Fußbodens und andere Bekleidungs-
materialien für das Personal empfohlen. 

Aus Sicht von Verdi haben aber auch 
Gummimatten und Antistatik-Schlüssel-
anhänger keine wirksame Abhilfe ge-
bracht. „Geholfen hat das bisher kaum“, 
so Gewerkschaftsvertreter Benjamin Ro-
scher. Inzwischen hat Verdi sogar die 
Schließung des erst im Oktober in Betrieb 
genommenen Terminals verlangt. 

Chaos nach nur zwei Flugzeugen
Schon kurz nach der Eröffnung hatten 
Flughafenmitarbeiter und Besucher über-
dies Schäden im Dach des neuen Flugha-
fengebäudes festgestellt. Dabei war Re-
genwasser durch ein undichtes Oberlicht 
in ein Treppenhaus getropft. Um das Was-
ser aufzufangen, platzierten Mitarbeiter 
zunächst eine Kiste unter der undichten 
Stelle. Die geringe Auslastung des Flugha-
fens würde es derzeit sogar erlauben, ent-
sprechend der Verdi-Forderung auf das 
neue Abfertigungsgebäude zunächst ganz 

zu verzichten. Bislang steht noch das na-
hegelegene Terminal des alten Flughafens 
Schönefeld bereit. Dort gibt es Tage, an 
denen kein einziges Flugzeug auf die Rei-
se geschickt oder empfangen wird.

Selbst der stark ausgedünnte Flugplan 
ist für den Großflughafen aber offenbar 
eine große organisatorische Herausforde-
rung: Am 17. Januar drängelten trotz Co-
rona-Auflagen Hunderte Passagiere dicht 
gedrängt vor der Passkontrolle im alten 
Terminal 5. Ursache des Gedrängels wa-
rer zwei Flugzeuge, die mit insgesamt 
427 Passagieren kurz nacheinander aus 
Albanien und Moldawien gelandet waren. 
Trotz der aktuellen Minimalauslastung 
hatte es die Flughafengesellschaft allem 
Anschein nach nicht geschafft, die Passa-
giere aus Osteuropa entsprechend den 
Pandemieregeln abzufertigen, was bei-
spielsweise das Einhalten von Mindestab-
ständen erfordert hätte. � N.H.

SKANDAL-FLUGHAFEN

BER kommt aus Pannenserie nicht heraus
Rettungseinsätze nach Stromschlägen – Abfertigung bleibt trotz niedriger Passagierzahlen desaströs

Candy Crush 
und Konferenz 

VON VERA LENGSFELD

Ein offensichtlich kindischer Minis-
terpräsident Ramelow hat in launiger 
Runde in der neuen Internet-Debat-
ten-App „Clubhouse“, die Politiker 
und Journalisten in lockerer Hinter-
zimmeratmosphäre zusammenführt, 
gestanden, dass er während der Minis-
terpräsidentenkonferenz Candy Crash 
auf seinem Handy spielt und dabei bis 
zu zehn Level schafft. So sieht das Rin-
gen unserer Politiker um die „Corona-
Strategie“ aus! 

Nachdem seine Äußerungen auf 
Kritik stießen, entschuldigte sich Ra-
melow dafür, dass der en passant die 
Kanzlerin „das Merkelchen“ genannt 
hat, legte aber in der Hauptsache nach: 
„Die einen spielen Sudoku, die andern 
spielen auf ihren Handys Schach oder 
Scrabble, und ich spiele Candy Crush“ 
während der langen Sitzungen.

Wenn wir noch eine funktionie-
rende Presse hätten, dann würde es 
Forderungen nach Rücktritt von Ra-
melow und Abschaffung der Minister-
präsidentenkonferenz hageln. Statt-
dessen sinniert die „Süddeutsche“ nur 
darüber, ob es Ramelow bewusst ge-
wesen sei, dass er bei der Plauderei bis 
zu 3000 Zuhörer hatte. Der „Merkur“ 
druckt nur ein paar vorsichtige Kriti-
ken ab, wie die von Ramelows Innen-
minister Georg Maier (SPD), der 
meinte, sollte sich das bewahrheiten, 
dass „Bodo Ramelow während der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz Handy-
spiele spielt, dann sollte er sein Ver-
halten überprüfen“.

Diese Ministerpräsidentenkonfe-
renz (ein Gremium, das es laut Verfas-
sung nicht gibt und das gemeinsam 
mit Kanzlerin Merkel die Parlamente 
aushebelt, indem es Beschlüsse fasst, 
die nur die Volksvertretungen fassen 
dürften) daddelt auf ihren Handys, 
während die Grundrechte der Bürger 
abgeschafft, die Wirtschaft ruiniert 
und Existenzen vernichtet werden! 

Wer fasst ihre Beschlüsse eigent-
lich, während die Ministerpräsidenten 
anderweitig zu ihrer Entspannung be-
schäftigt sind?

b MELDUNG

AfD klagt gegen 
Beobachtung
Potsdam – Brandenburgs AfD hat ei-
genen Angaben zufolge durch ihren 
Prozessbevollmächtigten Michael Eli-
cker Klagen vor dem Landesverfas-
sungsgericht und vor dem Verwal-
tungsgericht Potsdam eingereicht. 
Das Verfassungsgericht soll die Beob-
achtung der Partei als solche untersa-
gen, vor dem Verwaltungsgericht soll 
dem Innenminister Michael Stübgen 
(CDU) im Wege einer einstweiligen 
Anordnung zudem untersagt werden, 
über die Beobachtung der Partei zu 
berichten. Elicker: „Es darf keine Be-
obachtung der größten Oppositions-
partei im Land durch die Landesregie-
rung, beziehungsweise durch den von 
der Regierung geführten Verfassungs-
schutz geben.“ Hans-Christoph 
Berndt, Chef der brandeburgischen 
AfD-Landtagsfraktion, wartet seit Mo-
naten darauf, dass der Verfassungs-
schutz ihm Einsicht in die über ihn 
angelegte Akte gewährt. SPD-Frakti-
onschef Erik Stohn möchte vor allem 
wissen, ob die AfD Kontakte zu rechts-
extremen Terroristen habe. � F.B.
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FALL NAWALNYJ

Steht eine Putindämmerung bevor?
Mehr als 100.000 Menschen protestieren landesweit – Moskau setzt weiter auf Symbole der Stärke

b MELDUNGEN

VON MANUELA ROSENTHAL-KAPPI

E twas hat sich verändert seit der 
Festnahme des Kremlkritikers 
Alexej Nawalnyj: Erstmals wäh-
rend Wladimir Putins langer 

Herrschaft gab es landesweit Proteste. 
Von Königsberg im Westen bis Chaba-
rowsk in Fernost – in über 100 Städten 
dder Russischen Föderation gingen vor 
allem junge Menschen zwischen 18 und  
35 Jahren, auf die Straße. Bis zu 160.000 
Demonstranten sollen es gewesen sein. 
Selbst Minustemperaturen von 51 Grad 
Celsius in Jakutsk hielten sie nicht davon 
ab, ihren Unmut kundzutun. Die Regie-
rung reagierte mit Massenverhaftungen. 

Schneebälle gegen Schlagstöcke
Bei den Videos der Demonstrationen, die 
sich in Windeseile im Internet verbreite-
ten, fällt auf, dass die Polizei in Moskau 
und St. Petersburg offenbar härter durch-
griff als im Osten des Landes. Dort wirkten 
die Einsatzkräfte eher zurückhaltend. An-
griffe sowie freundschaftliche Szenen gab 
es auf beiden Seiten. Die Demonstranten 
agieren zunehmend furchtlos. Mehrere 
von ihnen griffen Polizisten an, durchbra-
chen Absperrungen, beschädigten Einsatz-
fahrzeuge oder warfen Flaschen. In Wladi-

wostok ließ eine Gruppe Polizisten taten-
los einen Schneeballhagel über sich erge-
hen. Es gab Szenen, in denen sich Polizis-
ten deeskalierend verhielten, sowie solche, 
in denen Schlagstöcke zum Einsatz kamen.

Laut Umfragen wächst die Bereitschaft 
der Russen, für ihre Rechte auf die Straße 
zu gehen. Über 40 Prozent gaben an, zum 
ersten Mal an einer Demonstration teilzu-
nehmen. Dabei geht es nicht allen um Na-
walnyj, sondern um Freiheit. 62 Prozent 
der Demonstranten waren junge Erwach-
sene. Sie erreicht das System Putin nicht 
mehr. Auf der Social-Media-Plattform 
„Tik-Tok“ machen sie sich über den „Opa 
im Betonbunker“ lustig, geben Tipps, wie 
man sich als Amerikaner ausgibt, um bei 
einer Demo der Verhaftung durch die Spe-
zialeinheit Omon zu entgehen. 

Wird auch Nawalnyj selbst nur von zir-
ka 20 Prozent der Russen unterstützt, so 
hat sein Palast-Video doch einen Nerv ge-
troffen. Innerhalb nur weniger Tage wurde 
es 85 Millionen mal angesehen. In dem von 
einer Produktionsgesellschaft in Los An-
geles produzierten und in den „Blackforest 
Studios“  in Kirchzarten final bearbeiteten 
Video stellt Nawalnyj Putin als raffgierigen 
und korrupten Politiker dar. In Drohnen-
aufnahmen des Anwesens und 3D-Anima-
tionen des Interieurs werden sündhaft teu-

re Luxusgüter gezeigt, die geeignet sind, 
das Neidpotential des Betrachters zu schü-
ren. Nawalnyj tritt eloquent und arrogant 
auf. Er erwähnt zwar, dass er bei den Inte-
rieuraufnahmen auf Katalogmaterial der 
italienischen Hersteller zurückgegriffen 
hat, nicht jedoch, dass jedes erdenkliche 
kompromittierende Material auf dem digi-
talen Schwarzmarkt käuflich erhältlich ist. 
Hier bedient sich laut eigenen Angaben 
auch das Recherchenetzwerk Bellingcat.

Einer für alle, alle für einen 
Neu ist, dass Nawalnyj Putin direkt an-
greift. Die Parole „Einer für alle, alle für 
einen“ zieht offenbar bei den literaturaffi-
nen Russen. Nawalnyjs Rückhalt in der Be-
völkerung ist seit seiner Rückkehr zwar 
gewachsen, doch möglicherweise über-
schätzt er – wie einst der Oligarch Michail 
Chodorkowskij – seinen Einfluss.

Experten wie der politische Beobachter 
Kirill Rogow glauben, dass die Massende-
monstrationen nicht das Ergebnis des Na-
walnyj-Films sind, sondern einer seit zehn 
Jahren anhaltenden latenten Unzufrieden-
heit. Putins größtes Problem ist die Ju-
gend. Bei Leuten unter 30 gibt es kaum 
Putin-Freunde, während die Generation 
der über 60-Jährigen, die den Zerfall der 
Sowjetunion und die wirtschaftlichen Wir-

ren nach der Perestrojka erlebt haben, in 
den 90er Jahren Putin, den „Mann aus den 
Organen“, dafür schätzen gelernt hat, dass 
er für Ordnung, Stabilität und eine Steige-
rung des Lebensstandards sorgte. 

Diese Einschätzung spiegelt sich auch 
in den Umfragen des Levada-Zentrums wi-
der. In einem Jahresrückblick fasst Denis 
Wolkow die Umfrageergebnisse zusam-
men. Demnach hat die Corona-Krise zur 
Verschlechterung der Lagebewertung ge-
führt. In der Bevölkerung wächst der Pes-
simismus, was sich auch auf die Wertschät-
zung des Präsidenten negativ auswirkt. 
Schon jetzt sind die Folgen des harten 
Lockdowns im Frühjahr sichtbar wie Ar-
beitslosigkeit, der Rückgang der Einkünfte, 
Insolvenzen sowie insgesamt eine Ver-
schlechterung des Lebensstandards.

Der Bevölkerungsanteil der Unzufrie-
denen ist laut Levada-Zentrum auf 30 Pro-
zent gestiegen, wobei es einen Unterschied 
zwischen Jung und Alt gibt. Eine Minder-
heit von 30 Prozent unterstützt die Oppo-
sition, die Mehrheit ist nach wie vor für 
Putin. Auch im Verhältnis zu Nawalnyj 
zeigt sich eine Kluft zwischen Jung und Alt. 
Das sei darauf zurückzuführen, woher sie 
ihre Informationen erhalten. Junge Leute, 
die das Internet nutzen, glauben, dass ihr 
Staat für die Vergiftung des Kremlkritikers 
verantwortlich sei. Ältere, die das staatli-
che Fernsehen ansehen, halten Spezial-
kräfte der USA für schuldig. Seine Unter-
stützer sehen in Nawalnyj eine politische 
Alternative zum herrschenden Regime. Er 
ist inzwischen in den Rang der zehn am 
vertrauenswürdigsten scheinenden Politi-
ker aufgestiegen. Wie seine Zukunft aus-
sieht, wenn seine Mitstreiter verhaftet und 
Kommunikationskanäle gekappt werden, 
ist ungewiss. 

Die Zukunft Putins werde von der wirt-
schaftlichen Lage abhängen, so Wolkow. 
Entscheidend ist jedoch auch, wie die Re-
gierung mit Protesten umgeht. Dort, wo sie 
Zugeständnisse gemacht hat wie in Jekate-
rinburg, führte dies zur Beruhigung, dort, 
wo sie mit Härte durchgriff, gab es eine 
Eskalation wie in Chabarowsk, wo die Pro-
teste gegen die Verhaftung des Gouver-
neurs schon ein halbes Jahr anhalten.

Bislang setzt Putins autokratisches Re-
gime stets auf die allmähliche Zersetzung 
Andersdenkender. Verhaftungen sollen sie  
demoralisieren und sie von politischer Ein-
mischung abhalten. Wenn die Spezialein-
heiten des Präsidenten allerdings den En-
keln seiner Unterstützer weiterhin bei 
Demonstrationen eins über den Schädel 
ziehen, ist fraglich, wie lange eine Putin-
dämmerung noch auf sich warten lässt.  

Junge Demonstranten in Moskau und zahlreichen anderen Städten zeigen sich unerschrocken: „Ich habe keine Angst“ ist auf dem 
roten Plakat und „Einer für alle und alle für einen“ neben dem Foto des Oppositionspolitikers Alexej Nawalnyj zu lesen
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Gates hortet 
Ackerland
Seattle – Wie die Zeitschrift „The Land 
Report“ berichtet, ist Bill Gates der 
größte private Ackerlandeigentümer in 
den Vereinigten Staaten. Laut dem Be-
richt nennt der Gründer von Microsoft 
in den USA mittlerweile rund 
242.000 Acres, knapp 100.000 Hektar, 
Ackerland in 18 Bundesstaaten sein Ei-
gen. Gekauft und verwaltet wird das 
Land überwiegend durch Gates’ Invest-
mentgesellschaft Cascade Investments 
mit Sitz in Kirk im Bundesstaat Wa-
shington. Wie „The Land Report“ wei-
ter berichtet, liegen die von Cascade 
Investments gezahlten Preise oft über 
den ortsüblichen Kaufpreisen. Im Fall 
eines bekanntgewordenen Kaufs von 
Ackerland im US-Bundesstaat Wa-
shington lag der von Gates gezahlte 
Preis mit 29.000 US-Dollar je Hektar 
sogar um ein Vielfaches höher als die 
üblicherweise in der Region gezahlten 
Preise. Cascade Investments hat bisher 
Anfragen von US-Wirtschaftsmagazi-
nen zur Nutzung der Ackerflächen 
nicht beantwortet.� N.H.

Ein Drittel will 
ins Ausland
Beirut – Eine Umfrage der Konrad-
Adenauer-Stiftung in sechs Ländern 
der arabischen Welt zehn Jahre nach 
der Arabischen Rebellion hat eine ins-
gesamt hohe Migrationsbereitschaft 
ergeben. Im Libanon stieg die Zahl de-
rer, die ihre Heimat verlassen möchten, 
im Vergleich zu einer Umfrage aus dem 
Jahr 2018 von 26 auf 34 Prozent. Die 
Mehrheit der Befragten gab dafür wirt-
schaftliche Gründe an. Das Land leidet 
unter der schwersten Wirtschafts- und 
Finanzkrise in seiner Geschichte. Die 
Explosion im Hafen von Beirut im ver-
gangenen August hat die katastrophale 
Lage noch verschärft. Die Ausreisewil-
ligen zieht es überwiegend in den Wes-
ten, vor allem nach Europa. Dabei sind 
junge Menschen zwischen 18 und  
29 Jahren eher bereit, ihre Heimat zu 
verlassen, unter ihnen bilden Männer 
wiederum die Mehrheit. Auch in Tune-
sien, Marokko, Algerien, Libyen und 
Jordanien gibt es viele Frustrierte, de-
ren Hoffnung auf ein besseres Leben 
nach der Revolution nicht erfüllt wur-
de, da ihre jeweiligen Regierungen die 
Probleme nicht gelöst haben. Deutsch-
land genießt bei Arabern nicht zuletzt 
wegen der Aufnahme von Immigran-
ten ein hohes Ansehen. � MRK

China fühlt sich durch Indien provoziert
Neu-Delhi hat den autonomen Status der auch als „Klein-Tibet“ bezeichneten Grenzregion Ladakh de facto aufgehoben

Zwischen den beiden Nuklearmächten 
Indien und China eskalieren die Span-
nungen. Vordergründig resultiert das aus 
territorialen Streitigkeiten, die im Herbst 
1962 schon einmal in einem Grenzkrieg 
gipfelten. Peking hält seitdem die eigent-
lich zu Indien gehörende Hochregion 
von Aksai Chin und das Shaksgam-Tal 
besetzt. Darüber hinaus beansprucht es 
noch weitere 90.000 Quadratkilometer 
indischen Territoriums. Nun fühlt sich 
die Volksrepublik von dem Nachbarland 
provoziert, weil dieses den autonomen 
Status des ehemaligen buddhistischen 
Königreiches Ladakh, das als „Klein-Ti-
bet“ gilt, de facto aufhob. 

Darüber hinaus geht es aber noch um 
mehr. So argwöhnt die Führung in Pe-
king, der sogenannte Quatrilaterale Si-
cherheitsdialog zwischen Indien, Austra-
lien, Japan und den USA werde dem-
nächst in ein antichinesisches Militär-
bündnis münden. 

Indien wiederum wertet die zahlrei-
chen ambitionierten Infrastrukturprojek-
te der Volksrepublik in Bangladesch, My-
anmar, Nepal, Pakistan und Sri Lanka als 
absichtliche Einkreisung und versucht 
daher im Gegenzug, China wirtschaftlich 
zu schaden. Beispielsweise richtet sich die 
2014 von Premierminister Narendra Modi 
gestartete Initiative zur Förderung der 

Produktion im Inland nun zunehmend 
gegen das Reich der Mitte. Streckenweise 
läuft die Kampagne „Make in India“ mitt-
lerweile sogar auf einen unverhüllten Boy-
kott chinesischer Produkte hinaus. In den 
letzten Monaten verbot die Regierung in 
Neu-Delhi rund zweihundert Handy-Apps 
von Anbietern aus China und forderte da-
rüber hinaus alle staatlichen Firmen auf, 
keine Technologie aus dem Huawei-Kon-
zern zu nutzen. Außerdem benötigen indi-
sche Unternehmen jetzt eine formelle Ge-
nehmigung, wenn sie mit Investoren aus 
China kooperieren wollen. 

Peking reagierte auf Letzteres, indem 
es indischen Gründern, die durch die 

Maßnahmen ihrer Staatsführung schwerer 
an Startkapital kommen, einen besseren 
Zugang zum chinesischen Markt bietet, 
um dergestalt Verbündete zu gewinnen. 
Ob sich die antichinesische Stimmung in 
Indien dadurch dämpfen lässt, bleibt in-
des fraglich. Zu verbreitet ist dort der Är-
ger über die ständigen Zusammenstöße an 
der nach wie vor nicht offiziell festge-
schriebenen Grenze zwischen Indien und 
dem von Peking kontrollierten Autono-
men Gebiet Tibet. 

Beispielsweise sollen Mitte Juni 2020 
einige indische Militärs am Fluss Galwan 
in Ladakh Angehörige der Volksbefrei-
ungsarmee „provoziert und angegriffen“ 

haben. Die zettelten daraufhin eine bra-
chiale Massenschlägerei mit Fäusten, Stei-
nen und Knüppeln an, in deren Verlauf 
mindestens 20 Inder und eine unbekannte 
Zahl von Chinesen ums Leben kamen. Das 
war die erste tödliche Auseinandersetzung 
zwischen den Soldaten Pekings und Neu-
Delhis seit vielen Jahrzehnten.

Eine Beendigung des Konfliktes 
scheint derzeit in weiter Ferne zu liegen. 
Denn beide Streitparteien verhalten sich 
extrem ablehnend, wenn es um die Frage 
des Einsatzes von Schlichtern geht. So 
wurde selbst das Vermittlungsangebot des 
damaligen US-Präsidenten Donald Trump 
zurückgewiesen.� Wolfgang Kaufmann
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VON PETER ENTINGER

D ie Argumentation der Einwan-
derungslobby ist hinlänglich 
bekannt: Die deutsche Bevöl-
kerung sei überaltert. Die Zahl 

der arbeitsfähigen Deutschen nehme ab. 
Der deutschen Wirtschaft drohe deshalb 
Fachkräftemangel. Dieses Problem lasse 
sich durch eine Forcierung der Einwande-
rung lösen. Um auswanderungswillige 
Ausländer zur Einwanderung nach 
Deutschland zu animieren und zu moti-
vieren, bedürfe es indes einer Willkom-
menskultur. Und die sei in Deutschland 
noch immer nicht ausgeprägt genug. Un-
geachtet von Corona, Lockdown und der 
wegen ihnen drohenden Arbeitslosigkeit 
(siehe Artikel unten) wiederholt die Ber-
telsmann-Stiftung diese Argumentation 
auch in der jüngsten  Ausgabe ihres soge-
nannten Fachkräftemigrationsmonitors. 

Junge Ausländer brauche das Land
Laut dieser Veröffentlichung zeigt eine 
Befragung von Unternehmen durch Civey 
im September und Oktober 2020, dass 
55 Prozent der befragten Führungskräfte 
in jenem Jahre Engpässe bei Fachkräften 
erfahren haben und für 2021 keine Besse-
rung erwarten. „Größere Unternehmen 
sind häufiger vom Fachkräftemangel be-
troffen als kleine“, sagt Matthias Mayer, 
eine der Autoren und laut Impressum 
„Senior Expert Programm Integration 
und Bildung“. Besonders der Gesund-
heitssektor und das Bauwesen litten unter 
Engpässen. Dies könne in Zeiten der Pan-
demie nicht sonderlich überraschen. 
Schon seit Jahren setze die Pflegebranche 
auch qualifiziertes Personal aus dem Aus-
land ein. Junge Deutsche finde man für 
diesen schlecht bezahlten Knochenjob 
kaum. Doch durch die Corona-Ausbrüche, 
teilweise Grenzschließungen und die 
Angst um die eigene Gesundheit scheine 
es auch schwieriger zu werden, Menschen 
aus Süd- und Osteuropa für diese Arbeit 
in Deutschland zu gewinnen. 

Für die Studie wurden je nach Frage 
500 oder 2500 Entscheider in deutschen 
Unternehmen verschiedener Größen vom 
21. September bis 20. Oktober 2020 online 
befragt. Um dem Mangel an Fachkräften 
entgegenzuwirken, setzten die befragten 
Unternehmen in erster Linie darauf, neue 
Mitarbeiter auszubilden sowie das vor-
handene Personal durch Weiterbildung 
und bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf im eigenen Betrieb zu halten. 
Nur 17 Prozent gäben dagegen an, Fach-
kräfte aus dem Ausland zu rekrutieren.

Wie genau sich die Corona-Krise in 
Deutschland auf den Bedarf und die Zu-
wanderung von Fachkräften auswirken 
werde, sei noch nicht absehbar. Struktu-
relle Probleme der deutschen Wirtschaft 
hinsichtlich Facharbeitern seien indes 
auch schon vor dem Pandemie-Ausbruch 

sichtbar gewesen. So habe es bereits 2019 
einen Rückgang an ausländischen Fach-
arbeitern gegeben. Zudem sei eine stärke-
re Abwanderung von Arbeitsmigranten 
erkennbar gewesen. Deutschland sei im 
Vergleich zu anderen Staaten der Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) einfach 
nicht mehr attraktiv genug. 

Neben dem seit mehreren Jahren be-
kannten Fachkräftemangel in der Medi-
zin, der Pflege und dem Baugewerbe kä-
men andere Bereiche dazu. Denn auch 
Arbeitskräfte mit einem höheren Fortbil-
dungs- oder Studienabschluss würden 
dringend gesucht. Das gelte vor allem für 
Berufe aus den Bereichen Gesundheit so-
wie Mathematik-, Ingenieur- und Natur-
wissenschaften sowie Technik (MINT). 
Laut Erhebungen des Instituts der Deut-
schen Wirtschaft in Köln (IW) sind heute 
zwei von drei Arbeitsplätzen, die eine ent-
sprechende Berufsausbildung oder ein 
Studium voraussetzen, schwer oder gar 
nicht zu besetzen. Als Ursachen für den 
spürbaren Fachkräftemangel führen For-
scher verschiedene Gründe an, nicht zu-

letzt die zunehmende Überalterung der 
deutschen Gesellschaft. Aufgrund der ab-
nehmenden Geburtenraten in den letzten 
Jahrzehnten stünden dem Arbeitsmarkt 
immer weniger Fachkräfte zur Verfügung. 
Auch wenn Demographen nicht mehr mit 
einem weiterhin so starken Schrumpfen 
der Bevölkerung rechnen, werde die Zahl 
der Menschen im arbeitsfähigen Alter 
weiter kräftig sinken – um gut zehn Pro-
zent bis zum Jahr 2040.

Das Land sei nicht anziehend genug
Seit Jahren gebe es daher Bestrebungen, 
vermehrt Fachkräfte aus dem Ausland zu 
rekrutieren. Aber sprachliche Verständi-
gungsprobleme und Schwierigkeiten, 
Qualifikationen einzuschätzen zu kön-
nen, seien immer noch die Hauptfakto-
ren, die Unternehmen von einer Suche im 
Ausland abhielten. Die Bertelsmann-Stu-
die legt allerdings Wert auf den Hinweis, 
dass der geringe Fachkräftezuzug nicht 
zuletzt strukturell bedingt sei in dem Sin-
ne, dass Zuwanderer auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt schlechter gestellt seien als 
Einheimische und unter ihnen solche aus 

Nicht-EU-Staaten noch einmal hinter sol-
chen aus EU-Staaten zurückbleiben wür-
den. 

Wie genau sich die Corona-Krise in 
Deutschland auf den Bedarf und die Zu-
wanderung von Fachkräften auswirken 
wird, ist nach Einschätzung der Autoren 
derzeit noch nicht absehbar. Allerdings 
gebe es bisher keine Anzeichen, dass die 
Pandemie etwas an der strukturellen He-
rausforderung des demografischen Wan-
dels für die deutsche Wirtschaft ändern 
werde. „Auch wenn wir mit großen Unsi-
cherheiten bei den Entwicklungen am 
Arbeitsmarkt rechnen müssen, werden 
Fachkräfte aus dem Ausland für deutsche 
Unternehmen angesichts der sinkenden 
Zahl einheimischer Arbeitskräfte eine zu-
nehmend wichtige Rolle spielen“, erklärt 
Mayer. Das Credo und die Botschaft der 
Autoren lässt sich in etwa so zusammen-
fassen: Es würden vor allem junge Men-
schen aus dem Ausland benötigt, um dem 
Fachkräftemangel in Deutschland zu be-
gegnen. Doch die, die qualifiziert seien, 
fänden Deutschland in aller Regel nicht 
attraktiv genug.

Insbesondere ihre Einwanderung möchte die Stiftung zum Wohle der Wirtschaft gefördert sehen: Migranten von außerhalb der EU

„FACHKRÄFTEMIGRATIONSMONITOR“

Trotz Corona die alte Leier 
der Einwanderungslobby

Die Bertelsmann-Stiftung fordert nach wie vor noch mehr Immigration  
und eine Besserstellung insbesondere nichteuropäischer Einwanderer

Während der Lockdown noch andauert, 
beschäftigen sich Forscher an Universi-
täten und Volkswirte von großen Geld-
häusern bereits mit deren langfristigen 
Auswirkungen. Jim Reid, Analyst bei der 
Deutschen Bank in London, hat unlängst 
darauf hingewiesen, dass die Corona-
Pandemie bislang zu keiner Übersterb-
lichkeit in den jüngeren Altersgruppen 
geführt hat, dass die Jüngeren jedoch be-
sonders stark von Arbeitslosigkeit als 
Folge des pandemiebedingten Runter-
fahrens des Wirtschaftslebens betroffen 
sind. Laut Reid werden jüngere Men-
schen in den kommenden Jahren sogar 
am meisten unter den wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Covid-19 leiden. „Wir 
fragen uns, wie die Geschichte die welt-

weite Antwort darauf einschätzen wird“, 
so Reid. 

Spaltung auf dem Arbeitsmarkt
In den Vereinigten Staaten haben sich Wis-
senschaftler der Duke University, der Har-
vard University und der Johns Hopkins 
University bereits intensiver mit den Lang-
zeitfolgen der massiv gestiegenen Arbeits-
losigkeit als Folge der Pandemie und der 
Einschränkungen beschäftigt. Einen 
Schwerpunkt setzten die Wissenschaftler 
der drei US-Universitäten dabei auf den 
Zusammenhang von Arbeitslosigkeit und 
Lebenserwartung. Für die Gesamtbevölke-
rung prognostizieren die Forscher, dass die 
durchschnittliche Lebenserwartung in den 
USA über die nächsten 15 Jahre um 0,5 Pro-

zent zurückgehen wird. Laut den Hoch-
rechnungen der Wissenschaftler ist im 
Laufe der nächsten eineinhalb bis zwei 
Jahrzehnte mit über einer Million zusätz-
licher Todesfälle als Covid-19-Langzeitfol-
ge zu rechnen. Eine Grundannahme der 
Studie ist, dass die Arbeitslosigkeit als Fol-
ge der Pandemie und der Pandemiemaß-
nahmen wesentlich stärker sein wird, als 
bei herkömmlichen Schocks auf dem Ar-
beitsmarkt. Die Schätzungen reichen von 
einer doppelt so hohen Arbeitslosigkeit bis 
hin zum Faktor fünf im Vergleich zu typi-
schen Arbeitsmarktschocks. In den USA 
wird dies nach Ansicht der Forscher über-
proportional Frauen insbesondere latein-
amerikanischer Abstammung treffen. Auch 
Afroamerikaner, Geringqualifizierte und 

Menschen im Alter von 16 bis 24 werden 
laut der Analyse die wirtschaftlichen Fol-
gen der Pandemiekrise schnell und über-
proportional zu spüren bekommen. Grö-
ßere Auswirkungen sehen die Forscher 
auch für die weiße Bevölkerung, hier aller-
dings vor allem längerfristig. 

Auch in Deutschland erwartet Michael 
Hüther vom Institut der deutschen Wirt-
schaft in Köln als Folge der Pandemie die 
Gefahr einer Spaltung auf dem Arbeits-
markt. Aus Sicht Hüthers stehen auf der 
einen Seite Hochlohnjobs im robusten 
Industrie-Dienstleistungsverbund. Stark 
gefährdet sieht der Forscher dagegen die 
konsumnahen Bereiche mit vielen gerin-
ger qualifizierten Beschäftigten.�  
� Norman Hanert

LOCKDOWN

Trübe Aussichten für die Zeit danach
Wissenschaftler von Unis und Großbanken prognostizieren eine lang anhaltende Belastung der Wirtschaft
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Sprunghafter 
Preisanstieg
Berlin – Eine Auswertung des Online-
Portals „Immoscout“ ergab einen 
sprunghaften Anstieg der Kaufpreise 
für Wohnungen in Berlin. Demnach 
zogen 2020 die Kaufpreise für Wohn-
immobilien in der Hauptstadt um 
12,5  Prozent gegenüber dem Vorjahr 
an. Kaufinteressenten stießen in kei-
ner anderen deutschen Metropole auf 
derart starke Zuwächse. Der deutsch-
landweit größte digitale Vermittler von 
Wohnungen ermittelte bei den Ange-
botspreisen für Hamburg ein Plus von 
7,6 Prozent zum Vorjahr, für Frankfurt 
von 6,9 Prozent, für Köln von 5,9 Pro-
zent und für München von 4,2  Pro-
zent. Als bundesweiten Durchschnitt 
ermittelte „Immoscout“ für 2020 ei-
nen Anstieg der Angebotspreise bei 
Wohnimmobilien von 9,4 Prozent ge-
genüber dem Jahr 2019. Im Vermie-
tungsbereich stellte „Immoscout“ im 
vergangenen Jahr wegen der staatlich 
festgelegten Mietobergrenzen einen 
Rückgang der Angebote für Mietwoh-
nungen um fast 60 Prozent fest.� N.H.

Forderung an 
die Politik
Frankfurt/Main – Die Führungsspitze 
der Deutschen Bank um Vorstands-
chef Christian Sewing fordert eine ak-
tivere Industriepolitik des Staates für 
Schlüsseltechnologien. Laut einem 
Bericht der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“ will die Deutsche Bank ent-
sprechende Vorschläge mit der Bun-
desregierung, der staatlichen Förder-
bank KfW und verschiedenen Wirt-
schaftsverbänden diskutieren. Als Bei-
spiele für Schlüsseltechnologien, die 
„für die Arbeitsplätze von morgen 
stehen“, nannte Deutsche-Bank-Ma-
nager Stefan Hoops das automatisier-
te Fahren, die Implementierung 
Künstlicher Intelligenz und den „Kli-
maschutz“. Zur Förderung von Schlüs-
seltechnologien will Deutschlands 
führendes Geldhaus offenbar, dass der 
Staat wie bei den Corona-Hilfen für 
die Wirtschaft durch eine Übernahme 
des Ausfallrisikos eine Bürgschaft 
übernimmt, oder aber stille Beteili-
gungen an den förderungswürdigen 
Unternehmen eingeht.� N.H.

„taz“-Rückzug 
ins Internet
Berlin – Nach Auskunft eines Insiders 
soll die 1978 in Berlin als linke Alter-
native zur bürgerlichen Presse gegrün-
dete überregionale deutsche Zeitung 
„taz“ nächstes Jahr nicht mehr täglich 
in gedruckter Form erscheinen. Eine 
gedruckte „taz“ soll es dann nur noch 
am Wochenende geben. Bereits 2018 
hatte der Mitbegründer und damalige 
Geschäftsführer der „taz“, Karl-Heinz 
Ruch, in einem Rundschreiben an die 
Genossenschaftler geschrieben: „Das 
Zeitalter der gedruckten Zeitung ist zu 
Ende. Der Journalismus lebt im Netz 
weiter.“ „Wir sind sicher“, so der heute 
67-jährige Verlagsmanager damals, 
„dass wir die Existenz der ,taz‘ sichern, 
wenn wir uns bereits jetzt gut darauf 
vorbereiten, dass der tägliche Druck 
und Vertrieb der Papier-,taz‘ bald nicht 
mehr möglich sein könnte.“ Die ver-
kaufte Auflage des Blattes beträgt ak-
tuell 49.737, davon 13.902  E-Paper. 
2012 lag sie noch bei 57.761 Exempla-
ren, davon nur 4.767 E-Paper.� F.B.
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RENÉ NEHRING

D ie Kommentare waren deut-
lich. Von „Schwesigs Schmie-
rentheater“ sprach der „Cice-
ro“, von einem „Lügengebäu-

de von geradezu Trump’schen Dimensio-
nen“ die „Welt“. Die Rede ist von der „Stif-
tung Klima- und Umweltschutz MV“, de-
ren Gründung Mecklenburg-Vorpom-
merns Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig (SPD) am 6. Januar verkündete. 
Offizieller Stiftungszweck ist, „Projekte 
zum Klimaschutz und zum Naturschutz in 
Mecklenburg-Vorpommern und vor den 
Küsten des Landes durchzuführen“. Zu-
dem heißt es in einer Pressemitteilung der 
Schweriner Landesregierung: „Über einen 
eigenen Geschäftsbetrieb kann die Stif-
tung einen Beitrag zur Fertigstellung zur 
Ostseepipeline Nord Stream II leisten.“ 

Vor allem diese Aussage, die ange-
sichts einer Zustiftung seitens der Nord 
Stream 2 AG in Höhe von 20 Millionen 
Euro zum ursprünglichen Stiftungskapi-
tal von 200.000 Euro durchaus als der 
eigentliche Stiftungszweck interpretiert 
werden kann, bringt die Kritiker auf die 
Palme. „Einfach ungeheuerlich“ nannte 
die Grünen-Vorsitzende Annalena Baer-
bock das Vorhaben, und die FDP-Außen-
politikerin Renata Alt sprach davon, dass 

sich „die SPD-geführte Landesregierung 
de facto kaufen lassen“ habe. 

Kein Wort freilich verloren die Kriti-
ker Schwesigs von der Vorgeschichte der 
Schweriner Stiftungsgründung. Kein 
Wort vor allem von dem unter Bündnis-
partnern einzigartigen US-amerikani-
schen Erpressungsversuch im vergange-
nen Sommer, als drei US-Senatoren um 
den Texaner Ted Cruz einen Drohbrief an 

die Geschäftsführung des Hafens Sass-
nitz-Mukran schrieben und allen an Nord 
Stream 2 Beteiligten harte Reaktionen bis 
hin zur Vernichtung der wirtschaftlichen 
Existenz androhten, wenn sie das Projekt 
fortsetzen würden. Und natürlich auch 
kein Wort davon, dass die Europäer im 
Falle eines Stopps der Pipeline andere 
Energieträger einkaufen müssten wie das 
teurere Flüssigerdgas „Liquefied Natural 
Gas“ (LNG), wovon unter anderem die 

Energiewirtschaft in Cruz’ Heimat Texas 
profitieren dürfte (siehe PAZ 35/2020). 

Offenkundig ist der Schweriner Minis-
terpräsidentin ein Coup geglückt. Zum 
einen, weil sie mit der Stiftungskonstruk-
tionen einen Weg gefunden zu haben 
scheint, die angedrohten US-Sanktionen 
zu unterlaufen. Zum anderen, weil sie 
zahlreiche der gegen Nord Stream 2 ge-
richteten Vorwürfe als haltlos entlarvt. 
Denn im Grunde stehen die Europäer le-
diglich vor der Wahl, ob sie ihr Erdgas aus 
Russland oder anderen Regionen der Welt 
beziehen möchten. Gezeigt hat Schwesig 
auf jeden Fall, dass sie bereit ist, deutsche 
Interessen zu vertreten, und dass sie dabei 
auch in Kauf nimmt, sich mit der immer 
noch größten Macht der Erde anzulegen. 

Zu den wenigen deutschen Politikern, 
die sich trotz aller Kritik an der Pipeline 
bislang für deren Weiterbau aussprachen, 
gehört auch der neue CDU-Vorsitzende 
Armin Laschet. Als Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen weiß er um die be-
währte Energiepartnerschaft zwischen 
Russland und Deutschland seit Anfang 
der 1970er Jahre, von der unter anderem 
Unternehmen wie Ruhrgas profitiert ha-
ben. Umso wichtiger wäre jetzt ein klares 
unterstützendes Signal auch von ihm. 
Nicht zuletzt damit klar wird, dass sich 
Deutschland nicht erpressen lässt.

Kämpft für die Interessen ihres Landes: Mecklenburg-Vorpommerns Ministerpräsidentin Manuela Schwesig, hier bei einem 
Besuch des Fährhafens Sassnitz-Mukran im Herbst 2020� Foto: imago images / BildFunkMV

Offenkundig ist der 
Schweriner 

Ministerpräsidentin 
ein Coup geglückt

LEITARTIKEL

Schwesigs Schachzug

ERIK LOMMATZSCH

Ein Amtsgericht in Thüringen hat in ei-
nem konkreten Fall entschieden, dass 
Corona-Maßnahmen verfassungswidrig 
sind (siehe Seite 1). In dem ausführli-
chen Urteil wird die Rechtmäßigkeit der 
diesbezüglichen Politik eindeutig ver-
neint. Die luziden Ausführungen werden 
dazu beitragen, dass die Entscheidung 
weit über die erstinstanzliche Ebene und 
den in Frage stehenden „Verstoß“ hinaus 
deutschlandweit Bedeutung erlangen 
wird. Inhaltlich bestätigt es Stephan 
Kohn, der im letzten Frühjahr als Ober-
regierungsrat des Bundesinnenministe-
riums gravierende Defizite der Corona-
Politik anprangerte (die PAZ berichtete).

Die Thüringer Gerichtsentschei-
dung zeigt, dass es nicht nur die gern als 
dümmlich und entsprechend nicht be-
achtenswert abgetanen „Verschwö-
rungstheoretiker“ gibt, sondern gestan-
dene Juristen, die das Regierungshan-
deln für fatal und überdies für verfas-
sungswidrig halten. 

Wie unverzichtbar die Judikative als 
dritte, von jedermann anrufbare Gewalt 
neben Legislative und Exekutive ist, 
wird besonders spürbar in einer Zeit, in 
der lautstarke Rufe nach Unterdrückung 
von nicht genehmen Ansichten und Tat-
sachen erfolgen. Zu vernehmen sind 
diese auch aus dem Bereich, der – inof-
fiziellen – „vierten Gewalt“, den Medi-
en. Deren Kennzeichen sollten Unab-
hängigkeit, Unvoreingenommenheit 
und vor allem der Drang zu kritischer 
Beobachtung der anderen drei Gewal-
ten sein. So zumindest die Theorie in 
einem demokratischen Staatswesen.

Genau das Gegenteil repräsentiert 
der einflussreiche Medienwissenschaft-
ler Bernhard Pörksen, Professor an der 
Universität Tübingen. Nahezu zeitgleich 
mit dem Thüringer Urteilsspruch stellte 
Pörksen in einem Interview mit dem 
„Weser-Kurier“ klar, dass es für ihn be-
züglich der „Corona-Politik“ exakt eine 
richtige Einschätzung der Lage gibt, und 
zwar die der derzeitigen Bundesregie-
rung. Vertretern anderer Bewertungen 
solle am besten gar keine Möglichkeit 
zur Äußerung gegeben werden.

Pörksen beklagt „eine verwirrende 
Vielstimmigkeit“ in der Berichterstat-
tung, „die der Journalismus nicht ausrei-
chend geordnet hat“. Er behauptet: „Es 
gab unter den führenden Virologen be-
reits früh die Einschätzung, dass kein 

Weg an einem harten Lockdown im 
Spätherbst vorbeiführt.“ Dies wäre kor-
rekt, wenn mit „den führenden Virolo-
gen“ die überschaubare Anzahl an „Ex-
perten“ gemeint ist, die die Politik der 
Bundesregierung unterstützen. Das be-
stätigt er, indem er später von „der Wahl 
der richtigen Expertinnen und Exper-
ten“ spricht. Pörksen fordert dazu auf, 
mit „mehr Entschiedenheit besser durch 
die Krise“ zu kommen. Nur einer Seite 
ihre Berechtigung zugestehend, erklärt 
er, der politische Journalismus stehe „er-
kennbar vor einem Problem“: Er komme 
„mit der Eindeutigkeit der Gefährdungs-
lage und seinen eigenen Interpretations-
routinen nicht so gut zurecht“. Vorsorg-
lich heißt es weiter: „Man wird nicht mit 
allen reden können.“ Pörksens Ansich-
ten über die Rolle der „vierten Gewalt“ 
sind eindeutig: „Es braucht keine Räume 
der Selbstdarstellung in den Medien für 
Querdenker oder Pegida-Anhänger“, 
und es „gilt, sich in einer Zeit, in der 
Populisten und Faktenverdreher mächti-
ger werden, von einem falsch verstande-
nen Ausgewogenheits- und Neutralitäts-
ideal zu verabschieden“. 

Auch die Politik schickt sich an, einer 
Zensur das Wort zu reden, um Auseinan-
dersetzungen in der Sache aus dem Weg 
zu gehen. So begrüßte Annalena Baer-
bock ausdrücklich die Sperrung von Do-
nald Trump bei „Twitter“ und „Face-
book“. Dies hätte „schon vor vier Jahren 
geschehen“ müssen. Baerbock hat offen-
bar vergessen, dass es sich bei Trump um 
den demokratisch legitimierten Präsi-
denten der Vereinigten Staaten handel-
te. „Hass und Hetze“ sind inzwischen 
Standardbegründungen für das auch von 
ihr immer wieder vorgebrachte Verlan-
gen nach Gesetzen, um unliebsame Äu-
ßerungen zu unterbinden. Ganz im Sin-
ne von Robert Habeck, mit dem sie sich 
den Grünen-Vorsitz teilt. Dieser äußerte 
bereits Ende 2019, man habe doch „über-
all Verbote“. Das sei „die Bedingung für 
Freiheit“. Besorgniserregend ist dies, da 
nach der nächsten Bundestagswahl eine 
schwarz-grüne oder gar grün-schwarze 
Koalition wahrscheinlich ist und Baer-
bock und Habeck als Kandidaten für ho-
he Regierungsämter gehandelt werden. 

Angesichts derartiger Positionen 
können die Bürger dankbar sein, dass es 
in Deutschland noch Richter wie die in 
Thüringen gibt, die nach ihrer Einschät-
zung der Lage und nicht nach den Wün-
schen der Politik urteilen.

KOMMENTAR

Am besten mundtot

IMPRESSUM

Chefredakteur: René Nehring (V.i.S.d.P.)

Verantwortliche Redakteure: Politik, Wirtschaft, 
Berlin, Mensch & Zeit: Hans Heckel; Kultur, Lebens-
stil, Leserbriefe: Harald Tews; Geschichte, Preußen: 
Dr. Manuel Ruoff; Buchseite, Bildredaktion, Ost-
preußen heute: Manuela Rosenthal-Kappi; Heimat: 
Christiane Rinser-Schrut; Die Pommersche Zeitung: 
Brigitte Stramm.

Korrespondenten: Norman Hanert (Berlin),  
Edyta Gladkowska (Allenstein), Jurij Tschernyschew 
(Königsberg). 

Verlag und Herausgeber: Landsmannschaft  
Ostpreußen e.V., Anschrift von Verlag und  
Redaktion: Buchtstraße 4, 22087 Hamburg. 

Druck: Schleswig-Holsteinischer Zeitungsverlag 
GmbH & Co.KG, Fehmarnstr. 1, 24782 Büdelsdorf. 
ISSN 0947-9597.

Die Preußische Allgemeine Zeitung ist das Organ der 
Landsmannschaft Ostpreußen (LO) und erscheint 
wöchentlich zur Information der Mitglieder des  
Förderkreises der LO. 

Die in der Preußischen Allgemeinen Zeitung (PAZ) 
geäußerten Meinungen geben nicht unbedingt die 
Meinung der Landsmannschaft Ostpreußen e.V. 
(LO) wieder. Namentlich gekennzeichnete Beiträge 
geben die Meinung der Autoren und nicht unbedingt 
die der Redaktion oder der LO wieder. Auch die 
Werbebotschaften der von externen Personen und 
Organisationen geschalteten Anzeigen geben nicht 
unbedingt die Meinung der LO und der PAZ wieder.“

Bezugspreise pro Monat seit 1. Januar 2021:  
Inland 14 Euro einschließlich 7 Prozent Mehrwert-
steuer, Ausland 16,50 Euro, Luftpost 20,50 Euro. 
Abbestellungen sind mit einer Frist von einem  
Monat zum Quartalsende schriftlich an den Verlag 
zu richten.

Einzelverkaufspreis: 3,40 Euro.

Anzeigen: Ingrid Stuthmann. 
Es gilt Preisliste Nr. 34.

Konten: Commerzbank AG, IBAN: DE64 2004 0000 
0634 2307 01, BIC: COBADEFFXXX oder Postbank 
Hamburg, IBAN: DE44 2001 0020 0008 4262 04, 
BIC: PBNKDEFF (für Vertrieb). 

Für unverlangte Einsendungen wird nicht gehaftet.

Telefon� (040) 4140 08-0 
Telefon Redaktion� (040) 4140 08-32 
Fax Redaktion/Anzeigen� (040) 4140 08-50 
Telefon Anzeigen� (040) 4140 08-32 
Telefon Vertrieb� (040) 4140 08-42 
Fax Vertrieb� (040) 4140 08-51

Internet: www.paz.de

E-Mail: 
redaktion@paz.de 
anzeigen@paz.de 
vertrieb@paz.de

Landsmannschaft Ostpreußen: 
www.ostpreussen.de 
Bundesgeschäftsstelle: lo@ostpreussen.de

Hunde, die bellen, beißen nicht, heißt es. 
Das Sprichwort trifft sicher voll auf Do-
nald Trump zu: Er hat – vor allem über 
Twitter – zwar viel gebellt, aber er hat als 
einer der wenigen US-Präsidenten der 
neueren Geschichte keinen Krieg angezet-
telt. Im Gegenteil: Er hat sogar Truppen 
aus Afghanistan und dem Irak abgezogen.

Von daher sollte man sich vor den Lei-
setretern in Acht nehmen, die jetzt ins 
Weiße Haus, ins Pentagon und in das 
State Departement, das US-Außenminis-
terium, einziehen. Es könnte sich um Fal-
ken handeln, welche die Vormachtstel-
lung der USA in der Welt auch mit militä-
rischen Mitteln wieder vorantreiben wol-
len. Der neue US-Präsident Joe Biden hat 
bereits angekündigt, so manche Entschei-
dung seines Vorgängers wieder rückgän-
gig zu machen, die den US-Verteidigungs-
etat entlasten sollte. Darunter könnte 
auch Donald Trumps Entscheidung fal-

len, 12.000 Soldaten aus den US-Militär-
basen in Deutschland abzuziehen.

Der Mann, der hierfür die außenpoliti-
schen Fäden ziehen soll, ist Antony Blin-
ken. Der 58-jährige New Yorker ist einer 
jener unscheinbaren Politiker, die urplötz-
lich militärisch zubeißen können. Wäh-
rend der Regierungszeit Barack Obamas 
war er von 2009 bis 2013 Nationaler Si-
cherheitsberater des damaligen Vizepräsi-

denten Joe Biden, anschließend Stellver-
tretender Sicherheitsberater und Vizeau-
ßenminister unter Obama. Die Militärope-
rationen im Irak und in Afghanistan sowie 
den Militäreinsatz in Libyen 2011 hat er 
seinerzeit voll mitgetragen. Als Obama 
live den Einsatz gegen Osama bin Laden 
verfolgte, befand sich Blinken mit im Ein-
satzraum. Der mit einer Christin verheira-
tete Spross einer jüdischen Familie lebte 
als Jugendlicher mit seinen Eltern in Paris, 
ehe er in Harvard/USA Jura studierte. Von 
da an engagierte er sich für die Demokra-
ten, die ihn nach Washington riefen. 

Blinken empfahl sich fürs Außenamt 
mit seinem Wunsch zur Rückkehr der 
USA als Weltmacht: „Wenn wir uns nicht 
engagieren ..., dann entsteht Chaos.“ 
Doch wird sich China als neue Weltmacht 
nicht so ohne Weiteres „wegbellen“ las-
sen. Es könnten also wieder kriegerische 
Zeiten auf uns zukommen.� H. TewsAntony Blinken

PORTRÄT

Bissiger Außenminister
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„Befriedigt steckte der Graf sein Notiz-
buch ein und entfernte sich unter endlo-
sen Bücklingen, höchlichst vergnügt, sei-
ne Sammlung mit so wichtigen Dingen 
bereichert zu haben. ,Ein bewunderungs-
würdiger Mann, der Graf Smorltork!‘, be-
merkte Mrs. Leo Hunter. ,Ein tiefer Philo-
soph‘, bestätigte Pott. ,Ein heller Kopf, ein 
bedeutender Geist‘, fügte Mr. Snodgrass 
hinzu. Die Umstehenden stimmten in die 
Lobeshymne auf den Grafen Smorltork 
ein, nickten weise und riefen einmütig: ,In 
der Tat‘.“

Der Graf Smorltork (Graf Geschwätz), 
der in Dickens humoristischem Roman 
„Pickwick Papers“ so enthusiastisch ge-
feiert wird, ist kein geringerer als Fürst 
Pückler. Noch bevor er selbst zum Litera-
ten avancierte, war er bereits eine literari-
sche Figur. Bei Dickens steckt in den über-
triebenen Lobeshymnen aber auch feiner 
Spott über den in der englischen Sprache 
hilflos dilettierenden Grafen Smorltork.

Als Pückler 1826 zu seiner zweiten Rei-
se nach England (sowie Irland) aufbrach, 
war er bereits in aller Munde. Die Gazet-
ten titulierten ihn wenig ehrfurchtsvoll 

als Prince Pickle, Fürst Essiggurke. Das 
hätte zum Gärtner gepasst. Denn nach 
seiner ersten Englandreise im Gefolge Kö-
nig Friedrich Wilhelms III. ließ er sich von 
der britischen Gartenkunst inspirieren 
und machte sich bei seiner Rückkehr ab 
1815 einen Namen mit seinem im engli-
schen Stil neugestalteten Muskauer Park. 

Im Ausland ging ihm eher der Ruf als 
Duellant, Dandy und Glücksritter voraus.  
Sein Glück als Schürzenjäger ließ ihn bei 
seinem zweiten Englandaufenthalt aber 
im Stich. Da er sich mit seinen Gartenplä-
nen hoch verschuldet hatte, wollte er eine 
reiche Lady heiraten. Dazu ließ er sich von 
seiner neun Jahre älteren Frau Lucie, ei-
ner Tochter des preußischen Staatskanz-
lers Karl August von Hardenberg, extra 
scheiden. Der Plan basierte sogar auf ihrer 
Idee. Weil auch Lucie gern auf verschwen-
derischem Fuß lebte, erwog man eine Mé-
nage à trois mit einer reichen Ausländerin 
– eine damals durchaus nicht unübliche 
Praxis, um die Finanzen zu sanieren.

Doch die Engländerinnen durchschau-
ten den Fürsten und ließen sich nicht auf 
dieses Spiel ein. Ohne neue Ehefrau kehr-

te er zu seiner geliebten Lucie zurück, er-
zielte aber ein kleines Vermögen mit einer 
Profession, die er niemals angestrebt hat-
te: als Reiseschriftsteller.

Während seiner zwei Jahre in England 
und Irland schrieb er Dutzende von tage-
buchähnlichen Briefen an Lucie. Diese las 
daraus dem mit ihr befreundeten Berliner 

Schriftstellerpaar Rahel und Karl August 
Varnhagen von Ense vor, die es veröffent-
lichen wollten. Bei seiner Rückkehr lag 
Pückler bereits ein fertiges, freilich von 
frivolen Stellen gereinigtes Manuskript 
vor. Ohne dass er groß die Hände rühren 
musste, ging es als zunächst zweibändige 
Ausgabe in den Druck. Später folgten 
noch zwei weitere Bände. Der Titel des 
anonym erschienenen Werks, „Briefe ei-
nes Verstorbenen“, war eine Anspielung 
auf den nach der Restauration sich poli-
tisch wie tot fühlenden liberalen Fürsten.

Die wahre Autorschaft blieb nicht lan-
ge unentdeckt. Ganz Europa wusste von 
Pücklers Reisen und Affären. Das Werk 
wurde daher von dem damals schon 
klatschsüchtigen Publikum begeistert 
aufgenommen. Der 80-jährige Goethe ließ 
sich auf Wunsch seines Freundes Varnha-
gen von Ense zu einer wohlwollenden 
Buchkritik über ein „für Deutschlands Li-
teratur bedeutendes Werk“ hinreißen: 
„Man mag sich von ihm, wie von einem 
lieben Reisegefährten, nicht trennen.“

Dabei ist dieser Cicerone ein scharf-
sinniger Beobachter, der keine Kritik 

scheut. In Irland wundert er sich, dass 
zerlumpte Kinder den englischen König 
hochleben lassen: „Das ist Irland! Vom 
Gouvernement vernachlässigt oder be-
drückt, von der stupiden Intoleranz des 
englischen Priestertums erniedrigt, von 
seinen reichen Landbesitzern verlassen 
und von Armut und Whiskygift zum Auf-
enthalt nackter Elenden gestempelt!“

Die „Briefe“ wurden wegen ihres Mix 
aus Witz (ob es auch in Deutschland Esel 
gäbe, fragte ein Ire. Pückler seufzend: 
„Ach mehr als zuviel!“), Sozialkritik und 
Naturbeschreibung ein Bestseller, erschie-
nen rasch in zweiter Auflage und wurden 
in mehrere Sprachen übersetzt. Davon er-
mutigt, lieferte Pückler nach: In seinen 
„Andeutungen über Landschaftsgärt-
nerei“ breitete er seine bahnbrechenden 
Ideen von Sichtachsen und Rasengestal-
tung aus, mit „Tutti Frutti“ schuf er ein 
fünfbändiges Lesebuch mit satirischen 
Schriften und mit „Semilassos vorletzter 
Weltgang“ sowie „Aus Mehemed Alis 
Reich“ verfasste er humorvolle Berichte 
von seinen Orientreisen. Eines war „Graf 
Smorltork“: ein Multitalent.� Harald Tews

„BRIEFE EINES VERSTORBENEN“

Der scharfsinnige Fürst Geschwätzig
Als Dandy war Pückler-Muskau in Europa eine Spottfigur – Als Schriftsteller wider Willen erwarb er sich später viel Respekt

Viel Lametta: Pückler (um 1824)

VON VEIT-MARIO THIEDE

I n seinem Hermann Fürst von Pü-
ckler-Muskau gewidmeten Zueig-
nungsbrief schreibt Heinrich Heine: 
„Aber wo befindet sich in diesem 

Augenblicke der vielverehrte und viel 
theure Verstorbene? Wohin adressiere ich 
mein Buch? Ja, wo ist jetzt der wander-
süchtige Ueberall und Nirgends? – Im 
Abendland oder im Morgenland? In Vor-
derasien oder Hinterpommern? Muß ich 
mein Buch nach Kyritz adressiren oder 
nach Tombuktu?“ Seinen Lebensweg be-
gann der von Heine bewunderte Fürst 
und Reiseschriftsteller am 30. Oktober 
1785 auf Schloss Muskau und beendete 
ihn am 4. Februar 1871 auf Schloss Branitz.

Der als Sonntagskind geborene Pü-
ckler war Erbe der 500 Quadratkilometer 
großen Oberlausitzer Standesherrschaft 
Muskau im Kurfürstentum Sachsen und 
der Pücklerschen Stammgüter in der Nie-
derlausitz. Als Standesherr war er Kir-
chen- und Schulpatron, übte die Gewer-
beaufsicht sowie die niedere Gerichtsbar-
keit aus und besaß das Zollrecht. Das alles 
bestärkte ihn in seinem lebenslang ge-
pflegten elitären Selbstverständnis.

Bevor der junge Pückler 1811 das Erbe 
seines Vaters antrat, sorgte er ab 1806 auf 
seinen später so von ihm genannten „Ju-
gendwanderungen“ für die Erweiterung 
seines Horizontes. Sie führten über Prag 
nach Wien ins weitere Süddeutschland, in 
die Schweiz, nach Frankreich und Italien. 
Über Paris und Weimar begab er sich zu-
rück nach Muskau, wo er als neuer Stan-
desherr Pläne zur Landesverschönerung 
entwickelte. Wesentliche Fortschritte 
verdankten diese seinem ersten England-
aufenthalt, während dem er 30 Land-
schaftsgärten besichtigte. 

Die Reise war „Belohnung“ für Pü-
cklers Teilnahme an den antinapoleoni-
schen Befreiungskriegen. Im Gefolge des 
Herzogs Carl August von Sachsen-Wei-
mar trat er am 12. Juni 1814 im Londoner 

Hyde Park zur Siegesparade der alliierten 
Truppen an. Im selben Jahr erfolgte seine 
Ernennung zum preußischen Oberstleut-
nant und sein Abschied aus der Armee.

Doch bei Ausbruch des Deutschen 
Krieges 1866 meldete er sich als Freiwilli-
ger. In Unkenntnis des geänderten 
Marschbefehls fand die Entscheidungs-
schlacht bei Königgrätz ohne ihn statt.

Aber bei der Siegesfeier im Berliner 
Schloss war Pückler zugegen und erhielt 
für seine Teilnahme am Feldzug das aus 
der Bronze erbeuteter Kanonen gegosse-
ne Erinnerungskreuz. Von der Teilnahme 
am Deutsch-Französischen Krieg ließ er 
sich 1870 nur durch ein persönliches 
Schreiben König Wilhelms I. abbringen.
Infolge der Beschlüsse des Wiener Kon-

gresses lagen Pücklers Güter seit 1815 auf 
preußischem Staatsgebiet. Er weilte nun 
öfter in Berlin, knüpfte gute Beziehungen 
zum preußischen Königshaus an – und 
lernte die neun Jahre ältere Lucie kennen.

Sie war die Tochter des Staatskanzlers 
Karl August von Hardenberg. Pückler hei-
ratete sie 1817. Bei der Gestaltung des 
Muskauer Landschaftsgartens häufte das 
Paar enorme Schulden an. Um frisches 
Geld zu beschaffen, fassten sie einen ver-
wegenen Plan. Nach der einvernehmli-
chen Scheidung reiste der 1822 von König 
Friedrich Wilhelm III. in den Fürsten-
stand erhobene Pückler nach England, 
um sich eine reiche Braut zu suchen. Da er 
auf seiner Jagd nach einer Geldheirat 
gleich mehrere Damen auf einmal um-
warb, war sein guter Ruf bald ruiniert.

Lust an orientalischer Verkleidung
Trotz vergeblicher Brautschau war der 
Aufenthalt von 1826 bis 1829 in England, 
Wales und Irland für den Fürsten Gold 
wert. Fast täglich schrieb er Briefe an Lu-
cie, in denen er ihr den neuesten Klatsch 
und Tratsch mitteilte, über ehrenwerte 
Mitglieder der Gesellschaft lästerte und 
seine Eindrücke von den etwa 70 besuch-
ten Landschaftsgärten beschrieb. Nach-
dem Pückler 1829 wieder in Muskau ein-
getroffen war, nahm er die Briefe an Lucie 
als Grundlage seiner kritischen Beschrei-
bung der britischen Verhältnisse, die un-
ter dem Titel „Briefe eines Verstorbenen“ 
(1830/31) erschienen und sich zum inter-
nationalen Erfolg entwickelten. 

Pücklers Biograph Ulf Jacob urteilt: 
„Er hatte Muskau als Standesherr alten 
Stils verlassen und kehrte als aristokrati-
scher Intellektueller zurück.“ Als solcher 
erwarb er sich die Sympathien von Kaiser 
Napoleon III. und anderer gekrönter 
Häupter, Alexander von Humboldts sowie 
vieler weiterer Gelehrter, ebenso von Be-
rühmtheiten wie Bismarck und Goethe.

Auch mit orientalischen Potentaten 
stand Pückler auf gutem Fuße. Seine von 

1834 bis 1840 währende Orientreise absol-
vierte er nach eigenen Worten wie „immer 
auf dieselbe ziemlich abenteuerliche Ma-
nier, d. h. ohne einen bestimmten Plan für 
die Zukunft, wohin es Gott gefallen würde 
mich zu führen“. Der Fürst sah sich in Al-
gerien und Tunesien um, besuchte das 
vom Wittelsbacher König Otto I. „bajuwa-
risierte“ Griechenland, begab sich als Gast 
des ägyptischen Vizekönigs Muhammad 
Ali Pascha auf Entdeckungsreise den Nil 
hinauf bis in den Sudan, besuchte die Pil-
gerstätten des Heiligen Landes und zog 
„vom Arm der Macht getragen“, womit 
Pückler Sultan Mahmud II. meinte, bis 
nach Konstantinopel. Kein Wunder, dass 
Heine daran verzweifelte, die Adresse des 
„Vielverehrten“ ausfindig zu machen.

An seinen Dichtung und Wahrheit mi-
schenden Reiseerlebnissen schrieb der 
nun gern in orientalischer Gewandung 
auftretende Pückler bis 1848. Die Standes-
herrschaft Muskau hatte er 1845 verkauft 
und sich mit Lucie in Branitz niedergelas-
sen. Auf ihre Bitte hin widmete er sich 
auch dort der Landschaftsgestaltung, die 
er als „letzte Verrücktheit zweier Greise“ 
bezeichnete. Der eindrucksvollste Be-
reich des Branitzer Innenparks ist die 
orientalisch angehauchte Pyramidenflur. 
In ihr erheben sich zwei aus Erde aufge-
schüttete und begrünte Bauwerke: Die 
stufenförmige Landpyramide sowie die 
auf der Insel des Tumulussees errichtete 
Seepyramide, die sich der „Gartenpha-
rao“ Pückler als nach seiner Meinung un-
vergängliche Grabstätte errichten ließ.

b Ulf Jacob,  
Simone Neu-
häuser, Gert 
Streidt: „Fürst 
Pückler. Ein Le-
ben in Bildern“, 
be.bra verlag, 
Berlin 2019, Ta-
schenbuch, 480 
Seiten, 34 Euro
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Der Star aller Gartenkünstler in der „Gartenlaube“: Der Fürst in der Zeitschrift von 1863

Der grüne Gartenpharao
Vor 150 Jahren starb Fürst Hermann Pückler-Muskau – Er war preußischer Beamter, Weltreisender, Literat und Natur-Künstler



VON MANUEL RUOFF

W ie sein Vater sollte auch 
der am 12. Oktober 1868 
als Spross einer alten 
Schmiede- und Winzer-

familie in Winningen an der Mosel in der 
Rheinprovinz geborene August Horch 
Schmied werden. Folglich erlernte er das 
Handwerk nach der Schulausbildung in 
der väterlichen Schmiede. Der Ausbil-
dung folgten Wanderjahre als Geselle. Für 
einen Schmied war er jedoch recht leicht-
gewichtig, und die Mechanik faszinierte 
ihn mehr. 1888 begann er also ein Maschi-
nenbaustudium am Technikum Mittwei-
da, das er zwei bis drei Jahre später erfolg-
reich abschloss. 

Über Zwischenstationen landete er 
1896 bei Carl Benz. Der Automobilpionier 
hielt viel von ihm und machte ihn bereits 
nach wenigen Monaten zum Betriebslei-
ter des Motorenwagenbaus. Doch zeigte 
sich schon hier Horchs grundsätzliches 
Problem. Der talentierte Techniker wollte 
leistungsfähige, innovative Produkte her-
stellen. Ob sie sich rechneten, war für ihn 
zweitrangig. Darüber kam es zum Bruch 
mit Benz. 

1899 gründete Horch mit dem Tuch-
händler Salli Herz ein eigenes Automobil-
unternehmen in Köln-Ehrenfeld: Horch & 
Cie. Im Jahr 1901 entstand das erste Auto. 
Horchs Produkte sind fortschrittlich – mit 
dem Einsatz von Reibungskupplungen und 
Kardanwellen zur Kraftübertragung leiste-
te er Pionierarbeit im Automobilbau –, 
aber seine Fahrzeuge waren zu teuer für 
den Markt, ließen sich kaum absetzen. 

Erst Horch dann Audi
Die Suche nach neuen Geldgebern ließ 
Horchs Unternehmen wandern. Erst 
wechselte es 1902 wegen Moritz Bauer 

nach Reichenbach im Vogtland und dann 
wegen Paul Fikentscher nach Zwickau. 
Der Gründer des Steinzeugwerks Fried-
rich Chr. Fikentscher und Angehörige 
des Stadtrats von Zwickau war wohlha-
bend, gut vernetzt und automobilbegeis-
tert. Der gebürtige Zwickauer holte 
Horch in den von ihm 1903 gegründeten 
und geleiteten Sächsisch-Thüringischen 
Automobilclub. Ein Jahr später verlager-
te Horch sein Unternehmen in die säch-
sische Kreisstadt. Wie einst mit Benz 
entstanden hier nun mit seinen Teilha-
bern Meinungsverschiedenheiten. 

Wieder wollte Horch leistungsstarke, 
moderne Autos bauen ohne Rücksicht auf 
die Herstellungskosten und den sich dar-
aus ergebenden Preis. Um Investoren zu 
gewinnen, war sein Unternehmen 1904 in 
eine Aktiengesellschaft umgewandelt 
worden, und der gesellschaftlich aufge-
stiegene Sohn eines Schmiedes war nur 
Minderheitsaktionär. Der Aufsichtsrat 
forderte schließlich, dass Horch sein tech-
nisches Ausnahmetalent der Firma wei-
terhin zur Verfügung stellen, aber die Ge-
schäftsführung abgeben sollte. 

Zu einer derartigen Lösung war Horch 
jedoch nicht bereit. Er schied 1909 aus dem 
Unternehmen aus und gründete mit Fi-
kentscher und mitgenommenen Mitarbei-
tern unweit des Standortes seines alten ein 
neues Automobilwerk, die August Horch 
Automobilwerke GmbH. Gegen den Na-
men prozessierte allerdings sein vormali-
ges Unternehmen erfolgreich. Nun war 
guter Rat teuer. Ein Sohn Fikentschers mit 
Lateinkenntnissen hatte dann den ent-
scheidenden Einfall: die lateinische Über-
setzung des Befehls „Horch!“, also „audi“. 
1910 wurde die August Horch Automobil-
werke GmbH in „Audi Automobilwerke 
GmbH“ umbenannt. Noch im selben Jahr 
kam der erste Audi auf den Markt.

Geschichte wiederholt sich nicht, aber 
sie reimt sich, lautet ein Sprichwort. 1915 
wurde auch dieses Unternehmen in eine 
Aktiengesellschaft umgewandelt, um In-
vestoren zu gewinnen. Auch diesmal 
schwächte der Kapitalzufluss Horchs 
Stellung in seinem Unternehmen. 1920 
wechselte er vom Vorstand in den Auf-
sichtsrat, zog sich also aus dem operati-
ven Geschäft zurück. 

Anerkennung über Systemgrenzen
Nun hätte man meinen können, dass 
Horch sich auf sein Talent, das Konstruie-
ren von Autos, konzentriert hätte. Dann 
hätte er sich jedoch unterordnen müssen, 
was er ja bereits 1909 gegenüber dem 
Horch-Aufsichtsrat abgelehnt hatte. 
Stattdessen versuchte er sich lieber wei-
terhin als Geschäftsmann. Skurril mutet 
sein ab 1929 unternommener Versuch an, 
nahe seiner Geburtsstadt eine Hühner-
farm zu betreiben. Auch diesmal fand sein 
Engagement ein weniger befriedigendes 
Ende. Seine Hühner erwiesen sich zur 
Hälfte als unfruchtbar und sein Plan, die 
Eier per Seilbahn auf die andere Mosel-
seite zu transportieren, ließ unberück-
sichtigt, dass sie dort auf die Konkurrenz 
örtlicher Bauern stießen. 1934 gab er das 
Projekt auf – nicht allerdings ohne in den 
40er Jahren einen erneuten Anlauf zu 
unternehmen. Diesmal versuchte er es 
zwar nicht mit Eiern, sondern mit Wein, 
aber der Erfolg war vergleichbar. Nach-
dem er 1931 bereits sein Haus in Berlin 
hatte verkaufen müssen, musste er nun 
auch noch seinen Hof versilbern. Der er-
folglose Unternehmer starb mittellos.

Diese unternehmerischen Misserfolge 
stehen in einem eklatanten Gegensatz zu 
dem Renommee als Konstrukteur und 
Autofachmann, das Horch im Dritten 
Reich, aber auch schon in der Weimarer 

Republik genoss. Von Letzterem zeugen 
diverse Ämter und Ehrungen. Ab 1921 lei-
tete er im Reichsverkehrsministerium den 
Ausschuss „Außenhandelsstelle für Fahr-
zeuge“, der die Ein- und Ausfuhr von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeugteilen 
überwachte. 1922 verlieh ihm die Techni-
sche Hochschule in Braunschweig die Eh-
rendoktorwürde. 1924 wurde er sowohl 
Leiter des Normenausschusses der Deut-
schen Industrie als auch der erste Präsi-
dent der Deutschen Verkehrswacht. 

Und 1939 ernannte ihn Zwickau zu sei-
nem Ehrenbürger. Kurz vorher war sein 
70.  Geburtstag groß gefeiert worden. 
Selbst der Reichsrundfunk berichtete. Die 
Motorisierung spielte im Nationalsozia-
lismus eine wichtige Rolle – man denke 
nur an den KdF-Wagen (siehe „Porsche“ 
Seite 11) und die Autobahn –, und Horch 
war einer der bedeutendsten deutschen 
Autokonstrukteure der damaligen Zeit.

Die im Dritten Reich genossene Wert-
schätzung ließ Horch nach dem Ende von 
NS-Herrschaft und Zweitem Weltkrieg 
Verfolgung fürchten. Diese Befürchtung 
erwies sich jedoch als letztlich unbegrün-
det. Nun gereichten ihm sein frühes Ende 
als Autobauer und seine wirtschaftlichen 
Misserfolge zum Vorteil. Die Produktion 
von Rüstungsgütern ließ sich ihm ebenso 
wenig vorwerfen wie die Beschäftigung 
von Zwangsarbeitern. Zwar wurde bean-
tragt, ihm die Zwickauer Ehrenbürger-
schaft abzuerkennen, aber dieser Antrag 
fand in der Stadtverordnetenversamm-
lung keine Mehrheit. 

Nicht nur, dass Horch Verfolgung 
durch die neuen Herren erspart blieb, die 
Ehrungen setzten sich schließlich sogar 
noch fort. Bereits nach dem Zusammen-
schluss der Automobilhersteller Horch 
und Audi mit DKW und Wanderer zur 
Auto Union AG mit Sitz in Chemnitz 
1932 war August Horch in den Aufsichts-
rat berufen worden. Nach dem Neube-
ginn in Ingolstadt im Jahre 1949 wurde 
ihm diese Ehre erneut zuteil. Ebenso er-
nannte ihn nach Zwickau nun auch Win-
ningen zum Ehrenbürger.

Gerne wäre Horch nach dem Zweiten 
Weltkrieg in seine Geburtsstadt zurückge-
kehrt. Das ließ die französische Besat-
zungsmacht jedoch nicht zu. Stattdessen 
verlebte Horch seinen Lebensabend im 
oberfränkischen Münchberg. Dort starb 
Horch am 3. Februar 1951. Seinem Wunsch 
folgend wurde er in Winningen beigesetzt.
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AUGUST HORCH

Gründer und Namensgeber 
gleich zweier Automarken

Das vor 70 Jahren gestorbene technische Ausnahmetalent hatte  
auf wirtschaftlichem Gebiet eine weniger glückliche Hand

Am Steuer eines Horch: August Horch� Foto: imago images/Thomas Frey

JOHN SCHEHR

Anders als Ernst Thälmann kam des-
sen weniger bekannter Nachfolger an 
der Spitze der Kommunistischen Par-
tei Deutschlands nicht in Hamburg, 
sondern in dessen damals noch nicht 
eingemeindeter preußischer Nachbar-
stadt Altona zur Welt. Am 9. Februar 
jährt sich John Schehrs Geburtstag 
zum 125. Mal.

In die SPD trat der Spross einer 
Arbeiterfamilie 1912 ein. Über die Un-
abhängigen Sozialdemokraten fand der 
Schlosser 1920 zur KPD. Er war einer  
der engsten Gefolgsleute Thälmanns 
und wurde hauptamtlicher Mitarbeiter 
der Partei. Nur unterbrochen von ei-
nem kurzzeitigen Karriereknick, den er 
ebenso wie Thälmann im Zusammen-

hang mit der nach dem KPD-Funktio-
när John Wittorf benannten Unter-
schlagungsaffäre im Jahre 1928 erlitt, 
stieg er kontinuierlich im Apparat auf. 
1932 kooptierte ihn das Zentralkomitee 
als Vollmitglied, er wurde de facto 
Thälmanns Stellvertreter. Als Abgeord-
neter zog er in den Preußischen Land-
tag und den Reichstag ein. Nachdem 
Thälmann im März 1933 festgenom-
men worden war, bestimmte die Kom-
munistische Internationale Schehr 
zum KPD-Vorsitzenden. 

Eine erste Verhaftung Schehrs war 
bereits im November 1932, also in der 
Weimarer Zeit, erfolgt. Bei ihm wurde 
Material über illegale Aktivitäten seiner 
Partei gefunden. Als Parlamentarier 
wurde er jedoch relativ schnell wieder 
entlassen. 

Mit einer abermaligen Verhaftung 
im November 1933, nunmehr durch die 
Gestapo, begann die Geschichte, die 
ihn ähnlich wie Thälmann, wenn auch 
in einem kleineren Maßstab, in den Au-
gen vor allem der Kommunisten zu ei-
nem Märtyrer werden ließ und zu sei-
ner nachmaligen, kultischen Verehrung 
führte. Der Folter, unter der er zu Aus-
sagen über seine Tätigkeit und seine 
Mitstreiter bewegt werden sollte, hielt 
er stand. Er erlitt schwere Verbrennun-
gen und verlor wohl ein Auge. Am 1. Fe-
bruar 1934 wurde Schehr zusammen 
mit drei anderen Parteifunktionären 
während einer Überstellung von der 
Gestapo erschossen. In der offiziellen 
Variante hieß es: „auf der Flucht“. Es 
handelte sich wohl um eine Vergel-
tungsmaßnahme für die an jenem Tag 
erfolgte Ermordung des V-Mannes der 
Gestapo Alfred Kattner durch die KPD.

Der kommunistische Schriftsteller 
Erich Weinert verfasste noch im selben 
Jahr das Gedicht „John Schehr und Ge-
nossen“. In der DDR mussten Genera-
tionen von Schülern die in kämpferi-
schem Pathos verfassten Verse aus-
wendig lernen. Wie andere Kommunis-
ten wurde er Namensgeber für Schulen 
und Schiffe. Das Mot.-Schützenregi-
ment 24 der NVA trug den Ehrennamen 
„John Schehr“. Diese Armee gibt es in-
zwischen nicht mehr, aber bis heute 
existiert weiterhin eine Vielzahl von 
John-Schehr-Straßen, eine davon sogar 
in der Hauptstadt.� Erik Lommatzsch

Thälmanns 
Nachfolger aus 

Altona

John-Schehr-Straße in Berlin
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VON ERIK LOMMATZSCH

Ä ußerst wütend war Friedrich 
Ebert am 9.  November 1918 
auf Philipp Scheidemann, mit 
dem er gemeinsam an der 

Spitze der SPD stand. Scheidemann, der 
soeben von einem Fenster des Reichs-
tagsgebäudes der versammelten Menge 
das Ende der Monarchie und die neue 
Staatsform verkündet hatte, musste sich 
so einiges von seinem Genossen anhö-
ren: „Du hast kein Recht, die Republik 
auszurufen!“, herrschte Ebert ihn laut-
stark an, „was aus Deutschland wird, ob 
Republik oder was sonst, das entscheidet 
eine Konstituante.“ 

Die Szene vor dem Hintergrund des 
Endes des Ersten Weltkrieges und des 
Umbruchs in Deutschland zeigt zum ei-
nen, dass für Ebert die politische Zukunft 
des Landes zu diesem Zeitpunkt offen 
war. Zum anderen kommen wesentliche 
Züge seines Charakters deutlich zum Aus-
druck: Redlichkeit, Sinn für Ordnung und 
eine Abneigung gegen Revolutionen. 
Ebert setzte auf Reform und Evolution. 
Über die „soziale Revolution“ äußerte er 
ausdrücklich: „Ich aber will sie nicht, ja 
ich hasse sie wie die Sünde.“ Derartige Zi-
tate lässt die geneigte Geschichtsschrei-
bung gern aus.

Kurz vor Scheidemanns Ansprache 
war ihm das Amt des Reichskanzlers über-
tragen worden – und zwar durch Prinz 
Max von Baden, den letzten vom Kaiser 
ernannten Kanzler. In dessen Erinnerun-
gen ist überliefert, er habe den Sozialde-
mokraten beschieden: „Herr Ebert, ich 
lege Ihnen das Deutsche Reich ans Herz!“ 
Dieser reagierte mit den Worten: „Ich ha-
be zwei Söhne für dieses Reich verloren.“ 
Dass die Art der Machtübertragung wenig 
Legitimation besaß, dass es galt, den 
Übergang und den Bestand des Reiches zu 
sichern, war Ebert sehr bewusst. Gern 
hätte er den Thronfolger des Großherzog-
tums Baden in der Funktion eines Reichs-
verwesers gesehen, doch war dieser dafür 
nicht zu gewinnen. 

Drei Monate später, am 11.  Februar 
1919, wählte die Nationalversammlung 
Ebert in das neue Amt des Reichspräsi-
denten der gerade entstandenen Weima-
rer Republik. Es gilt als Eberts Verdienst, 
wesentlich dazu beigetragen zu haben, 
dass das Land vor einem linksradikalen 
Umsturz bewahrt und ein drohender Ein-
marsch der alliierten Sieger abgewendet 
wurde. Ebenso gelang die Rückführung 
des Heeres. Er sorgte – den Umständen 
und seinen Möglichkeiten entsprechend, 
aber immer mit großem persönlichen Ein-
satz – für die Stabilisierung der ersten 
deutschen Demokratie. Im Lager der Be-
fürworter der Republik genoss er partei-
übergreifend Ansehen. 

In die Wiege gelegt war Ebert der Auf-
stieg zum ersten Mann des Staates nicht. 
Vor 150 Jahren, am 4. Februar 1871, kam er 
in Heidelberg als Sohn eines Schneiders 
zur Welt, er hatte acht Geschwister. Nach 
Sattlerlehre und Wanderschaft, während 
der er sich den Sozialdemokraten ange-
schlossen hatte, ließ er sich 1891 in Bre-
men nieder. Tätig war er unter anderem 
als Gastwirt und Redakteur, 1900 wurde 
er hauptamtlicher Arbeitersekretär und 
Bürgerschaftsabgeordneter. 1905 erfolgte 
der Wechsel zur Parteispitze nach Berlin, 
1912 die Wahl in den Reichstag. Nach dem 
Tod August Bebels 1913 wurde er einer 
von zwei Parteivorsitzenden. 

„Pakt mit den alten Mächten“
Mit Beginn des Ersten Weltkrieges war 
Ebert vehementer Vertreter des „Burg-
friedens“, seine Aufgeschlossenheit ge-
genüber dem bürgerlichen Lager zeigt 
sein Engagement im 1917 gebildeten „In-
terfraktionellen Ausschuss“. Im Oktober 
1918 drängte er die Sozialdemokraten zur 
Regierungsbeteiligung, auch gegen heftige 
Widerstände in den eigenen Reihen. Be-
reits im Jahr zuvor hatte sich die linksge-
richtete Unabhängige Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands (USPD) von der 
SPD abgespaltet – wodurch Eberts Stel-

lung bei der verbleibenden Parteimehr-
heit gestärkt wurde. Der Historiker Wal-
ter Mühlhausen, Verfasser einer volumi-
nösen Ebert-Biographie, urteilt: „In den 
Novembertagen 1918 war er sicherlich der 
einflussreichste Politiker im Reich.“ Er sei 
ein „typischer Vertreter der zweiten Ge-
neration der Arbeiterführer“ gewesen, der 
nicht zum „romantischen Revolutions-
schwärmer taugte“.

Ebert schloss ein Bündnis mit dem 
Ersten Generalquartiermeister Wilhelm 
Groener als Vertreter der Obersten Hee-
resleitung (OHL), um den gewaltsamen 
Umsturz abzuwehren, den sogenannten 
Pakt mit den alten Mächten oder Ebert-
Groener-Pakt. Russland und der dort an 
die Macht gelangte Bolschewismus stan-
den den Zeitgenossen damals deutlich 
vor Augen.

Nach seiner Wahl zum Reichspräsi-
denten erklärte Ebert, er verstehe sich 
als „der Beauftragte des ganzen deut-
schen Volkes“, bekannte sich aber zu-
gleich als „Sohn des Arbeiterstandes …, 
aufgewachsen in der Gedankenwelt des 
Sozialismus“.

Er drängte seine Partei, die schon 
1920 das Amt des Kanzlers verlor und 
1923 für fünf Jahre ganz aus der Regie-
rung ausscheiden sollte, immer wieder 
zur Übernahme von Verantwortung – 
und wurde entsprechend enttäuscht. 
Eberts Ideal war ein breites Bündnis von 

der SPD bis zur rechtsliberalen Deut-
schen Volkspartei (DVP), die sogenannte 
Große Koalition. Arbeiterschaft und Bür-
gertum sollten gemeinsam für den neuen 
Staat wirken. 

Die Funktion des Reichspräsidenten 
verstand er integrativ und – im Gegensatz 
zu den Vorstellungen der Schöpfer der Ver-
fassung – als Stütze der Regierung, nicht 
als deren Gegenpol. Von Artikel 48, der ihm 
das Notverordnungsrecht einräumte, 
machte er entsprechend Gebrauch, in der 
Regel handelte es sich um unpopuläre 
Maßnahmen. Parteiziele waren für Ebert 
den Staatszielen gegenüber nachgeordnet. 
Vom Volk gewählt worden ist er übrigens 

nie, seine Amtszeit wurde im Oktober 1922 
vom Reichstag um drei Jahre verlängert.

Sein Ideal war die Große Koalition
Während er als Politiker des Ausgleichs 
Anerkennung erfuhr, trat zwischen ihm 
und seiner Partei eine immer stärke Ent-
fremdung ein. Große Teile der USPD 
kehrten zur SPD zurück, womit die Zahl 
der innerparteilichen Opponenten seiner 
Politik stieg. Nachdem er 1923 die Reichs-
exekution gegen Sachsen mit der Abset-
zung der dortigen Regierung aus Sozial-
demokraten und Kommunisten unter-
stützt hatte, wurde sogar sein Parteiaus-
schluss gefordert.

Ebert war materiell anspruchslos. Als 
Reichspräsident trat er anders auf als 
privat, wo er als impulsiv und redege-
wandt wahrgenommen wurde. Redneri-
sche Begabung hatte ursprünglich auch 
zu seinem Aufstieg beigetragen. Die Be-
deutung des Repräsentativen hat er wohl 
unterschätzt. Schwer zu schaffen machte 
ihm die permanente Verunglimpfung 
durch seine Gegner. Im Dezember 1924 
erging ein Urteil, nachdem er als „Lan-
desverräter“ bezeichnet werden durfte. 
Anlass war sein Wirken beim Berliner 
Januarstreik 1918. Wegen des von ihm 
angestrengten Revisionsverfahrens ließ 
Ebert eine Blinddarmentzündung zu 
spät behandeln – was zu seinem frühen 
Tod am 28. Februar 1925 führte.

FRIEDRICH EBERT

Der „Beauftragte des ganzen 
deutschen Volkes“

Der erste Reichspräsident strebte nach Stabilität und breiter Verankerung der 
Weimarer Republik. Vor 150 Jahren wurde der Sozialdemokrat geboren

FERDINAND PORSCHE

Ohne Ferdinand Porsche wäre die 
Autowelt ein ganzes Stück ärmer. 
Neben dem Prototypen des VW Käfer 
schuf er auch die ersten Fahrzeuge 
mit Allrad- und Hybridantrieb sowie 
zahlreiche leistungsstarke Sport- und 
Rennwagen von charakteristischer 
Form.

Porsche, der am 3. September 1875 
im böhmischen Maffersdorf geboren 
wurde, zeigte schon sehr früh ein au-
ßergewöhnliches technisches Talent. 
Bis 1917 avancierte er zum General-
direktor der Österreichischen Daim-
ler Motoren Gesellschaft in Wiener 
Neustadt und Ehrendoktor der Tech-
nischen Universität Wien. Im April 
1923 wechselte Porsche dann nach 
Stuttgart, wo er als Leiter der Konst-
ruktionsabteilung und Vorstandsmit-
glied der Daimler-Motoren-Gesell-
schaft fungierte. Aufgrund der Nicht-
verlängerung seines Arbeitsvertrages 
eröffnete der Autodidakt im Dezem-
ber 1930 in Stuttgart ein Konstrukti-
onsbüro, die „Dr. Ing. h. c. F. Porsche 
GmbH, Kon- struktionen und Bera-
tung für Motoren und Fahrzeuge“.

In der Folgezeit entwickelte Por-
sche Klein-, Mittelklasse- und Renn-
wagen für Zündapp in Nürnberg, 
NSU in Neckarsulm, Wanderer in 
Augsburg und die Chemnitzer Auto 
Union AG. 1934 tauschte er auf Drän-
gen Adolf Hitlers seine nunmehrige 
tschechische Staatsbürgerschaft mit 
der deutschen. Zu diesem Zeitpunkt 
arbeitete Porsche im Auftrag des 
Reichsverbandes der Automobilin-
dustrie an der Konstruktion eines 
KdF-Wagens, der nach dem Willen 
Hitlers nur 990 Reichsmark kosten 
und damit praktisch für jedermann 
erschwinglich sein sollte. In Vorbe-
reitung der Produktion des Fahrzeu-
ges, das heute als VW Käfer bekannt 
ist, bekleidete Porsche ab 1938 die 
Position des Hauptgeschäftsführers 
der Volkswagenwerk G.m.b.H. 

Während des Zweiten Weltkriegs 
engagierte sich der Nationalpreisträ-
ger und Wehrwirtschaftsführer im 

Rüstungssektor. So wirkte er unter 
anderem an der Entwicklung des Pan-
zerkampfwagens VI „Tiger“ mit.

Weil Porsche ab 1943 auch die un-
ternehmerische Verantwortung für 
den Autokonzern Peugeot im besetz-
ten Frankreich getragen hatte, kam er 
1945 in Haft. Nach dem schlussendli-
chen Freispruch durch die französi-
sche Justiz zog sich der Autopionier 
1948 ins Privatleben zurück – die Lei-
tung der Firma Porsche lag da schon 
bei seinem Sohn Ferry. Ferdinand 
Porsche starb am 30. Januar 1951 in 
Stuttgart.� Wolfgang Kaufmann

Nicht nur der 
Konstrukteur 
des VW Käfer
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Starb vor 70 Jahren: Porsche

„Wenn der Kaiser 
nicht abdankt, dann 

ist die soziale 
Revolution 

unvermeidlich. Ich 
aber will sie nicht, ja 
ich hasse sie wie die 

Sünde“
Friedrich Ebert

So sah ihn 1924 der ostpreußische Künstler Lovis Corinth im Jahre 1924: Porträt des Reichspräsidenten Friedrich Ebert (Ausschnitt)
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VON WOLFGANG KAUFMANN

I m August 2006 veröffentlichte der 
niederländische Nobelpreisträger 
Paul Crutzen, damals Leiter der Ab-
teilung Chemie der Atmosphäre am 

Max-Planck-Institut für Chemie in Mainz, 
einen polemischen Aufsatz in der Zeit-
schrift „Climate Change“. Darin behaup-
tete er, dass die politischen Versuche zur 
Reduzierung des Ausstoßes von „Treib-
hausgasen“ keine nennenswerten Resul-
tate gezeitigt hätten. Deswegen müsse 
nun ein umgehend nutzbarer „Flucht-
weg“ her. Beispielsweise ließe sich die 
Erdatmosphäre ganz schnell abkühlen, 
wenn man gezielt Substanzen freisetze, 
welche dazu geeignet seien, die Sonnen-
einstrahlung in den oberen Luftschichten 
zu vermindern. 

Das war die Geburtsstunde der Idee 
vom „Solar Radiation Management“, die 
in der Folgezeit besonders den Experi-
mentalphysiker David Keith von der Har-
vard-Universität in Cambridge (Massa-
chusetts, USA) umtrieb. Allerdings schei-
terte dessen erster großer Feldversuch 
2012, bei dem Sulfatverbindungen in die 
Stratosphäre über der Wüste des US-Bun-
desstaats Neu Mexiko eingebracht wer-
den sollten, schon in der Vorbereitungs-
phase. Doch Keith blieb hartnäckig und 
hob schließlich fünf Jahre später zusam-
men mit einigen Gleichgesinnten das 
„Harvard’s Solar Geoengineering Re-
search Program“ aus der Taufe. 

Bill Gates finanziert mit
Diese Forschungen zur „Planetaren Um-
gestaltung“ werden mittlerweile von fast 
drei Dutzend Firmen oder Stiftungen 
und vermögenden Einzelpersonen finan-
ziert. Zu Letzteren gehören auch der 
ehemalige „Erdgaskönig“ John Arnold, 
der Microsoft-Gründer und Multimilliar-
där Bill Gates sowie der frühere Vizeprä-
sident des Daten-Giganten Google, Alan 
Eustace. Dazu kommen noch Kapitalge-
sellschaften wie Ronin Private Invest-
ments sowie das Weatherhead Center for 
International Affairs, das offensichtlich 
über sehr gute Verbindungen zum US-
Militär verfügt. 

Mithilfe dieser Sponsoren wollen 
Keith und sein Kollege Frank Keutsch 
vom Umweltzentrum der Harvard-Uni-
versität das Stratospheric Controlled Per-
turbation Experiment (ScoPEx) voran-
treiben. In dessen Rahmen soll nun ein 
Kalziumkarbonat-Aerosol in der oberen 
Atmosphäre versprüht werden. Von die-
sem Eingriff in das Klimasystem erhoffen 
sich die US-Forscher und ihre Finanzierer 
eine stärkere Reflexion des Sonnenlichtes 
und dann im Nachgang dazu auch die ge-
wünschte Klimaabkühlung. 

Damit treten sie freilich in Konkur-
renz zu anderen viel diskutierten Verfah-
ren zur Absenkung der globalen Durch-
schnittstemperatur. Dazu gehören etwa 

das Einfangen und Einlagern des „Klima-
killers“ Kohlendioxid, oder die Errich-
tung eines gigantischen Sonnenschirms 
aus 16 Billionen Siliziumscheiben an ei-
nem der Punkte in den Tiefen des Welt-
alls, wo sich die Anziehungskräfte unseres 
Planeten und der Sonne gegenseitig auf-
heben. Ebenso gibt es Pläne, im Zuge ei-
nes weiteren Projektes („Marine Cloud 
Brightening“) die tiefliegenden dunklen 
Wolken über den Ozeanen künstlich auf-
zuhellen, damit diese die Sonnenstrahlen 
besser reflektieren. Und manche Forscher 
schlagen sogar vor, hellen Sand in den eis-
freien Gebieten der Arktis auszustreuen 
und die Gletscher mit weißer Plastikfolie 
zu bedecken sowie mehrere Billionen 
Tonnen Kunstschnee in der Antarktis zu 
produzieren.

Partikelwolke in 20.000 Metern
Doch jetzt scheint vor allem das „Har-
vard’s Solar Geoengineering“ die Nase 
vorn zu haben. Deshalb stehen bald die 
ersten Praxistests im Rahmen des ScoPEx 

an. Diese sind für den kommenden Juni 
geplant. Da wollen Keith und Keutsch un-
weit der nordschwedischen Stadt Kiruna 
einen drei Millionen Dollar teuren, unbe-
mannten Ballon mit 600 Kilogramm 
Nutzlast starten – zunächst angeblich nur, 
um in Zusammenarbeit mit der Schwedi-
schen Raumfahrtagentur sämtliche Syste-
me an Bord zu testen. 

Im zweiten Anlauf ist dann aber auch 
schon die „Impfung“ der Stratosphäre 
über Skandinavien mit einer kleineren, 
vom Ballon ausgestreuten Menge Kalzi-
umkarbonat vorgesehen. Die Wissen-
schaftler gehen davon aus, dass so eine 
kilometerlange Partikelwolke in 20.000 
Metern Höhe entsteht, welche das Son-
nenlicht zum Teil ins All zurückwirft. Soll-
te das funktionieren, könnten dann groß 
anlegte „atmosphärische Injektionen“ 
rund um die Welt stattfinden. Für die ver-
anschlagt Keith Kosten in Höhe von bis zu 
zehn Milliarden US-Dollar pro Jahr.

Allerdings gibt es massive Kritik an 
dem ScoPEx-Projekt – und zwar auch von 

„Klimaschützern“ wie dem ehemaligen 
US-Vizepräsidenten Al Gore. Die Kritiker 
machen geltend, dass dadurch nur an den 
Symptomen des Klimawandels herumku-
riert würde, während die angeblichen 
Ursachen für die „Erderwärmung“ aus 
dem Blickfeld gerieten. Außerdem be-
fürchten manche Gegner des Geoengi-
neering à la Keith und Keutsch Schäden 
an der Ozonschicht. Andere Skeptiker 
wiederum verweisen auf die Risiken des 
Eingriffs in so hochkomplexe Systeme wie 
das Wetter und das Klima: Was, wenn es 
zu signifikanten Veränderungen der Nie-
derschlagsmuster sowie einer viel zu star-
ken und nicht mehr zu bremsenden Ab-
kühlung käme?

Droht neues „Jahr ohne Sommer“?
Und tatsächlich existieren bereits zwei 
dramatische historische Beispiele dafür, 
was passiert, wenn größere Mengen Parti-
kel oder Aerosole in die oberen Luft-
schichten der Erde gelangen und die Son-
neneinstrahlung drosseln, wodurch die 

globale Durchschnittstemperatur sinkt. 
So bescherte der Ausbruch des indonesi-
schen Vulkans Tambora im April 1815, bei 
dem 150 Kubikkilometer Asche freigesetzt 
wurden, der Menschheit 1816 das berüch-
tigte „Jahr ohne Sommer“ mit verheeren-
den Hungersnöten und Seuchenwellen. 

Noch schlimmer dürfte es indes vor 
74.000 Jahren gewesen sein. Damals 
stand der Homo sapiens wohl sogar kurz 
vor der totalen Auslöschung: Vermutlich 
überlebten nur 1000 bis 10.000 Individu-
en, weswegen der moderne Mensch heute 
eine auffallend geringe genetische Vielfalt 
aufweist. Ursache des Massensterbens so-
wie des hieraus resultierenden „Geneti-
schen Flaschenhalses“ bei unserer Art 
waren höchstwahrscheinlich heftige 
Eruptionen des Supervulkans Toba auf 
der ebenfalls indonesischen Insel Sumat-
ra. Insofern könnte die Medizin, mit der 
Keith und Keutsch gegen die „Erderwär-
mung“ vorgehen wollen, gefährlicher für 
die Menschheit ausfallen als die vermeint-
lich zu kurierende Krankheit. 
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„KLIMASCHUTZ“

In hohem Tempo hat der neue US-Präsi-
dent Joe Biden bereits am ersten Tag sei-
ner Amtszeit zahlreiche Regelungen sei-
nes Vorgängers zurückgenommen. Eine 
der Anordnungen Bidens macht eine Exe-
kutiv-Order Donald Trumps zur „Critical 
Race Theory“ rückgängig. Erst im Sep-
tember hatte Trump Bundesbehörden 
verboten, Mitarbeiter in der „Critical 
Race Theory“ zu unterweisen. Der dama-
lige US-Präsident hatte die sogenannte 
kritische Rassentheorie unter anderem 
als „toxische Propaganda“ bezeichnet. 

Obwohl die Theorie an vielen Lehrein-
richtungen der USA inzwischen Normali-
tät ist, erregt nun doch der Fall einer kali-
fornischen Grundschule Aufsehen. Unter 

Berufung auf Eltern berichtet der Journa-
list Christopher Rufo über Elternproteste 
an der R.I.-Meyerholz-Grundschule in 
Cupertino.

Nur Privilegierte und Unterdrückte
Dort hatte ein Lehrer „soziale Identitä-
ten“ zum Unterrichtsthema gemacht. 
Laut dem Bericht erklärte der Lehrer den 
Schülern, sie würden in einer „dominan-
ten Kultur“ leben. Dieser ordnete der Er-
zieher Begriffe wie „weiß“, „christlich“ 
und „Englisch sprechend“ zu. Anschlie-
ßend forderte der Lehrer die Drittklässler 
auf, sich nach Macht und Privilegierung 
selbst einzuschätzen. Schließlich sollten 
die Schüler auch noch eine persönliche 

Identitätsübersicht erarbeiten. Hierin 
sollten Kategorien wie Rasse, Klasse, Ge-
schlecht, Religion und Familienstruktur 
einfließen. 

Der Unterricht hatte ein überraschen-
des Nachspiel: Die Eltern protestierten 
bei der Schulleitung. Ein Großteil der 
Klasse bestand nämlich aus Kindern mit 
asiatischen Familiengeschichten. Den El-
tern lag es fern, sich als Vertreter einer 
privilegierten, weißen Dominanzkultur zu 
sehen. Stattdessen beweisen gerade Ein-
wanderer aus Asien regelmäßig, dass auch 
Nicht-Weißen in den USA ein sozialer 
Aufstieg gelingen kann. 

Bei einigen Eltern weckte der Unter-
richt zudem Erinnerungen an die chinesi-

sche Kulturrevolution: „Aufgewachsen in 
China, hab ich das viele Male erlebt. Die 
Gesellschaft wird in Unterdrücker und 
Unterdrückte eingeteilt.“ Tatsächlich 
spielte in Maos „permanenter Revoluti-
on“ der Familien- und Klassenhinter-
grund jedes Einzelnen eine entscheiden-
de Rolle. 

Der rote Ungeist ist eingewuchert
Mao unterschied die Gesellschaft in posi-
tive „rote Klassen“ und in stigmatisierte 
„schwarze Klassen“ wie etwa „wohlha-
bende Bauern“. Aus Sicht des Kommunis-
tenführers übertrug sich die Zugehörig-
keit zu den Klassen zwingend auch auf die 
Folgegenerationen. Ähnlich baut auch  

die umstrittene „Critical Race Theory“ 
auf der Annahme einer von Generation zu 
Generation weitergegebenen Opferrolle 
der Schwarzen auf, denen die privilegier-
ten Weißen gegenüberstehen. Die Ähn-
lichkeit zu Maos Ideologie ist vermutlich 
kein Zufall. Der chinesische Diktator war 
bis in die 1970er Jahren ein wichtiger 
Ideengeber für viele Linke in der gesam-
ten westlichen Hemisphäre.

Erstaunlich viele Ex-Maoisten haben 
in den vergangenen Jahrzehnten Karrie-
ren in den Medien oder in Parteien, etwa 
bei den Grünen, gemacht. Auch war in 
den USA die afroamerikanische „Black 
Panther“-Bewegung stark maoistisch ge-
prägt. � Norman Hanert

IDEOLOGIE

Maos Schatten hat die USA erreicht
Eltern asiatischer Herkunft rebellieren gegen die linke Rassenlehre an einer kalifornischen Grundschule

Der Mensch als Herr des Himmels: Skeptiker warnen eindringlich vor möglichen Folgen gezielter Wettermanipulation � Foto: imago images/Panthermedia

Riskantes Spiel mit dem Wetter
US-Forscher wollen die Erdatmosphäre manipulieren, damit sie mehr Sonnenlicht reflektiert – Kritiker 

warnen vor unabsehbaren Folgen eines Eingriffs in ein hochkomplexes System



VON DAWID KAZANSKI

S eit einigen Wochen kann man an 
den Straßen polnischer Städte 
Plakate mit einer Darstellung 
eines Fötus im Mutterleib in 

Form eines Herzens sehen. In Allenstein 
befinden sich die riesigen Plakatwände 
an großen Kreuzungen, entlang der 
Hauptverkehrsadern der Stadt oder vor 
dem Hauptbahnhof. Sie sind auffällig, 
weil sie sich auf das äußerst wichtige 
Thema der Abtreibung beziehen, das seit 
einigen Monaten Gegenstand einer hefti-
gen öffentlichen Auseinandersetzung 
zwischen einem großen Teil der Gesell-
schaft und der Regierung ist. 

Die Plakatkampagne ist eine Antwort 
der Abtreibungsgegner auf die Frauen-
streiks, die seit dem 22. Oktober als Re-
aktion auf die Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts zur Verschärfung des Ab-
treibungsgesetzes stattfinden. Es 
scheint, dass im Zeitalter immer restrik-
tiverer Epidemie-bedingter Einschrän-
kungen der Krieg der Weltanschauungen 
von der Straße auf die Plakatwände über-
gegangen ist. 

Noch ist nicht bekannt, wer hinter 
der Anti-Abtreibungs-Plakataktion 
steckt, aber sie löste im ganzen Land vie-
le Kontroversen aus. Obwohl auf den 
Postern weder ein Slogan noch eine Ur-
heberangabe zu finden ist, stellte sich 
heraus, dass die Grafik des Embryos in 
einer herzförmigen Gebärmutter ein ver-
ändertes Werk der jungen russischen 
Künstlerin Katrin Glaskowa ist. Wie viele 
andere stellt die Künstlerin ihre Werke 
ins Internet, wo sie gegen eine Nutzungs-
gebühr heruntergeladen und verwendet 
werden dürfen. 

So geschah es auch in diesem Fall. Die 
Grafik wurde nur geringfügig verändert 
und sieht der ursprünglichen Version zum 
Verwechseln ähnlich. In dieser Form ist 
sie auf großformatigen Plakatwänden in 
vielen polnischen Städten zu sehen. Die 
Illustratorin selbst erfuhr von der Ver-
wendung ihrer Arbeit durch Kommentare 
der Abtreibungsgegner in den sozialen 

Medien. Sie hatte keine Ahnung, dass ihr 
Werk als Symbol für die Bewegung, die für 
das Abtreibungsverbot kämpft, verwen-
det wurde und dass sie damit starke Emo-
tionen hervorrief. Die Künstlerin sagte: 
„Dieses Bild wurde als Inbegriff der Freu-
de an der Mutterschaft gezeichnet, aber 
nicht als eine erzwungene Mutterschaft, 
bei der von keiner Liebe und Freude die 
Rede sein kann. Diese Verbote sind sinn-
los, schädlich und verletzen die Men-
schenrechte; sie schaden sowohl Frauen 
als auch ungewollten Kindern.“

Glaskowa distanzierte sich von An-
deutungen, dass sie sich auf der Seite der 
Abtreibungsgegner engagiere. Im Gegen-
teil: Sie akzeptiert den Druck, der auf 
Frauen ausgeübt wird, nicht, sondern ist 
eine Befürworterin des Rechts auf Selbst-
bestimmung. In einem weiteren Post er-
klärte die Künstlerin, dass sie polnische 

Frauen im Kampf für ihre Rechte unter-
stützt: „Diese Illustration wurde als etwas 
Positives gemalt, als eine Verkörperung 
der Freude an der Mutterschaft und defi-
nitiv nicht als Symbol für die Unterdrü-

ckung der Frauenrechte ... ich hätte nie 
erwartet, dass sich die Dinge so entwi-
ckeln könnten. Als Frau und Künstlerin 
unterstütze ich voll und ganz die polni-
schen Frauen in ihrem Kampf um das 
Recht, Entscheidungen zu treffen.” 

Bereits im Dezember vergangenen 
Jahres veröffentlichte Glaskowa eine 
Grafik mit dem Symbol der polnischen 
Frauenstreikbewegung und lud sie unter 
freier Lizenz zur Verfügung hoch, womit 
sie sich eindeutig auf die Seite der Polen 
stellte, die sich gegen eine Verschärfung 
des Abtreibungsrechts aussprechen. Die 
neue Illustration zeigt eine unbekleidete  
Frau, die in einen Blitz eingezeichnet ist 
– ein Markenzeichen der protestierenden 
Frauen – und die Botschaft der Grafik soll 
nach Ansicht der Autorin eindeutig zu 
verstehen geben: „Bleib weg von meinem 
Körper!“
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Während in mittel- und westeuropäi-
schen Ländern im Zusammenhang mit 
dem Coronavirus neue Bewegungsein-
schränkungen eingeführt werden und nur 
Geschäfte mit Lebensmitteln und Grund-
bedarfsartikeln geöffnet bleiben, ist im 
Königsberger Gebiet genau das Gegenteil 
der Fall – um die Jahreswende gab es ei-
nen noch nie dagewesenen Zustrom von 
Besuchern. 

Auf einer Pressekonferenz sprach 
Gouverneur Anton Alichanow von  
490.000 Besuchern. Auf diese fantasti-
sche Zahl sei er  gekommen, indem die 
Anzahl der Personen mit auswärtigen 
SIM-Karten in ihren Mobiltelefonen aus-
gewertet worden sei. Offenbar wurden 
auf diese Weise auch SIM-Karten von 
Nutzern mitgezählt, die ihre Karten un-
terwegs, etwa in Moskau oder St. Peters-
burg, gekauft hatten, aber in Königsberg 
ihren Wohnsitz haben.  

Doch selbst nach traditionellen Be-
rechnungen durch die Zahl von Flugpas-
sagieren und Hotelübernachtungen zähl-
te das Gebiet diesmal um Silvester mehr 
Touristen als ein Jahr zuvor: 53.000 statt 
48.000 zu den Neujahrsfeiertagen 
2020/21. Vom 30. Dezember bis zum  

10. Januar betrug das Passagieraufkom-
men am Flughafen Powunden [Chrabro-
wo] mehr als 106.000 Menschen. Dies 
entspricht einer Steigerung von 24 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 
Das ist nicht nur auf eine stärkere Auslas-
tung der Flugzeuge zurückzuführen, son-

dern auch auf die Tatsache, dass der Flug-
hafen deutlich mehr Flüge als im Vorjahr 
verzeichnete. Am 4. Januar landeten  
37 Flüge, das waren mehr als zur Fußball-
WM 2018.

Nur symbolische Beschränkungen
Die Regionalregierung hat lange ge-
braucht, um über Beschränkungen zu Sil-
vester zu entscheiden. Schließlich wurde 
nach Rücksprache mit Unternehmern be-
schlossen, nur symbolische Maßnahmen 
zu ergreifen, welche die Ansammlung von 
Menschen auf öffentlichen Plätzen nicht 
wesentlich beeinflussen. Insbesondere 
wurden die Öffnungszeiten von Cafés 
und Einkaufszentren sowie die Anzahl 
der Teilnehmer an Touristengruppen re-
duziert.

Die Museen der Stadt boten für die Win-
tertouristen eine Reihe sogenannter Quests, 
unterhaltsamer Ratespiele, an. Bei dem Pro-

gramm „Mission rettet das neue Jahr“ wur-
den die Besucher per Reisespiel durch das 
Museum geführt. Sie mussten versteckte 
Dinge suchen und Fragen beantworten. Je-
des der sechs Museen, die an den Program-
men teilnahmen, hatte eigene Quests vor-
bereitet. So lud das Ozeanmuseum bei-
spielsweise zu einem Spaziergang mit dem 
Weihnachtsmann auf dem alten Deich ein, 
um während der Neujahrsfeiertage Ge-
schichten über das Wunder, legendäre Schif-
fe und maritime Erfindungen zu hören. 

Die meisten Urlauber zogen es erwar-
tungsgemäß vor, ihre Zeit am Meer zu ver-
bringen. Vom 1. bis zum 10. Januar kamen in 
Cranz etwa 55.000 Autos an. Und da sind die 
Autos, die zur Kurischen Nehrung fuhren, 
und die Touristen, die mit Bussen und Vor-
ortzügen in die Stadt kamen, noch gar nicht 
mitgerechnet. Selbst im vergangenen Som-
mer hatten sich nicht so viele Gäste an der 
Ostsee aufgehalten. � Jurij Tschernyschew

URLAUBERANSTURM

Das Königsberger Gebiet liegt voll im Trend 
An den Neujahrsfeiertagen wurden 106.000 Gäste gezählt – Flughafen registrierte mehr Passagiere als zur Fußball-WM

KAMPF DER ANSICHTEN

Abtreibungsgegner schlagen zurück
Nach Demonstrationen erzürnter Frauen: In Allenstein sorgt eine neue Plakataktion für Aufsehen 

b MELDUNGEN

Embryo, geschützt in einer herzförmigen Gebärmutter liegend: Die Plakate tauchten an vielen Stellen in Allenstein auf� Foto: D.K.

Dom weist 
Risse auf
Königsberg – An den Innenwänden 
und an der Fassade des Königsberger 
Doms haben sich Risse gebildet. Wie 
der stellvertretende Domdirektor Gri-
gorij Chuzijew Anfang Januar bekannt 
gab, hat sich auch der Turm abgesenkt 
und die Dächer der Nord-und der Süd-
seite senkten sich unregelmäßig ab. 
Das Problem sei nicht neu, so Chuzi-
jew, sondern schon vor 300 Jahren ent-
deckt worden. Bereits im Jahr 2005 
seien technische Lösungen gefunden, 
aber nicht umgesetzt worden. Für Ar-
beiten im Inneren müsse die Orgel in 
einem speziellen Sarkophag aufbe-
wahrt werden. Zurzeit wird an der Er-
stellung einer Konstruktionsdokumen-
tation für die Sanierung des Dachs ge-
arbeitet. Damit befasst sich die Nord-
westdirektion für Bau, Wiederaufbau 
und Restaurierung in St. Petersburg. 
Erst wenn die Dokumentation fertig 
ist, soll nach Finanzierungsquellen ge-
sucht werden. Die Kosten für den Un-
terhalt des Doms und des umliegenden 
Geländes bezifferte der Vizedirektor 
auf umgerechnet knapp 17.000 Euro 
jährlich.� MRK

Frost in 
Masuren
Goldap – Das Institut für Meteorologie 
und Wasserwirtschaft hat Mitte Januar 
in dem masurischen Ort Goldap an der 
innerostpreußischen Grenze die Re-
kordtemperatur von minus 25,5 Grad 
Celsius gemessen. Damit war das südli-
che Ostpreußen die kälteste Region  der 
Republik Polen. Auf der Wetterstation 
in Heilsberg wurden minus 25,1 Grad 
Celsius abgelesen. Auch in Rastenburg 
wurde eine Temperatur von minus 24,9 
Grad Celsius beobachtet. Standardmä-
ßig wird in einer Höhe von zwei Metern 
über der Erde gemessen. Auf dem Boden 
ist es örtlich noch kälter. In der Woiwod-
schaft Podlachien wurden in Suwalki 
bodennah sogar minus 30,8 Grad Cel-
sius gemessen. � PAZ

Während es die einen 
an die Kurorte an der 
Ostseeküste zog, 
nutzten andere die 
Freizeit zum Ge-
schäftsbummel : 
Eingang des Einkaufs-
zentrums Europa in 
Königsberg

Foto: J.T.

„Diese Illustration 
wurde als etwas 

Positives gemalt ... 
nicht als Symbol für 
die Unterdrückung 
der Frauenrechte“

Katrin Glaskowa 
Künstlerin



GLÜCKWÜNSCHE14  Nr. 4 · 29. Januar 2021 Das Ostpreußenblatt

Wir gratulieren …

ZUM 105. GEBURTSTAG

Siebeck, Ella, geb. Will, aus Ir– 
glacken, Kreis Wehlau, am  
2. Februar

ZUM 101. GEBURTSTAG

Dahms, Ursula, geb. Drosdatis, 
aus Eydtkau, Kreis Ebenrode, am  
1. Februar

ZUM 100. GEBURTSTAG

Kowalewski, Emma, geb. Pio-
trowski, aus Rothof, Kreis Lyck, 
am 2. Februar
Ziegler, Ella, geb. Saborowski, 
aus Petzkau, Kreis Lyck, am  
3. Februar

ZUM 99. GEBURTSTAG

Breede, Hilde, geb. Hamann, aus 
Pillau, Kreis Fischhausen, am  
31. Januar
Hartmann, Hugo, aus Dorschen, 
Kreis Lyck, am 30. Januar
Rose, Elsa, geb. Bröker, aus Prost-
ken, Kreis Lyck, am 3. Februar

ZUM 98. GEBURTSTAG

Grieschat, Valentina, geb. Gra-
bowski, aus Neidenburg, am  
2. Februar
Piepke, Else, geb. Goetzie, aus 
Merunen, Kreis Treuburg, am  
2. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Bednarz, Anita, geb. Jebramzik, 
aus Glinken, Kreis Lyck, am  
2. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Bloße, Dorothee, aus Schnecken-
moor, Kreis Elchniederung, am  
2. Februar

Fürst, Margarete, geb. Petrick, 
aus Altengilge, Kreis Elchniede-
rung, am 29. Januar
Rittrich, Margarete, geb. Weller, 
aus Lyck, Blücherstraße 2, am  
31. Januar
Weiss, Herta, geb. Ligowski, aus 
Gerswalde, Kreis Mohrungen, am 
30. Januar 
Zindler, Margot geb. Grommek, 
aus Mohrungen und Himmelforth, 
am 29. Januar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Beyer, Käthe, geb. Griegel, aus 
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am  
31. Januar
Bitsching, Hilde, geb. Lasarzew-
ski, aus Lübeckfelde, Kreis Lyck, 
am 3. Februar
Koyro, Irmgard, aus Nußberg, 
Kreis Lyck, am 29. Januar
Lehmkuhl, Lydia, geb. Rausch, 
aus Gaistauden, Kreis Tilsit-Rag-
nit, am 4. Februar
Poeppel, Otto, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 153, am 3. Februar
Willamowski, Ursula, aus Pillau, 
Kreis Fischhausen, am 31. Januar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Christochowitz, Hedwig, geb. 
Schrage, aus Kölmersdorf, Kreis 
Lyck, am 1. Februar
Dwojakowski, Ernst, aus Deut-
scheck, Kreis Treuburg, am  
2. Februar
Laddach, Christel, geb. Weiss-
mann, aus Sulimmen, Kreis Oste-
rode, am 24. Januar
Mowwe, Anneliese, geb. Piwko, 
aus Eichensee, Kreis Lyck, am  
31. Januar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Brings, Erna, geb. Spletter, aus 
Prostken, Kreis Lyck, am 31. Januar
Cleve, Hildegard, geb. Bojarra, 
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am  
1. Februar
Fornasson, Günther, aus Giesen, 
Kreis Lyck, am 1. Februar
Kopka, Erich, aus Höhenwerder, 
Kreis Ortelsburg, am 3. Februar
Lange, Joachim, aus Materscho-
bensee, Kreis Ortelsburg, am  
30. Januar

Ochs, Gabriele, geb. Graumann, 
aus Grauden, Kreis Wehlau, am  
30. Januar
Petereit, Ulrich, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 29. Januar
Poreda, Hans, aus Funken, Kreis 
Lötzen, am 2. Februar
Schaar, Ursula, geb. Hinz, aus 
Lindendorf, Kreis Elchniederung, 
am 2. Februar
Schäfer, Ilse, geb. Petz, aus Vorber-
gen, Kreis Treuburg, am 1. Februar
Schlaugat, Reinhold, aus Bartken, 
Kreis Treuburg, am 4. Februar
Wiebrock, Frieda, aus Allenbruch, 
Kreis Lötzen, am 3. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Bollmann, Helga, geb. Bartz, aus 
Lyck, Kaiser-Wilhelm-Straße 11, 
am 3. Februar
Edinger, Irmgard, geb. Rembritzki, 
aus Gusken, Kreis Lyck, am 4. Februar
Heibutzki, Arno, aus Hochmüh-
len, Kreis Ebenrode, am 29. Januar
Keip, Grete, geb. Kaminski, aus 
Podersbach, Kreis Treuburg, am 
29. Januar
Klein, Erna, geb. Seitz, aus Thie-
renberg, Kreis Fischhausen, am  
3. Februar
Kowalewski, Werner, aus Lyck, 
Morgenstraße 16, am 2. Februar
Marzischewski, Horst, aus Wal-
den, Kreis Lyck, am 4. Februar
Mielke, Gerda, geb. Grünke, aus 
Passenheim, Kreis Ortelsburg, am 
2. Februar
Tannenberger, Irmtraud, geb. 
Kraska, aus Mensguth, Kreis Or-
telsburg, am 4. Februar
Woehler, Gerda, geb. Adamzik, aus 
Sentken, Kreis Lyck, am 4. Februar
Zandereit, Hanna, geb. Komo-
rowski, aus Mulden, Kreis Lyck, 
am 4. Februar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Brodkorb, Elfriede, geb. Hoff-
mann, aus Ponacken, Kreis Fisch-
hausen, am 31. Januar
Brüggmann, Horst, aus Karbow, 
Kreis Wehlau, am 3. Februar
Dörfling, Magdalena, geb. Neu-
mann, aus Köllmisch Damerau, 
Kreis Wehlau, am 4. Februar
Elmenthaler, Heinz, aus Burg-
kampen, Kreis Ebenrode, am  
3. Februar

Feigenbaum, Eva, geb. Preiksch, 
aus Goldbach, Kreis Wehlau, am 
31. Januar
Fornacon, Anneliese, geb. Eg-
gert, aus Landsberg, Kreis Preu-
ßisch Eylau, am 3. Februar
Grau, Elisabeth, geb. Brandt, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am  
31. Januar
Hinz, Evamaria, aus Bladiau, 
Kreis Heiligenbeil, am 31. Januar
Mack, Günter, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 69, am 31. Januar
Schäfer, Käte, geb. Gottheit, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 2. Febru-
ar
Stubbe, Eva, geb. Unger, aus 
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am  
2. Februar
Weber, Gertraud, geb. Sadowski, 
aus Babanten, Kreis Ortelsburg, 
am 3. Februar
Zilz, Edgar, aus Schleusen, Kreis 
Ebenrode, am 29. Januar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Babbel, Fritz, aus Gauleden, Kreis 
Wehlau, am 4. Februar
Braun, Sylvia, geb. Ritzkowski, 
aus Nickelsfelde, Kreis Ebenrode, 
am 1. Februar
Geiser, Karl-Heinz, aus Schirrau, 
Kreis Wehlau, am 30. Januar
Goerke, Helmut, aus Birkenheim, 
Kreis Elchniederung, am  
30. Januar
Hagedorn, Waltraut, geb. Antel-
mann, aus Dünen, Kreis Elchnie-
derung, am 1. Februar
Koss, Waltraut, geb. Zacharias, 
aus Walden, Kreis Lyck, am  
30. Januar
Kresinszky, Rosemarie, geb. 
Gehlhaar, aus Kirschappen, Kreis 
Fischhausen, am 1. Februar
Laskowski, Kurt, aus Heinrichs-
tal, Kreis Treuburg, am 30. Januar
Leibenath, Gerhard, aus Ribben, 
Kreis Ebenrode, am 30. Januar
Lindgreen, Elfriede, geb. Hu-
wald, aus Eckersdorf, Kreis Moh-
rungen, am 29. Januar
Ortmann, Edith, geb. Kowalski, 
aus Muschaken, Kreis Neidenburg, 
am 2. Februar
Pottel, Ingeburg, geb. Möller, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am  
29. Januar
Sadowski, Liesbeth, geb. Rett-
kowski, aus Großseedorf, Kreis 
Neidenburg, am 30. Januar

Sczuplinski, Karl, aus Fran– 
kenau, Kreis Neidenburg, am  
29. Januar
Sieracki, Hildegard, geb. Pio-
trowski, aus Klein Lasken, Kreis 
Lyck, am 2. Februar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Adloff, Hans, aus Fürstenau, Kreis 
Preußisch Eylau, am 29. Januar
Balczun, Rosemarie, geb. Kierag-
ga, aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, 
am 31. Januar
Basilowski, Herbert, aus Stein-
berg, Kreis Lyck, am 1. Februar
Biskup, Günter, aus Lyck, am  
3. Februar
Dubbe, Ilse, geb. Krause, aus 
Lyck, am 3. Februar
Gamer-Wallert, Prof. Dr. Ingrid, 
aus Lyck, am 3. Februar
Gorlo, Udo, aus Kalthagen, Kreis 
Lyck, am 3. Februar
Gorzalka, Traute, geb. Klein, aus 
Reichenwalde, Kreis Lyck, am  
29. Januar
Gutsch, Reinhold, aus Groß  
Kuhren, Kreis Samland, am  
2. Februar
Heinrich, Karl-Peter, aus Ebenro-
de, am 31. Januar
Hoppe, Lilli, geb. Unruh, aus 
Lyck, am 30. Januar
Kammerer, Ingrid, aus Wehlau, 
am 31. Januar
Kersten, Gerda, geb. Kahlau, aus 
Bartenhof, Kreis Wehlau, am  
29. Januar
Kleisa, Horst, aus Mulden, Kreis 
Lyck, am 3. Februar
Krüger, Elly, geb. Kutschborski, 
aus Stradaunen, Kreis Lyck, am  
29. Januar
Küchler, Inge, geb. Christocho-
witz, aus Seebrücken, Kreis Lyck, 
am 29. Januar
Laufer, Ingrid, geb. Ciesinski, aus 
Ulleschen, Kreis Neidenburg, am 
29. Januar
Leck, Emmi, aus Borschimmen, 
Kreis Lyck, am 3. Februar
Maraun, Fritz, aus Schönrade, 
Kreis Wehlau, am 30. Januar
Meier-Bruweleit, Renate, geb. 
Bruweleit, aus Dachsrode, Kreis 
Wehlau, am 4. Februar
Moselewski, Herta, geb. Glimski, 
aus Neu Keykuth, Kreis Ortels-
burg, am 3. Februar
Peters, Irmgard, geb. Pucks, aus 
Fischhausen, am 1. Februar

Podlasly, Kurt, aus Treuburg, am 
31. Januar
Podufal, Wilfried, aus  
Kelchendorf, Kreis Lyck, am  
2. Februar
Repp, Anneliese, geb. Kamusien, 
aus Sodargen, Kreis Ebenrode, am 
30. Januar
Schachtschneider, Hildegard, 
geb. Zimmermann, aus  
Ruckenhagen, Kreis Elchniede-
rung, am 1. Februar
Schenkluhn, Gerhard, aus Nei-
denburg, am 31. Januar
Schmanns, Annemarie, geb. 
Spieß, aus Lyck, am 1. Februar
Scholz, Hedwig, geb. Bohn, aus 
Lomno, Kreis Neidenburg, am  
31. Januar
Taron, Arnold, aus Gau- 
leden, Kreis Wehlau, am  
4. Februar
Todtenhaupt, Waltraud, geb. Da-
merius, aus Stettin, am  
4. Februar
Wagner, Gisela, geb. Lehmann, 
aus Drusken, Kreis Ebenrode, am 
29. Januar
Waschull, Waldemar, aus Galt-
garben, Kreis Fischhausen, am  
2. Februar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Czarnetzki, Gunter, aus Linden-
ort, Kreis Ortelsburg, am  
31. Januar
Falcon, Sigrid, geb. Berg- 
mann, aus Ortelsburg, am  
4. Februar
Frischmuth, Konrad, aus Motz-
felde, Kreis Elchniederung, am  
29. Januar
Jortzik, Helmut, aus Scha– 
reiken, Kreis Treuburg, am  
30. Januar
Karschöldgen, Barbara, geb. Gor-
lo, aus Frauenfließ, Kreis Lyck, am 
30. Januar
Müller, Edeltraut, geb. Tuleweit, 
aus Berkeln, Kreis Elchniederung, 
am 29. Januar
Röschke, Manfred, aus Irglacken, 
Kreis Wehlau, am 31. Januar
Stöhr, Traute, geb. Nadolny, aus 
Rübenzahl, Kreis Lötzen, am  
4. Februar
Ziesenis, Hannelore, aus Wolfsee, 
Kreis Lötzen, 1. Februar
Zimmermann, Udo, aus  
Puppen, Kreis Ortelsburg, am  
31. Januar

Termine der Landsmannschaft  
Ostpreußen 2021

20./21. März: Arbeitstagung der 
Kreisvertreter in Helmstedt (ge­
schlossener Teilnehmerkreis)  
16. bis 18. April: Kultursemi­
nar in Helmstedt  
24./25. April: Arbeitstagung 
Deutsche Vereine in Sensburg 
(geschlossener Teilnehmer­
kreis)  
19. Juni: Ostpreußisches Som­
merfest im südlichen Ostpreußen 
25. bis 27. Juni: Ostpreu­
ßische Sommerolympiade in 
Heilsberg  
24. bis 26. September: Ge­
schichtsseminar in Helmstedt  
11. bis 17. Oktober: Werk­
woche in Helmstedt  
16./17. Oktober: 13. Kommu­
nalpolitischer Kongress in Allen­
stein (geschlossener Teilneh­
merkreis) 
5. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen­

den (geschlossener Teil­
nehmerkreis)  
6./7. November: Ostpreu- 
ßische Landesvertretung  
(geschlossener Teilnehmer­
kreis) 
7./10. November: Kulturhisto­
risches Seminar in Helmstedt 
 
Das Jahrestreffen der Ost-
preußen am 5. Juni in Wolfs­
burg ist abgesagt, da die Wolfs­
burger Stadthalle als Impfzen-
trum genutzt wird. Der neue 
Termin ist der 11. Juni 2022 
 
Auskünfte erhalten Sie bei der 
Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4, 22087 Ham­
burg, Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/
lo/seminare.html

Kontakt

Redaktion Heimat 
Christiane Rinser-Schrut  
Telefon (040) 41400834 
Fax (040) 41400850 
E-Mail: rinser@paz.de  
Adresse: Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimatarbeit“ abge­
druckten Glückwünsche, 
Berichte und Terminankün­
digungen werden auch ins 
Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung kön­
nen Sie jederzeit bei der 
Landsmannschaft wider­
sprechen.

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Eine starke Gemeinschaft

Ostpreußen benötigt eine starke Gemeinschaft, 
jetzt und auch in Zukunft.  
Sie können unsere Arbeit dauerhaft unterstützen, 
indem Sie persönliches Mitglied der Landsmann­
schaft Ostpreußen e.V. (LO)werden.  
Dabei ist es gleichviel, ob Sie in Ostpreußen  
geboren sind oder ostpreußische Vorfahren  
haben.  
Uns ist jeder willkommen, der sich für  
Ostpreußen interessiert und die Arbeit der  
Landsmannschaft Ostpreußen unterstützen 
möchte. 

Sie dürfen wählen

Die persönlichen Mitglieder kommen wenigstens 
alle drei Jahre zur Wahl eines Delegierten zur  
Ostpreußischen Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der Landsmannschaft 
Ostpreußen, zusammen.  
Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre Unterstützung in 
Anspruch zu nehmen. 

Immer informiert

Sie werden regelmäßig über die Aktivitäten der 
Landsmannschaft Ostpreußen e.V. informiert und 
erhalten Einladungen zu Veranstaltungen und Se­
minaren der LO. Ihre Betreuung erfolgt direkt 
durch die Bundesgeschäftsstelle in Hamburg.  
Der Jahresbeitrag beträgt zurzeit 60,- Euro. Den 
Aufnahmeantrag können Sie bequem auf der 
Webseite der Landsmannschaft – www.ostpreus­
sen.de – herunterladen.  
Bitte schicken Sie diesen per Post an:  
 
Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg.

Haben Sie Fragen?

Weitere Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesge­
schäftsstelle der Landsmannschaft Ostpreußen: 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de.



Vorsitzender: Tobias Link  
Gst.: Buchtstr. 4, 22087 Hamburg, 
Tel.: (040) 4140080, E-Mail:  
kontakt@junge-ostpreussen.de, 
www.junge-ostpreussen.de

Bund Junges 
Ostpreußen

Zeitzeugen gesucht!

Der Bund Junges Ostpreußen und 
der BdV Hessen suchen Zeitzeu-
gen aus der Erlebnisgeneration für 
Audio und Videoaufnahmen. Ziel 
ist es, die Erfahrungen und Ge-
schichten von Ostpreußen für die 
Nachwelt zu erhalten und in Ko-
operation mit dem Hessischen Bil-
dungsministerium als Material für 
den Schulunterricht zur Verfügung 
zu stellen. 
Haben Sie Interesse, Ihre Ge-
schichte zu erzählen? Dann mel-
den Sie sich unter rehm@junge-
ostpreussen.de oder bei der Re-
daktion der Preußischen Allgemei-
nen Zeitung. 

Erster Vorsitzender: Jürgen 
Zauner, Stellv. Vorsitzende: 
Klaus-Arno Lemke und Dr. Bärbel 
Beutner, Schriftführerin: Dr. Bär-
bel Beutner, Geschäftsstelle: Bu-
chenring 21, 59929 Brilon, Tel.: 
(02964)1037, Fax 
(02964)945459, E-Mail:  
Geschaeft@Ostpreussen-NRW.de, 
Internet: Ostpreussen-NRW.de

Nordrhein-
Westfalen

Jahreshauptversammlung per 
Briefwahl
Wesel – Sonnabend, 6. Februar: 
Jahreshauptversammlung mit 
Neuwahl. Der Vorstand der Lands-
mannschaft Ostpreußen-West-
preußen Kreisgruppe Wesel grüßt 
alle Landsleute und Heimatfreun-
de zum neuen Jahre.

Erstmals in der 67-jährigen  
Vereinsgeschichte der Kreisgruppe 
Wesel wird die Versammlung we-
gen der Corona-Pandemie nicht 
direkt, sondern mit einer Brief-
wahl durchgeführt, so Paul Sobot-
ta, 1. Vorsitzender und Kulturrefe-
rent.
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 168 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte als  

Prämie 40 Euro auf mein Konto überwiesen.

Name :

Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Voraussetzung 

für die Prämie ist, dass im Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ 

im vergangenen halben Jahr nicht bezogen wurde. 

Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu  

auf Anfrage oder unter www.paz.de

Q Lastschrift     Q Rechnung

IBAN:

Bank:

Datum, Unterschrift:

Bitte einsenden an: 

Preußische Allgemeine Zeitung 

Buchtstraße 4 – 22087 Hamburg

Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

40 Euro 
Prämie

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

A
Z
-
0
2
-
B Zeitung für Deutschland  

www.paz.de

ANZEIGE

Auflösung des Weihnachts-Preisrätsels 

Herzlichen Dank allen Lesern, 
die an unserem Weihnachts-
preisrätsel teilgenommen ha-
ben. 

Die richtige Lösung war 
Wehlau.

Die Preise in Form von Ge-
schenkpackungen mit Königs-
berger Marzipan sind den Ge-
winnern bereits zugeschickt 

worden. Wir danken den Lesern 
der PAZ für die Beteiligung an 
unserem Preisrätsel. Das Her-
ausfinden der manchmal doch 
recht schwierigen Lösung hat 
viel Freude bereitet, wie wir aus 
zahlreichen Reaktionen wissen.

Geschäftsstelle der Ostpreußi-
schen Kulturstiftung  
Postfach 17  
91791 Ellingen

Zusendungen für die Ausgabe 6/2021

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten 
der Ausgabe 6/2021 (Erstverkaufstag 12. Februar) bis spätestens 
Dienstag, den 2. Februar 2021, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de,  
Fax: (040) 41400850 oder postalisch:  
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg 

www.paz.de

Die Heimatkreisgemeinschaft Gerdauen trauert um ihren langjährigen Kreisvertreter

Erwin Goerke
* 4. August 1925 † 27. Dezember 2020

Schiffus, Kreis Gerdauen Papenburg (Ems)

Er stand unserer Kreisgemeinschaft von 1979 bis 1992 vor und hat mit seinem Wirken, seinen
organisierten Reisen in den Heimatkreis, unzähligen Vorträgen und nach seinem Ausscheiden aus
demAmt mit zahlreichen Beiträgen für den Heimatbrief dazu beigetragen, die Erinnerung an Ost-
preußen und an unseren Kreis Gerdauen für nachfolgende Generationen lebendig zu halten. Für
seineVerdienste wurde er 2003 mit dem Goldenen Ehrenzeichen der Landsmannschaft Ostpreußen
ausgezeichnet.

Wir werden ihm stets ein ehrendes Andenken bewahren. Unser tiefes Mitgefühl gilt den
Angehörigen.

Heimatkreisgemeinschaft Gerdauen e.V.

Walter Mogk, Kreisvertreter
Brigitte Havertz-Krüger, 2. Vorsitzende

Nachruf

Die ehemaligen und heutigen Bürger von Liebemühl – heute Milomlyn/Polen –
trauern um

Harry Zillgith
* 22. August 1927 † 9. November 2020

in Liebemühl/Ostpreußen in Dortmund

1945 floh er als 18-jähriger mit seinen Eltern und fand in Dortmund eine neue Heimat. Als junger
Mann versah er in seiner Heimat gerne den ehrenamtl. Briefträgerdienst und war begeisterter Segel-
flieger. Seiner ostpreußischen Heimat blieb er zeitlebens sehr verbunden und hat bereits in den 1970er
Jahren seine alte Heimat regelmäßig besucht und hat für viele andere ehemalige Liebemühler Reisen
in die alte Heimat organisiert. Dabei sind Freundschaften zu den neuen Bewohnern entstanden, sowohl
zu der politischen Gemeinde als auch zur Kirchengemeinde St. Bartholomäus. Damit hat Harry schon
früh zur Verständigung zwischen Polen und Deutschen einen sehr positiven Beitrag geleistet. Er konnte
aufgrund seiner Kenntnis des sozialen und gesellschaftlichen Lebens in der Vorkriegszeit den neuen
Bewohnern wertvolle Informationen über die Stadt- und Sozialgeschichte vermitteln und viele Ansich-
ten über das Stadtbild vor der Zerstörung beim Einmarsch der russischen Armee zur Verfügung stellen.

Die ehem. und heutigen Bürgerinnen und Bürger von Liebemühl/Milomlyn werden ihn in dankbarer
Erinnerung behalten.

Für die ehemaligen Liebemühler Für die Gemeinde Milomlyn ehem. Liebemühl
Rudolf Hans Zillgith, D 77704 Oberkirch Stanislaw Siwkowski
Klaus Barwinski, D 53340 Meckenheim Burmistrz/Bürgermeister

ANZEIGEN

Hinweis

Die Kartei des Heimat-
kreises braucht Ihre An-
schrift.  
Melden Sie deshalb bitte je-
den Wohnungswechsel Ihrer 
Kreisgemeinschaft. Geben 
Sie bitte bei allen Schreiben 
stets auch Ihren letzten Hei-
matort an. 

Virtuelles Gedenken

Der Beauftrage der Bundesregie-
rung für Aussiedlerfragen, Bernd 
Fabritius, hat auf Einladung des 
Generalkonsuls Gábor Tordai-Lej-
kó durch eine Videobotschaft an 
der virtuellen Gedenkveranstal-
tung des Generalkonsulats von 
Ungarn in München zum Geden-
ken an die Vertreibung der Un-
garndeutschen teilgenommen.  
Das Grußwort des Bundesbeauf-
tragten ist als Video über die In-
ternetseite des Beauftragten der 
Bundesregierung für Aussiedler-
fragen anzusehen.� CRS
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VON JANA STENGEL

Ein turbulentes Jahr liegt 
hinter dem Ostpreußi-
schen Landesmuseum mit 

Deutschbaltischer Abteilung (OL). 
Traditionell blickt man am Jahres-
anfang auf das vergangene Jahr zu-
rück, hält inne und reflektiert. Was 
ist gelungen, was soll im neuen 
Jahr anders werden? Auch das OL 
schaut auf das, was war und auf 
das, was kommt und gibt einen 
kurzen Rückblick in sein Muse-
umsjahr 2020.
Vor zwölf Monaten sah alles noch 
großartig aus. Das OL erhielt vom 
niedersächsischen Museumsver-
band das Museumsgütesiegel für 
weitere sieben Jahre, der Minister 
übergab die Urkunde persönlich, 
verbunden mit vielen anerkennen-
den Worten. 

Ein prophetischer Titel
Die Besucherzahlen in den ersten 
Monaten waren exzellent und 
noch mehr stand zu erwarten, 
denn die Ausstellung zu ihrem  
75. Todestag über die berühmteste 
Künstlerin Ostpreußens, Käthe 
Kollwitz, sollte eröffnet werden 
unter dem Titel „Die Welt in 
Schwarz und Weiß“ – ein nahezu 
prophetischer Titel, denn im März 
kam ein tiefes Loch: der erste 
Lockdown, die erste Schließung. 
Anfang März konnte noch im Auf-
trag der niedersächsischen Regie-
rung die deutschbaltische Kultur-
arbeit in Dorpat (Tartu) im Rah-
men des Deutsch-Estnischen 

Frühlings vorgestellt werden, aber 
dann ging nichts mehr. Zahlreiche 
Projekte fielen ins Wasser oder 
mussten aufwendig umkonzipiert 
werden. Die so perfekt für Schul-
klassen und Familien optimierte 
Ausstellung zum Tierfilmer Heinz 
Sielmann wurde noch aufgebaut, 
aber blieb wochenlang den Besu-
chern verwehrt. Schulklassen 

konnten dann auch nach Wieder-
eröffnung leider nicht kommen.
Trotz aller Verunsicherung über 
die weitere Entwicklung versuch-
ten die Mitarbeiter des OL das Bes-
te. Technisches Equipment wurde 
angeschafft und viel Neues auspro-
biert und gelernt. Wie viele hat 
auch das OL die Schleusen der di-
gitalen Kanäle weit geöffnet, viele 

kleine Filme produziert und auf 
dem eigenen Youtube-Kanal sowie 
Facebook und Instagram online 
veröffentlicht. Natürlich wurde 
vorbereitend ein Hygienekonzept 
erarbeitet. Im Mai dann endlich 
wieder Besucher – und die Rück-
meldungen waren großartig.

Bald durften wir, wenn auch 
nur mit zehn Personen, auch wie-

der Führungen anbieten. Im Sep-
tember dann endlich eine Ausstel-
lungseröffnung – „hybrid“, wie es 
neudeutsch heißt. Zur „Reise um 
die Welt. Adam Johann von Kru-
senstern zum 250. Geburtstag“ gab 
der Botschafter der Republik Est-
land, S.E. Herr Alar Streimann, 
dem OL die Ehre, und reiste extra 
aus Berlin an – für ein recht kleines 

Live-Publikum, aber dafür war ein 
nennenswertes Online-Auditori-
um zugeschaltet, als in den Muse-
umsräumen sozusagen die Segel 
gesetzt wurden. Anfang November 
wurde es wieder still im Museum: 
Mit Bedauern wurden aufgrund 
des Infektionsgeschehens wieder 
die Türen geschlossen, erneut wa-
ren viele Projekte und Pläne Maku-
latur. Stattdessen gab es als ad-
ventlichen Trost einen virtuellen 
Adventskalender, hinter dessen 
Türchen sich Tag für Tag 24 kleine 
Geschichten und Exponate rund 
um unsere Ausstellung und Samm-
lung verbargen. 

Wie geht es weiter?
Der Lockdown ist bis mindestens 
Mitte Februar verlängert, aber das 
Ende der Schließung keineswegs 
sicher. Schon seit November ist die 
herausragende Ausstellung „Texti-
le Lebensräume. Anneliese Kon-
rat-Stalschus“ aufgebaut und hat 
noch keinen einzigen Besucher 
empfangen dürfen. Derzeit arbei-
ten wir mit Hochdruck daran, so-
viel wie möglich vom lange vorbe-
reiteten Jahresprogramm zu ret-
ten. Sobald mehr Klarheit besteht, 
werden konkrete Laufzeiten der 
für 2021 vorgesehenen Ausstellun-
gen und Informationen unserer 
sonstigen Kulturangebote veröf-
fentlicht. Trotz aller Einschrän-
kungen wird es ein spannendes 
Museumsjahr der Begegnung, des 
Staunens und der Freude an Kunst 
und Kultur, digital und hoffentlich 
bald auch wieder vor Ort.

Blick nach Lüneburg
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

EINRT AANN AEKLT GIINN DEER AART TTUU
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ACKNS ADIL
NU

AEEGG
INRT

ARST AGRU

PAZ21_04

1 ARZT KONSUL

2 AUTO POL

3 HOLZ BAU

4 RADIO MAST

5 WAREN HAUS

6 OHREN BROT

7 STOFF STANGE

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein spezielles 
Sportgerät.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Essen schmackhaft machen

2 rücksichtsloser Mann

3 Ton-, Töpferware

Mittelworträtsel: 1. Honorar,  
2. Batterie, 3. Eisenbahn, 4. Antennen,  
5. Versand, 6. Schmalz, 7. Gardinen –  
Rennrad 

Magisch: 1. wuerzen, 2. Grobian,  
3. Keramik

  O   E  V   S   S   I  Y  I  
  R E A K T O R  K I E P E  S U E H N E N
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„Die Welt in Schwarz und Weiß“
Jahresrückblick des Ostpreußischen Landesmuseums: Das „verrückte“ Museumsjahr 2020

Heinz Sielmann begeistert: Kinderclubbesucher im Ostpreußischen Landesmuseum 2020� Foto: OL



VON OTTO BROSZIO

I ch begab mich am 13. Juni 1945 mit-
tags zur Kommandantur in Anger-
burg und wurde nach Aufnahme der 
Personalien in einen Keller geführt. 

Die russische Kommandantur befand sich 
in der Stadtsiedlung. Nach zirka drei Stun-
den wurde ich herausgeholt und in ein 
Haus gebracht, wo mir und zwei anderen 
Gefangenen etwas zu essen vorgesetzt 
wurde. Nun wurde ich abwechselnd mehr-
mals bei Tag und bei Nacht verhört.  

Ein paar Tage saß ich mit einem Zivil-
russen zusammen, der jeden Tag von sei-
ner Frau etwas Essbares durchs Kellerfens-
ter zugesteckt bekam. So bekam er an ei-
nem Tag zwei gekochte Eier und etwas 
Brot. Er fing gleich an zu essen, und als er 
meinen verlangenden Blick sah, bekam er 
Mitleid und gab mir ein Ei ab. Ich bedankte 
mich und versprach ihm, falls ich hier her-
auskommen sollte, von meinem Tabak, 
den ich in der Wohnung hatte, zu geben. 
Darauf antwortete er: „Du nicht haben Ta-
bak. Offizier hat alles mitgenommen, auch 
Anzug, du nichts haben.“ 

Am nächsten Tag sollte ich einen Stall 
säubern. Ich musste dabei an der Küche 
vorbei, in der für die Offiziere gekocht wur-
de. Da das Fenster offenstand, blieb ich 
stehen und sah hinein. Ich sah Frau Ros-
zies, die gerade Frikadellen briet. Als sie 
mich sah, nahm sie kurzerhand eine Frika-
delle von der Pfanne und gab sie mir. Da 
der Russe schon „dawei, dawei“ schrie, 
konnte ich das gute Stück nur noch schnell 
in der Tasche verschwinden lassen. 

Ausharren in Kellern
Am 12. Juli musste ich auf einen Lkw stei-
gen. Die Fahrt ging nach Goldap. Ich wur-
de in einen Keller in der Angerburger 
Straße eingesperrt, wo schon andere Ge-
fangene saßen. Nun begannen wieder die 
üblichen Verhöre bis zum Umfallen. Auch 
meinen Lebenslauf musste ich wieder 
schreiben. Jeden Morgen wurden wir zu 
einem Bach geführt, wo wir uns waschen 
konnten. Hierbei fanden wir Liebstöckel 
und würzten damit unsere Wassersuppe. 
Bei dieser Ernährung wäre ich bestimmt 
verhungert, wenn ich nicht ab und zu 
zum Kartoffelschälen in die Küche beor-
dert worden wäre. 

Während des Marschs zurück nach An-
gerburg wurde ich von einem russischen 
Lkw eingeholt. Ich winkte mit meinem 
Zettel. Ob der Russe lesen konnte, weiß ich 
nicht, jedenfalls durfte ich aufsteigen, wo-
bei mir ein Russe behilflich war, und konn-
te bis Budden mitfahren. Ich ging weiter 
und wurde sehr bald von einem Jagdwagen 
eingeholt. Der Wagen hielt und ein russi-
scher Offizier winkte mich heran. Als ich 
nahe am Wagen war, erkannte ich ihn. Es 
war der Leutnant, der mich zuerst in An-
gerburg verhört hatte. Ich hielt ihm die Be-
scheinigung hin, und nachdem er sie gele-
sen hatte, befahl er mir, zum Kutscher auf 
den Bock zu steigen. Dieser war ein Bauer 
aus Am Walde, der die Offiziere zur Jagd 
fuhr. Kurz vor Angerburg hielt der Wagen 
und ich musste wieder absteigen. 

Am nächsten Tag meldete ich mich erst 
beim Bürgermeister, und dann ging ich zur 
nächsten Polizeistation, wie mir in Goldap 
befohlen. Ich meldete mich nun jeden Tag 
in der Dienstelle der Russen in der Bahn-
hofstraße. Als ich mich am 10. September 
wieder melden wollte, traf ich weder den 
Posten noch den Offizier an. Wie ich später 
erfuhr, war die Dienststelle aus Angerburg 
abgezogen worden. Jetzt gab es nur noch 
polnische Behörden in der Stadt. Da ich am 
nächsten Tag zur Arbeit eingeteilt werden 
sollte, meldete ich mich krank. Ich war der-
maßen heruntergekommen, dass mich 
kaum noch die Füße trugen. Ich meldete 

mich beim Arzt und bekam sieben Tage 
Schonung. Als die Tage um waren, meldete 
ich mich im Krankenhaus und wurde von 
einer russischen Ärztin untersucht, die 
mich arbeitsunfähig schrieb. Ich war nun 
frei von Auflagen und konnte mich frei be-
wegen, bekam aber als Arbeitsunfähiger 
weniger Zuteilung aus dem Magazin. Da 
ich viel Zeit hatte, nahm ich mein Körb-
chen und zog los. So fand ich einen Steg, 
der von der Freiheitsstraße über den Fluss 
zum Garten der Oberschule führte. Dort 
entdeckte ich einen Apfelbaum, der noch 
einige Früchte hatte, die ich mitgehen ließ.

So fand ich immer etwas, das den Mit-
tagstisch ein wenig aufbesserte. Am meis-
ten freute ich mich über das Kartoffelfeld, 
das ich einige Tage später aufspürte. Es zog 
mich immer wieder hin zu meiner alten 
Wohnung in der Rademacherstraße und 
zum Garten, den ich angelegt hatte. Der 
Garten war kaum zu erkennen, so hoch war 
das Unkraut gewachsen. Trotzdem ging ich 
hinein und sah am Boden abgestorbenes 
Kartoffelkraut. Ich fing mit den Händen an 
zu buddeln, und der Erfolg war wie ein Ge-
schenk des Himmels. In vier Stunden war 
mein Körbchen voll und ich kehrte zum 
Haus zurück. Bei meinen Wanderungen 
durch die Stadt begegnete ich auch einigen 
Bekannten, die ich nach dem Verbleib mei-
ner Familie fragte. Leider konnte mir kei-
ner etwas Genaues sagen. Da einige Anger-
burger zurückgekommen waren, nahm ich 
an, dass meine Frau mit den Kindern auch 
eines Tages hier eintreffen würde. Trotz-
dem fragte ich alle Neuankommenden aus, 
leider immer ohne Erfolg.

Zwischen Hoffen und Bangen
So verlief die Zeit in Hoffen und Bangen 
bis zum 15. Oktober. An diesem Tag traf 
ich Frau Groppler, die bei uns gewohnt 
hatte. Sie konnte mir sagen, dass meine 
Frau mit den Kindern in Trautenau und 
meine Frau schwer krank sei. Ich fragte, 
welchen Weg sie genommen hatte. Ich 
wollte so schnell wie möglich zu meiner 
Familie. Sie sagte, sie wolle nur einige Sa-
chen packen und in ein paar Tagen zu-
rückgehen. Wir könnten dann zusammen 
reisen. Ich solle mir aber von der polni-
schen Kreisbehörde einen Passierschein 
besorgen, sonst würde ich unterwegs fest-
gehalten.

Am nächsten Morgen ging ich zur Be-
hörde, die im Tepperschen Haus in der 
Kehlenerstraße untergebracht war, und ha-
be eine Ausreisegenehmigung nach Trau-
tenau, Kreis Heilsberg, beantragt. Diese 
wurde mir am 22. Oktober ausgehändigt. 

Inzwischen hatte ich Umschau nach einem 
Handwagen gehalten, den ich zerlegt in 
einem Stall fand. Bei diesem Streifzug bin 
ich auch in die Bahnhofstraße gekommen 
und vor der Brücke links in den Weg ein-
gebogen, und hier fand ich einen Sack Salz, 
der schwer beschädigt war. Ich habe nun 
das Salz, das noch zu brauchen war, zusam-
mengekratzt und in einen Beutel getan. Es 
werden mindestens 30 Pfund gewesen 
sein. Da Salz ein sehr rarer Artikel war, ließ 
ich einige Pfund bei Bekannten zurück. Ich 
setzte dann den Handwagen zusammen 
und bepackte ihn für den Abmarsch am 
nächsten Tag. 

Am 23. Oktober begann der Abmarsch 
nach Trautenau. Nachmittags erreichten 

wir Althof bei Barten und fanden hier Un-
terkunft bei einer deutschen Familie. Da es 
am nächsten Tag stark regnete, blieben wir 
noch eine Nacht. 

Am 25. Oktober ging es weiter über Bar-
ten bis Korschen. Auch hier fanden wir 
Unterkunft bei einer deutschen Familie. 
Am folgenden Tag erreichten wir am Spät-
nachmittag das Dorf Linglack. Es war wie 
ausgestorben. Da bemerkte ich eine Rauch-
fahne über einer alten Kate und sagte: „Da 
scheint noch jemand zu sein, wir wollen 
mal hingehen.“ Wir fanden in dem Haus 
zwei alte Frauen, die uns gerne aufnahmen. 
Sie sagten, dass die anderen Einwohner 
von den Polen vertrieben wurden. Da sie 
alt seien und keine Angehörigen hatten, 
versteckten sie sich tagelang. 

Wir übernachteten bei den Frauen und 
zogen am 27. Oktober weiter nach Traute-
nau. Unterwegs wurden wir von einem rus-
sischen Posten angehalten und nach Wert-
sachen untersucht. Ich zeigte ihm meine 
Bescheinigung. Ich sah, dass er den Zettel 
verkehrt hielt und wohl nicht lesen konnte. 
Darauf zeigte ich auf den Stempel und sag-
te: „Dies ist ein Dokument vom Offizier.“ 

Nachdem er den Stempel eine Weile stu-
diert hatte, bekam ich den Schein zurück 
und wir konnten weiterziehen.

Um zwölf Uhr erreichten wir wohlbe-
halten Trautenau. Wir betraten ein Haus 
und Frau Groppler sagte, ich solle hier war-
ten, sie werde eines der Kinder zu mir schi-
cken, das mich dann zu meiner Frau führen 
könne, sie müsse noch weiter ins nächste 
Dorf. Ich brauchte nicht lange zu warten, 
da waren beide Kinder bei mir, die ich end-
lich umarmen konnte. Wir gingen zusam-
men zum Quartier, wo ich meine Frau im 
Bett liegend antraf. Ich war erschüttert 
über ihr Aussehen, war sie doch als blühen-
de Frau von zu Hause weggegangen. 

Wie konnte und wie sollte ich helfen? 
Ein Arzt war nicht erreichbar. Mein Bestre-
ben war nun, hier herauszukommen. Es 
ging ein Gerücht um, dass ab und zu ein 
Flüchtlingszug von Bischdorf in den Wes-
ten ging. Hierauf baute ich. Den Handwa-
gen hatte ich vorsorglich in der Scheune im 
Stroh versteckt. Da die Ausreisegenehmi-
gung nur auf meinen Namen lautete, muss-
te ich noch eine Genehmigung für meine 
Frau und die Kinder besorgen. Auch Frau 
Goldberg und deren Tochter, die mit uns 
gehen wollten, mussten die Bescheinigung 
haben. 

Ich ging also am 7. November nach Bi-
schofstein, wo ich die polnische Verwal-
tung fand. Der diensthabende Beamte 
sprach gut Deutsch. Er redete auf mich ein, 
doch zu bleiben. Die Verhältnisse würden 
sich bald bessern und alle Deutschen wür-
den wieder Arbeit und Brot haben. Ich 
konnte nur immer wieder erklären, dass es 
um meine Frau ging, die so schnell wie 
möglich in ärztliche Behandlung kommen 
müsse. Endlich nahm er meinen Schein 
und trug darauf die Namen meiner Frau, 
meiner Kinder Hildegard und Anneliese 
sowie Frau Goldberg, und deren Tochter 
ein. Als ich ins Quartier zurückgekommen 
war, galt es, alles für den Aufbruch in den 
nächsten Tagen vorzubereiten. Abends 
wurde an der Tür, die durch einen Querbal-
ken gesichert war, kräftig gepocht. Da wir 
nicht wollten, dass uns die Tür eingeschla-
gen würde, machte ich auf. Sogleich kamen 
ein russischer Soldat, der bewaffnet war, 
und ein Pole in Zivil zu uns ins Zimmer. 

Sorge um die Tochter
Sie sahen sich um, zeigten dann auf meine 
Tochter Anneliese und sagten: „Du mit-
kommen uns Kartoffeln schälen und ko-
chen und dann wieder zurück.“ Aus dem 
anderen Zimmer musste eine junge Frau 
mitgehen. Als eine Stunde vergangen und 

meine Tochter nicht zurück war, wurde 
ich unruhig und bat Frau Goldberg, mit 
mir nachzusehen. Wir gingen hinaus und 
ich rief so laut ich konnte den Namen 
meiner Tochter. Als wir am Ende der 
Dorfstraße ankamen, hörten wir eine 
Stimme und sahen einen Schatten hinter 
einer Scheune. Es war Anneliese, die sich 
dort versteckt hatte. Sie erzählte, dass die 
beiden Männer mit ihnen bis zu einem 
Haus am Ende des Dorfes gegangen wa-
ren. In der Küche mussten sie Kartoffeln 
schälen und Flinsen backen, dann setzten 
sich alle an den Tisch und aßen. Nach dem 
Essen mussten sie das Geschirr abwa-
schen. Dann befahl der Russe der jungen 
Frau, ins Nebenzimmer zu gehen, wohin 
er bald folgte. Ihr zeigte der Pole das an-
dere Zimmer und befahl, das Bett zu ma-
chen. Sie tat so, als ob sie nicht verstünde, 
versuchte nur ans Fenster zu gelangen 
und den Riegel zu lösen, was ihr auch ge-
lang. Als der Pole auf sie zukam, nahm sie 
den Schemel, der vor ihr stand und warf 
ihn dem Polen entgegen, drehte sich 
schnell um und sprang durchs Fenster ins 
Freie.

Nun ging es ans Packen, Wäsche und 
Kleidung, soweit noch vorhanden, nahm 
jeder in seinen Rucksack. Dann musste für 
Verpflegung gesorgt werden, dazu habe ich 
stundenlang Roggen, den ich gedroschen 
hatte, auf einer Kaffeemühle gemahlen. Es 
wurden kleine Brote gebacken, damit jeder 
sein Brot im Rucksack mitnehmen konnte. 
Endlich kam der Tag, es war der 15. Novem-
ber, an dem wir uns auf den Weg zur Bahn-
station nach Bischdorf aufmachten. In der 
Frühe holte ich den Handwagen aus der 
Scheune und legte die Säcke mit den Bet-
ten darauf. Da meine Frau nicht gehen 
konnte, habe ich die Betten so gelegt, dass 
sie einigermaßen sitzen konnte. Um acht 
Uhr früh brachen wir auf. Vier weitere Fa-
milien schlossen sich an.

Der Weg führte über Bischofstein. Als 
wir dort eintrafen, hielten uns polnischen 
Posten an und führten uns in eine Neben-
straße. Vor einer Scheune mussten wir 
unser Gepäck abladen. Die Polen nahmen 
alles, was sie gebrauchen konnten. Für je-
den von uns blieb nur ein Stück Bettwä-
sche, auch an Kleidung ließen sie uns nur 
das Nötigste. Mir selbst zogen sie den Win-
termantel aus und gaben mir einen alten 
Sommermantel. Sie sagten: „Bis jetzt ha-
ben wir gefroren, jetzt kannst auch du frie-
ren, damit du weißt, wie das ist.“ Nachdem 
sie uns ausgeplündert hatten, durften wir 
weiterziehen und trafen um 17 Uhr am 
Bahnhof Bischdorf ein. Hier warteten wie-
der Polen auf uns, die es aber nur auf die 
Handwagen abgesehen hatten. Sie halfen 
noch mit abladen und zogen dann mit den 
Handwagen ab. Wir warteten nun im Bahn-
hofsgebäude auf den Zug, der nach mehre-
ren Stunden einlief. Es waren offene Wa-
gen, die wir besteigen durften. Bei dieser 
Gelegenheit nahmen die Polen noch die 
letzte Bettwäsche von Frau Goldberg fort 
und verschwanden in der Dunkelheit.

Um neun Uhr setzte sich der Zug in 
Bewegung. Es war sehr kalt und wir froren 
in der kalten Zugluft. Der Zug fuhr nur bis 
Allenstein. Wir standen mehr auf der 
Strecke, als dass wir fuhren, und erreich-
ten erst um 19 Uhr auf einem Nebengleis 
den Bahnhof. Hier mussten wir den Zug 
verlassen. Da meine Frau nicht gehen 
konnte, bat ich einen Mann, mir beim Tra-
gen behilflich zu sein. Wir nahmen unsere 
Rucksäcke auf und trugen meine Frau bis 
zum Bahnhofsgebäude. Unterwegs folg-
ten uns einige Polen, die mir dann meinen 
Rucksack abschnitten. Ich konnte mich 
nicht wehren, denn wir gingen durch 
Schlamm und konnten meine Frau nicht 
absetzen. So ging auch meine letzte Habe 
verloren.

Angerburg in Friedenszeiten: Nach dem Kriegsende gaben Russen und später Polen hier den Ton an � Foto: Archiv PAZ
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Suche mit glücklichem Ausgang
Otto Broszio fand seine Familie im Dorf Trautenau – Fortsetzung der Erinnerungen des Angerburger Stadtkassen-Angestellten  
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„Bis jetzt haben wir 
gefroren, jetzt 
kannst auch du 

frieren, damit du 
weißt, wie das ist“

Polnischer Posten 
in Bischofstein
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VON KARLHEINZ LAU

D as Thema des Buches „Preußen 
zwischen Demokratie und Dik-
tatur“ behandelt die Ergebnis-
se von zwei Fachtagungen, die 

auf der Grundlage neuester Forschungser-
gebnisse in Fallstudien die des Freistaates 
Preußen sowie der Städte Berlin, Köln und 
Hildesheim untersuchten, das heißt in der 
Fläche und in Ballungszentren. 

Behandelt werden die Provinzen Preu-
ßens und Ostpreußen, Westfalen und 
Brandenburg sowie der Freistaat Anhalt. 
Die Autoren sind mit einer Ausnahme 
junge Wissenschaftler, Historiker, die auf 
den Forschungsergebnissen bekannter 
Namen wie Karl D. Bracher, Heinrich A. 
Winkler oder Martin Broszat aufbauten. 
Es fällt auf, dass die Fallbeispiele aus-
nahmslos nicht aus süddeutschen Gebie-
ten wie etwa Bayern stammen, wo ja Mün-
chen als Hauptstadt der Bewegung galt. In 
allen Beispielen sind die regionalen Be-
sonderheiten zu berücksichtigen, die den 
Nationalsozialisten unterschiedliche Tak-
tiken in den Methoden und auch dem 
Tempo der Gleichschaltung aufzwangen.

Ostpreußen war NSDAP-Bastion
Ostpreußen war ein Agrarland mit einer 
überwiegend gutsherrlichen Eigentums-
struktur. 1919 wurde es durch den Versail-
ler Vertag vom übrigen Reichsgebiet ab-
geschnitten, was die Randlage dieser Pro-
vinz noch stärker betonte. Politisch galt 
Ostpreußen als Wacht des Deutschtums 
im Osten, was die Identifikation der Men-
schen mit ihrer Heimat durchaus beför-
derte. Es war überwiegend eine konserva-
tiv eingestellte Bevölkerung, die national 
eingestellten Parteien stets zur Mehrheit 
verhalf. Ostpreußen wurde nach der 
„Machtergreifung“ stärkste Bastion der 
NSDAP. 

Völlig anders gestaltete sich die Ent-
wicklung in Köln. Hier ist zuerst die über-
ragende Persönlichkeit des Oberbürger-
meisters Konrad Adenauer, des späteren 
ersten Bundeskanzlers der Bundesrepublik 
Deutschland, zu nennen. In dieser Stadt 
stießen die Nationalsozialisten bei der kon-
servativ-liberal eingestellten Bevölkerung 
auf nicht unerhebliche Skepsis und Wider-
stand. Hinzu kam der starke Einfluss der 
katholischen Kirche. Führende politische 
Kraft war die Deutsche Zentrumspartei. Die 
Weltwirtschaftskrise hatte Einfluss auf die 
Radikalisierung der Bevölkerung, aber erst 
die „Machtergreifung“ und in der Folge die 
Entlassung Adenauers als Oberbürgermeis-
ter machten den Weg für die Nationalsozia-
listen frei, mit ihren berüchtigten Provoka-

tionen und Gewalttätigkeiten die Macht in 
Köln zu übernehmen. 

In einem weiteren Beitrag wird die 
Machtübernahme in einem Innenstadt-
kiez von Berlin-Kreuzberg beschrieben. 
Im Zentrum stand die Nostizstraße. Ber-
lin als Reichshauptstadt besaß für die 
NSDAP eine Schlüsselstellung im Kampf 
um die Macht im Reich. Ausführlich wer-
den die jahrelangen Auseinandersetzun-
gen zwischen SA und kommunistischen 
Organisationen beschrieben. Erst nach 
der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler 
obsiegten die Nationalsozialisten. Ganz 
aber konnten sie dieses Arbeiterviertel, 
wie weitere Viertel der Hauptstadt, nicht 
beherrschen. Berlin wurde keine Hoch-
burg der Nationalsozialisten.

Die Unterschiede in den Prozessen der 
Machtübernahme durch die NSDAP in den 
einzelnen Regionen des Reiches werden an 
den gewählten Beispielen deutlich heraus-
gearbeitet. Generell waren dies Gewalt, 
Einschüchterung, Antisemitismus, die je 
nach Einstellung der Bevölkerung – kon-
servative Kräfte im Raum Köln oder Arbei-
termilieu in Berliner Kiezen – dosiert ein-
gesetzt wurden. Hinzu kam eine allgemei-
ne und flächendeckende Radikalisierung 
durch die Wirkungen der Weltwirtschafts-
krise. Offenen Widerstand leisteten nur 
vereinzelt Anhänger der Sozialdemokratie; 
die Anpassung vieler Deutscher an die neu-
en Machtverhältnisse war offensichtlich 
viel stärker als der Wille, demokratische 
Grundsätze zu verteidigen. Ein geflügeltes 

Wort charakterisiert die Weimarer Repub-
lik: „Eine Demokratie ohne Demokraten“.

Einblick in interne Netzwerke
Grundsätzlich neue Erkenntnisse über 
die Ziele, Methoden und Ergebnisse der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten 
in den Ballungszentren und dem platten 
Lande waren nicht zu erwarten, aber alle 
Beiträge zeigen, wie durch gründliche 
Auswertung kommunaler Akten und Ar-
chive das vorhandene Bild jener Ereignis-
se weiter geschärft wird und sogar Über-
raschungen über interne persönliche 
Netzwerke möglich sind. Diese Aufgabe 
der Forschung bleibt weiterhin bestehen. 
Die einzelnen Kapitel des Buches können 
getrennt gelesen werden, zahlreiche au-
thentische Schwarz-Weiß-Fotos ergänzen 
die Darstellungen, eine Karte, die die Wei-
marer Republik mit ihren Einzelstaaten 
zeigt, wäre hilfreich gewesen. Zu fragen 
ist, warum der Bereich Schule und Hoch-
schule ausgespart wurde. Die Gruppe um 
Ulbricht zeigte 1945 die Bedeutung dieses 
Feldes für die kommunistische Übernah-
me der Macht in der damaligen Sowjeti-
schen Besatzungszone. Das Buch ist mit 
den unterschiedlichen Beiträgen gut ge-
eignet für die politische Bildungsarbeit an 
Schule und Hochschule sowie in der au-
ßerschulischen Bildungsarbeit. Es stärkt 
die wehrhafte Demokratie, weil es ihre 
Schwächen zeigt.

Besuch in Osterode (Ostpreußen): Hitlerjugend wartet auf den Gauleiter Koch� Foto: Bildarchiv Ostpreußen

Polen sind dafür bekannt, stets nach neu-
en Wegen zu suchen und Verbote zu um-
gehen. So fand in der Nacht vom 9. auf 
den 10. Januar in Breslau eine Tanzveran-
staltung statt – mitten im Lockdown. Nur 
hatten sich die Partygänger offiziell nicht 
zum Tanzen versammelt. Sie folgten der 
Einladung, bei der Gründung der „Unter-
nehmerstreik-Partei“ mitzumachen. In 
der Einladung wurde als Hauptredner 
Michał Wojciechowski angekündigt. Er ist 
Begründer der polenweiten Unterneh-
merinitiative „#otwieraMY“, was soviel 
wie „Wir öffnen“ bedeutet. Wer dabei sein 
wollte, musste am Einlass seinen Partei-
beitritt unterzeichnen. „Ziel der Partei ist 
die Öffnung der Unternehmen und der 
Kampf gegen die Beschlüsse, die unge-
rechtfertigt und ganz bestimmt nicht 
rechtens sind“, so Clubbesitzer Jakub 
Kuczyński gegenüber der Oppelner Ta-
geszeitung „NTO“.

„Kannst du zählen? Dann zähle auf 
dich”, ist der Slogan der Bewegung, die 
sich als Antwort „auf die durch Politiker 
geschaffene Krise“ sieht. Den Ursprung 
hat sie in der Widerspenstigkeit vieler Go-
ralen [Gattung der Ziegenartigen]. Den 
Goralen der Tatra sagt man ohnehin im-
mer besonderen Schneid nach. Und so 
öffneten in und um die Tatra immer mehr 
Gastronomen, was nicht nur Urlauber au-
genscheinlich gerne nutzen. Trotz Lock-

downs sind hier viele auswärtige Kennzei-
chen zu sehen. „Wir mögen es nicht, wenn 
man uns sagt, wie wir zu leben haben. Es 
sind die Beamten und Angestellten staat-
licher Ämter, die Angst vor dem Corona-
virus haben. Ihnen geht es dann gut, wenn 
sie gemütlich in ihren Sesseln sitzen und 
auf ihren Monatslohn warten. Wir müs-
sen arbeiten“, so Katarzyna Wiercioch aus 
Zakopane gegenüber dem Tagesblatt „Ga-
zeta Prawna“. Auch sie hat sich „#otwie-
raMY“ angeschlossen.

In Neustadt [Prudnik] in Oberschlesi-
en wurde ein Friseur, der seinen Salon öff-
nete, vom Gesundheitsamt mit umgerech-
net 2350 Euro Bußgeld belegt. Vor Gericht 
bekam jedoch der Friseur Recht. Das Ver-
waltungsgericht der Woiwodschaft for-
derte das Gesundheitsamt auf, das Buß-

geld zurückzuzahlen und die Verfahrens-
kosten zu übernehmen. Begründung: Ein-
schränkungen der unternehmerischen 
Tätigkeit oder aus der Verfassung resultie-
render bürgerlicher Freiheiten könnten 
lediglich durch ein Gesetz oder einen Ka-
tastrophenzustand eintreten, nicht jedoch 
durch einen Regierungserlass.

Das Urteil des Oppelner Gerichts mo-
tivierte Lokalbesitzer Tomasz Kwiek aus 
dem polnischen Teil der tschechisch-pol-
nischen Stadt Teschen im einstigen Ös-

terreichisch Schlesien. Er habe mit vielen 
Gastronomen gesprochen, die wir er das 
Recht auf ihrer Seite sehen.

Beschränkung der unteren Gerichte
Der Oppelner Anwalt Piotr Walczak sagte 
dem Internetportal „money.pl“, dass es 
bereits Gemeinschaftsklagen gegen den 
Fiskus aus der Tourismusbranche gäbe, er 
räume den Mandanten seiner Kollegen 
wenig Erfolgsaussichten ein. Ministerprä-
sident Mateusz Morawiecki möchte auf 

das Verfassungsgericht einwirken, sodass 
untere Gerichte nicht über die Verfas-
sungsmäßigkeit der Restriktionen ent-
scheiden dürfen.

Auch in den niederschlesischen Tou-
rismushochburgen wollen Unternehmer 
nicht länger auf Lockerungen warten. 100 
von etwa 600 Lokalen, Hotels oder Fit-
ness-Einrichtungen hatten ihre Öffnung  
bereits angekündigt. Um sie zu entmuti-
gen, forderte die Regierung, die Unbeug-
samen aus dem Rettungsfond für die Tou-
rismus- und Fitnessbranche auszuschlie-
ßen. Doch viele der Unternehmer glauben 
nicht mehr an staatliche Hilfen. Schon 
allein, weil im Regelwerk des Rettungs-
fonds „Programm 2.0“ zu lesen sei, dass 
„einige Aspekte dieses Programms einen 
Anerkennungscharakter haben sollen“. 
Seit dem 15. Januar gilt, dass es „im Falle 
eines Bruchs der Vorgaben durch den An-
tragsteller“ zur Nichtauszahlung kom-
men könne. Ein Grund mehr auf die staat-
liche Hilfe zu verzichten, so der Teschner 
Tomasz Kwiek. Sein 2019 gegründetes 
Lokal ist trotz Polizeirazzien und Ge-
sundheitsamtsvisiten derzeit regelmäßig 
ausgebucht. 

Der polnische Unternehmerverband 
Kongres Polskiego Biznesu sammelt 
derzeit Geld für einen Rechtsschutz der 
Unbeugsamen. In Deutschland wäre das 
undenkbar. � Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Staatliche Hilfen haben „Anerkennungscharakter“
Polnischer Unternehmerverband stellt sich hinter Ladenbesitzer, die öffnen

In Teschen bekommt man sie trotz Lockdowns heiß serviert: Tomasz Kwiek verkauft 
auch weiterhin seine Piroggen� Foto: C.W. Wagner

HISTORISCHE FORSCHUNG

„Preußen zwischen Demokratie und Diktatur“
Neueste Forschungsergebnisse schärfen das Bild der Machtübernahme der Nationalsozialisten 

„Wir mögen es 
nicht, wenn man uns 
sagt, was wir zu tun 

haben ... Wir 
müssen arbeiten.“

Katarszyna Wiercioch 
Mitglied der Partei „Wir öffnen“

Michael C. Bienert/ 
Lars Lüdicke (Hg.): 
„Preußen zwischen De-
mokratie und Diktatur“ 
– Die Durchsetzung der 
NS-Herrschaft in den 
Zentren und der Peri-
pherie, 1932–1934“, be-

bra Verlag, Berlin-Brandenburg, 2020, ge-
bunden, 239 Seiten, 19,95 Euro
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VON BRIGITTE KLESCZEWSKI

E s gibt Zufälle im Leben eines 
Menschen, über die man immer 
wieder staunen muss. So be-
kam mein Enkel in seinem ers-

ten Semester von seinem Professor in 
seinem Geschichtsstudienfach die Aufga-
be übertragen, anhand einer Quelle aus 
dem Mittelalter über Bischof Otto von 
Bamberg zu referieren, ohne zu ahnen, 
dass die Großmutter des Enkels aus Pom-
mern stammt. Nebenbei berichtete mir 
mein Enkel, dass er zur Zeit viel über Stet-
tin, Pyritz, Gützkow und Usedom lesen 
müsse. Spontan antwortete ich ihm, dass 
es in Pommern viele Denkmäler gab und 
diese auch heute noch zu finden seien, die 
an den Bischof erinnern, der als Apostolus 
Pomoranorum in die Geschichte einging.

Auf zwei Missionsreisen hat er die 
Städte 1124-1125 und 1128 aufgesucht.

In Pyritz erschien Otto von Bamberg 
1124 und taufte hier die ersten Pommern 
an einem Brunnen, der der Sage nach erst 
durch ihn mit einem heftigen Stich seines 
Bischofsstabes hervorgesprudelt kam. 
Dieser Brunnen wurde nach ihm benannt. 
Im Jahr 1824 ließ der Preußenkönig Fried-
rich III. den Brunnen in Granit einfassen 
und Peter Joseph Lenné legte um ihn ei-
nen Garten an. Im Jahr 1902 stiftete Kai-
ser Wilhelm II. eine Ottoskulptur. Dieser 
Ottogarten lag etwa 1500 m vom Bahner 
Tor entfernt. Das Tor steht heute noch.

Widerstand in Stettin
In Stettin hatte der Apostel der Pommern 
1124 großen Widerstand zu überwinden. 
Nachdem er den Tempel des Heidengot-
tes Triglaw zerstört hatte, taufte er die 
heidnischen Pomoranen. Der vom polni-
schen Herzog Boleslaw III. herbeigerufe-
ne Sendbote des christlichen Glaubens 

gründete 12 Kirchen, darunter die St. 
Adalbert und die St. Peter und Paul Kirche 
in Stettin. Herzog Barnim III. stiftete 1346 
zu Ehren Ottos die St. Otto Kollegiat Kir-
che. Diese alte Ottokirche wurde 1577 
durch die heutige Schlosskirche ersetzt. 
Sie war die älteste protestantische Kirche 
in Pommern. An der Südwand der Schloss-
kirche, dem Münzhof zugewandt, ist eine 
kleine Statue zu sehen. Sie zeigt den Bi-
schof Otto von Bamberg. Das Geläute der 
Schlosskirche bestand aus drei Glocken, 
der kleinen Christusglocke, der großen 
Ottoglocke, die größte nannte sich Hel-
denglocke.

Auch Gedenkbäume
Auf dem Weg nach Pyritz kam der Send-
bote des christlichen Glaubens auch 
durch die kleine Ortschaft Buchholz in 
der Buchheide. Dort pflanzte er der Sage 
nach eine Linde. Noch heute steht eine 
Ottolinde auf dem Friedhof an der Kirche. 
Sie besitzt einen Umfang von 8 Metern. 
Sie wird oft von den ehemaligen Buch-
holzern und Freunden der Buchheide fo-
tografiert.

Die vorpommersche Kleinstadt Gütz-
kow liegt etwa 20 km von Greifswald ent-
fernt. Im Gützkower Heft für Heimatge-
schichte aus dem Jahr 1997 ist ein Wand-
teppich abgebildet. Er hängt in der katho-
lischen Kirche. Auf ihm wird die Taufe 
durch den Bamberger Bischof im Jahr 1128 
dargestellt. 

Am oberen Rand des Teppichs wird 
der Heidentempel abgerissen. Er soll ne-
ben der Tempelstätte von Arkona von 
großer Bedeutung gewesen sein. Er zeigt 
ebenfalls die Götzenverbrennung und die 
Freigabe der Gefangenen durch den Fürs-
ten Mitzlaw. An der rechten Seite stehen 
die „Täuflinge“ an. Im Vordergrund ist Bi-
schof Otto von Bamberg zu erkennen, wie 
er einen heidnischen Wenden tauft. 

„Wenden“ ist übrigens ein Sammelname 
für die slawischen Stämme.

Im Südwesten der Insel Usedom liegt 
die kleine Stadt Usedom. Bei einem Rund-
gang durch die Stadt entdeckt der Besu-
cher den Schlossberg. Auf diesem Hügel 
am Rande Usedoms steht ein großes Gra-
nitkreuz. Es trägt die Inschrift:

„An dieser Stätte nahmen zu Pfings-
ten 1128 die Führer der Wenden in 

Westpommern das Christentum an.

Gott will nicht erzwungenen, son-
dern freiwilligen Dienst“.

Otto von Bamberg  

Das Kreuz wurde 1928 errichtet.

1128 war der Bischof zur zweiten Mis-
sionsreise angetreten und war über Mer-
seburg, Halle, Magdeburg, Havelberg nach 
Demmin gekommen, wo er Herzog War-

tislaw von Pommern traf. Dieser hatte ei-
nen slawischen Landtag zu Pfingsten ein-
berufen, denn er konnte nur für den 
christlichen Glauben werben, aber die 
Entscheidung lag letztlich bei den adligen 
Wenden. Von hier aus fasste das Christen-
tum Fuß in Pommern. Jetzt war es dem 
Bischof von Bamberg möglich, seine Ge-
hilfen in die benachbarten Städte auszu-
senden.

Im Gegensatz zum Enkel, der ein aus-
führliches Referat erarbeitet hat, hier nur 
eine Kurzfassung über das Leben und 
Wirken des Bischofs Otto von Bamberg. 
Otto von Bamberg kam um 1060 zur Welt. 
Er stammte aus dem Schwäbischen und 
wurde früh zum geistlichen Stand erzo-
gen. Am 30. 7. 1139 starb er in Bamberg. 
Bevor er Bischof von Bamberg wurde, war 
er Kanzler bei Kaiser Heinrich IV. in Spey-
er. Auf zwei Missionsreisen führte er in 
Pommern das Christentum ein. Im Jahr 
1189 wurde er heiliggesprochen.

Der Ottobrunnen in Pyritz [Pyrzyce] � Foto: HFrankDM/Wikipedia
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Auf der Septemberreise durch Hinter-
pommern wurden große und kleine Ort-
schaften besucht, die einst den Mitreisen-
den Heimat waren. Es stand jetzt Alt Stor-
kow auf dem Programm. Das Dorf liegt 
am äußersten nordöstlichen Ende des 
Kreises Saatzig. In der Ortsmitte des klei-
nen Bauerndorfes ist die Kirche erhalten 
geblieben. Auch das Gelände des ehema-

ligen Rittergutes gibt es noch. Am nördli-
chen Ende des Dorfes befindet sich der 
Friedhof. Dort wurde auf Initiative des 
Heimatkreisvorsitzenden Horst Born, der 
in Alt Storkow geboren wurde, im Jahre 
2006 ein Lapidarium mit etwa 50 noch 
vorgefundenen Kreuzen und Grabsteinen 
sowie eine Leichenhalle errichtet. Der Be-
such dieser vorbildlichen Anlage wie auch 

die des Großen Krebses in Nörenberg ge-
hören zu dem Pflichtprogramm jedes 
Saatzigbesuchs. Insgesamt hat der Hei-
matkreis in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten mit dem Segen der katholischen 
Kirche bzw. mit staatlicher Genehmigung 
elf Lapidarien mit Grabsteinen und Grab-
kreuzen unserer verstorbenen Vorfahren 
geschaffen. Außerdem sind an mehreren 
Orten Gedenksteine aus deutscher Zeit 
vorhanden bzw. von uns neu errichtet 
worden.

Weiter ging unsere Fahrt nach Zam-
zow, ebenfalls am äußeren nordöstlichen 
Ende des Kreises Saatzig. Hier fanden wir 
nur drei Häuser vor. Der Ort liegt am 
Truppenübungsplatz, heute von der Nato 
genutzt, an dessen Grenze wir mehrere 
Kilometer entlangfuhren.

Danach gelangten wir nach Dramburg, 
der ehemaligen Kreisstadt des gleichna-
migen Kreises. Nachdem der brandenbur-
gische Kurfürst das Gebiet im 13. Jahrhun-
dert erworben hatte, erhielten die Prenz-
lauer Ritter von Goltz den Auftrag, die 
Region wirtschaftlich zu entwickeln. Sie 
holten deutsche Einwanderer in das Land. 
Dramburg erhielt 1297 das Magdeburger 
Stadtrecht. Die Stadt entwickelte sich 
trotz schwerer Schicksalsschläge zu einer 
blühenden Ansiedlung mit etwa 8.000 
deutschen Einwohnern im Jahre 1939, 
heute sind es mehr als 12.000 Polen. Das 
bedeutendste Bauwerk der Stadt ist die 

spätgotische Kirche St. Marien, ab 1946 
umbenannt in Auferstehungskirche. In 
der von uns besichtigten Turmhalle die-
ser Kirche befinden sich zwei große Bunt-
glasfenster mit den Namen der einfluss-
reichen Großgrundbesitzer von Knebel-
Doeberitz, von Borkenhagen, von Gries-
heim, von Zadow, von Borcke und von 
Grünberg. Diese Fenster stammen aus 

dem Jahre 1914, wurden im 2. Weltkrieg 
weitgehend zerstört und danach von ei-
nem polnischen Künstler originalgetreu 
restauriert. 

Ein kurzer Abstecher nach Schiefel-
bein und Labes beendete den Ausflug in 
Gefilde außerhalb unsres Kreises Saatzig. 
Über Freienwalde kamen wir nach Kar-
kow, wo wir die Ruine des Schlosses sahen 
und dann im Durchfahren auch das Ge-
burtshaus einer Mitfahrerin erkannten.

Erlebnis Heimat
Auf der gesamten Fahrt durch den Kreis 
Saatzig konnten wir sehen, dass die Wäl-
der gesund sind, dass die Felder, soweit 
erkennbar, sachgerecht bewirtschaftet 
werden und die Natur im Gleichgewicht 
ist. Jede Menge Kormorane und Rehe be-
gegneten uns. Auch ein Fuchs und in eini-
ger Entfernung davon ein Hase waren bei 
Sonnenschein auf dem weiten Land recht 
nah an der von uns befahrenen Straße zu 
beobachten. 

Insgesamt war diese Tagesfahrt, die 
einen besonderen Teil unserer Heimatrei-
se ausmachen sollte, bei bestem Sonnen-
wetter ein einmaliges und besonderes Er-
lebnis. Wenn auch die Dörfer und viele 
Straßen abseits der Touristenströme ei-
nen tristen Eindruck bei uns hinterließen, 
kehrten wir tief beeindruckt und dankbar, 
die Heimat wiedergesehen zu haben, in 
unser Hotel zurück.� Hermann Welk

Von Alt Storkow über Zamzow nach Dramburg 

Christianisierungsdenkmal auf dem Usedomer Schlossberg

REISESTATIONEN

Besuch auf dem Friedhof in Alt Storkow � Foto: Heimatkreis Saatzig

Die einst ev. St. Marien-Kirche in Dram-
burg, ab 1946 Auferstehungskirche in 
Drawsko Pomorskie� Foto: Wikipedia

DAS CHRISTENTUM IN POMMERN

Ein Referat über Bischof Otto von Bamberg
Seine Denkmäler in Pommern
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KLARE CORONA-UNKLARHEITEN 
ZU: CORONA-GLEICHSCHRITT  
(NR. 2)

Nichts Genaues weiß man nicht! Stirbt 
ein ungeimpfter Mensch, so stirbt er in 
diesen Zeiten immer am Coronavirus. 
Stirbt der geimpfte Mensch in Corona-
Zeiten, so stirbt er „natürlich“, aber nicht 
am Coronavirus. Die Kanzlerin doktert 
weiter an ihrem „Corona-Eindämmungs-
plan“ herum und bestellt daher alle Mi-
nisterpräsidenten vorzeitig zum Rapport 
ein. Ob nächstes Mal beschlossen wird, 
uns den restlichen Winter in den Lock-
down zu schicken, das werden wir auch 
bald wissen. � Riggi Schwarz, Büchenbach

SCHÖNE NEUE GRÜNE WELT 
ZU: HASSEN DIE GRÜNEN IHR 
LAND? (NR. 1) 

Die Grünen haben ein neues „fortschritt-
liches“ Programm entworfen. Hier soll 
nur die Rede sein vom Teilbereich „Mig-
ration und Flucht“, Thesen 487 bis 579. Es 
handelt sich dabei um eine Mischung von 
Geschichtsklitterung, hochtrabend for-
mulierten Banalitäten, humanitaristisch 
verbrämten Zumutungen und von in ihrer 
Konsequenz ungeheuerlichen Forderun-
gen zulasten migrationsgeplagter Länder. 

Vorgesehen ist eine außerordentliche 
Erleichterung der Zuwanderung jeder Art, 
praktisch eine Einladung an die Mühseli-
gen und Beladenen der ganzen Welt. Auf 
knapp vier Seiten erscheint 17-mal das 
Wort „Recht“, womit immer die Rechte 
der Zuwanderer gemeint sind. Die Grü-
nen versäumen auch nicht, den Schuld-
komplex der Europäer mit dem Hinweis 
auf die Shoah und die Emissionen „klima-
schädlicher“ Gase für sich zu nutzen. Die 
Demokratie beruhe nicht auf der gemein-
samen Herkunft der Bürger, sondern sei 
eine offene Gesellschaft, in der die diver-
sen Gruppen ihr Zusammenleben aushan-
deln. Deutschland sei ein Einwanderungs-
land, Europa ein Kontinent der Migration. 

Migration bedeutet für die Grünen das 
Recht jedes Menschen, sich ohne jede 

Einschränkung beliebig am Ort seiner 
Wahl anzusiedeln. Eine Begrenzung der 
Zahl der Zuwanderer ist nicht vorgese-
hen. Sollten also die Grünen je das Sagen 
haben, müssen wir mit jährlicher Immig-
ration von mehreren Millionen Menschen 
rechnen. 

Preisgünstige Mietwohnungen und 
weniger qualifizierte Arbeitsplätze wer-
den dann heiß umkämpft sein. Sozialleis-
tungen und Renten müssen schrumpfen, 
denn, „jeder Mensch hat das Recht auf ein 
Leben in Würde und Freiheit“. Die einen 
können mithin freiweg die Leistungen der 
anderen für sich beanspruchen. 

Restriktionen oder Vorbehalte in Hin-
blick auf Alter, Geschlecht, kognitive 
Kompetenz, Ausbildung, Gesundheitszu-
stand oder Vermögensverhältnisse der 
Zuwanderer sieht das Papier der Grünen 
nicht vor. Folglich werden noch mehr als 
je zuvor vorwiegend „arme Schlucker“, 
Menschen aus archaischen Kulturen, Leu-
te mit bedenklichen Ideologien, alle in 
ihrer Heimat Entbehrlichen und Uner-
wünschten nach Europa, sprich nach 
Deutschland, kommen. 

Wir müssen uns daher auf noch höhe-
re Steuern, auf steigende öffentliche Un-
sicherheit, ein gewalttätiges Prekariat, 
wachsende Armut, allgemeinen Bildungs-
abbau, vor allem aber auf ein Leben als 
Minderheit gefasst machen.

� Adolf Frerk, Geldern 

EIN SKEPTIKER DER EINHEIT 
ZU: EIN FRANZOSE, DER PREUSSEN 
UND DEUTSCHLAND SCHÄTZTE 
(NR. 1)

Die rein positive Einschätzung des frühe-
ren französischen Staatspräsidenten Mit-
terrand teile ich keinesfalls: Noch im De-
zember 1989 war Mitterrand in die Sow-
jetunion gereist, um dort mit dem sowje-
tischen Staatschef Michail Gorbatschow 
über die Frage der „deutschen Wiederver-
einigung“ zu beraten. Bei diesem Treffen 
erörterten die beiden Staatsmänner ihre 
Sorgen im Zusammenhang mit dem Pro-
zess der deutschen Vereinigung. Auf Mit-

terrand geht zudem auch maßgeblich die 
Abschaffung der stabilen D-Mark durch 
die Einführung der EU-Kunstwährung 
Euro zurück, die angeblich seine Vorbe-
dingung für die Zustimmung zur deut-
schen Einheit war („Die D-Mark ist 
Deutschlands Atombombe“). 

Neben Margaret Thatcher war Mitter-
rand wohl der größte Gegner und Skepti-
ker der „Wiedervereinigung“, die er aber 
gegen den Willen des deutschen Volkes 
von Paris aus nicht mehr verhindern 
konnte.� Karsten Kriwat, Duisburg 

FALSCHER HEILSVERSPRECHER 
ZU: GUT DIGITALISIERT DURCH DIE 
PANDEMIE (NR. 1) 

Ihr Artikel über die erfolgreiche Digitali-
sierung im Baltikum ist etwas zu einseitig. 
Zum Beispiel ist digitalisierter Unterricht 
unter Corona-Lockdown sicherlich sinn-
voll, taugt aber nicht als Dauerzustand. 
Gerade kleinere Kinder brauchen zum 
Lernen menschliche Kommunikation. 
Untersuchungen in den Vereinigten Staa-
ten haben ergeben, dass digital unterrich-
tete Schüler im Durchschnitt um eine 
Note schlechter abschnitten als Schüler 
im Normalbetrieb. 

Außerdem ist Digitalisierung von der 
Herstellung der Batterien über den 
Stromverbrauch bis zur Erzeugung von 
Giftmüll umweltschädlich. Besondere 
Gefahren drohen außerdem durch Stör-
anfälligkeit durch Cyberangriffe. Durch 
feindliche Mächte kann die Infrastruktur 
ganzer Regionen lahmgelegt werden. Da-
von abgesehen ist die Corona-Krise na-
türlich ein gefundenes Fressen für die 
Internetkonzerne und Versandhändler. 

Nicht zuletzt erfährt der ohnehin 
schon seit Jahrzehnten andauernde Pro-
zess des Arbeitsplatzabbaus durch Auto-
matisierung einen gewaltigen Schub. Die 
herrschende Politik lässt sich davon ohne 
Konzept und ohne Widerstand treiben. 
Dagegen schrieb die Schweizer Zeitung 
„Zeit-Fragen“, dass das Volk darüber mit-
entscheiden muss, „wie und für welchen 
Zweck investiert wird … Und wenn das 

Kapital sich dagegen wehrt, muss es sozia-
lisiert werden.“ � Günter Foerster, Bielefeld

DER TOD VORM LAGERTOR 
ZU: EINE GEDENKTAFEL IN PR.  
EYLAU ERINNERT AN KRIEGSGE-
FANGENENLEID (NR. 53)

Die polnischen und russischen Rotarier 
errichten eine Gedenktafel für ihre in 
deutscher Gefangenschaft gestorbenen 
Landsleute. Gut so! Der Vollständigkeit 
halber sei darauf hingewiesen, dass nach 
Einnahme durch die Russen nunmehr 
deutsche Gefangene (meist Zivilisten) in 
das Lager (Stalag 1A Stablack bei Pr. Ey-
lau, d. Red.) gesteckt wurden. Sie verhun-
gerten in solchen Massen, dass eine Kom-
mission aus Moskau anrückte, um nach 
dem Rechten zu sehen. Daraufhin entließ 
man die hoffnungslosen Fälle in die Frei-
heit. Sie starben vor dem Lagertor und be-
lasteten somit nicht die Statistik. Die 
Massengräber lassen grüßen. Nachzule-
sen in „Stunde Null“, Band 1, geschrieben 
von Dr. Horst Wolf, Lagerarzt. Verlag Rau-
tenberg.� Wolfgang Kopiske, Weilrod

WAS RYDZ-ŚMIGŁY SAGTE 
ZU: HALBIERTE ERINNERUNG  
(NR. 50)

Die Erinnerung über den Krieg mit Polen 
beginnt mit dem Einmarsch der deut-
schen Wehrmacht am 1. September 1939. 
Die entscheidende Vorgeschichte wird 
aber verschwiegen. Die Westmächte 
Frankreich und England hatten mit Polen 
einen Nichtangriffspakt geschlossen, der 
Polen animierte, immer dreister auf einen 
Krieg mit Deutschland hinzuwirken. Dies 
geht deutlich aus einem Zitat des polni-
schen Marschalls Edward Rydz-Śmigły 
aus der „Daily Mail“ vom 6. August 1939 
hervor: „Poland wants war with Germany 
and Germany will not be able to avoid it 
even if she wants to“ hervor. Im März 1939 
hatte Polen bereits die Teil- und am 30. 
August 1939 die Generalmobilmachung 
verfügt. � Horst Aschmann, Ahrensburg
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Hier steht  eine gute Überschrift
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VON KLAUS KELLE

N och einmal hat die CDU die Aufmerksamkeit aller bürger-lich-konservativ denkenden Bürger erregt, doch am Ende kam es wie befürchtet. Armin Laschet – in allen Umfragen unter Mitgliedern und Wählern der Union mit den schlechtesten Ergebnissen – wurde von der Funktions-elite der Partei Konrad Adenauers und Helmut Kohls gewählt, das Erbe Angela Merkels in die Zukunft hinüberzuretten.Machen wir uns nichts vor: Die CDU (und die CSU) wird nicht untergehen, weil der Ministerpräsident von NRW jetzt die Union führt, vielleicht sogar Kanzler wird. Im Gegenteil. Der Stratege aus Aa-chen ist womöglich gewitzt genug, dem frustrierten Teil der Basis ein Zückerli hinzuwerfen, etwa einen Wirtschaftsmi-nister Friedrich Merz in sein Kabinett ab 2022 zu berufen. So wie einst Helmut Kohl mit Ministern wie dem „ehrbaren Kaufmann“ Stoltenberg von der Küste, dem „schwarzen Sheriff“ Dregger und dem „Herz-Jesu-Marxisten“ Blüm ein breites Spektrum abdeckte.Im glattgebügelten Kabinett Merkel gibt es sowas nicht, alles angeblich alter-nativlos, und wenn ein Horst Seehofer in Berlin den „Bayerischen Löwen“ darstel-len soll, dann muss man sich inzwischen auch ernste Sorgen um das Musterland im Süden machen. Nach 15 Jahren Kanzler-

schaft Angela Merkels ist die CDU gewollt deformiert bis zur Unkenntlichkeit, und in ihrem Land fühlen sich viele Bürger mehr und mehr heimatlos.Kürzlich wurde ein Rentner in Bayern, der mit dem Auto seine beiden kleinen Enkel zu deren Eltern nach Haus bringen wollte, weil die Kinder unruhig waren und ohne Mama und Papa nicht einschlafen konnten oder wollten, nachts von der Polizei gestoppt. Der liebevolle Opa muss dafür 500 Euro Bußgeld bezahlen, denn in Bayern gilt die Corona-Ausgangssperre, wenn es dunkel wird. 
Verunsicherte LeistungsträgerWas ist los in unserem Land, wie soll das alles weitergehen? Und was um alles in der Welt können bürgerliche Menschen noch wählen? Menschen, die morgens aufstehen und zur Arbeit gehen, um ihre Familien zu ernähren. Handwerker und Kleinunternehmer, die in der Corona-Kri-se um ihre wirtschaftliche Existenz ban-gen. Mütter, die gesellschaftlich von der Politik geächtet und an den Pranger ge-stellt werden, wenn sie ihre kleinen Kin-der zu Hause selbst erziehen wollen. Und die nicht wünschen, dass ihre fünfjähri-gen Kinder in Kitas mit Unterrichtung über „sexuelle Vielfalt“ belästigt werden.Das alles hat gar nichts mit der schwa-chen Vorstellungsrede von Friedrich Merz zu tun. Im CDU-Abstimmungsergebnis für ein „Weiter so!“ manifestiert sich nur 

das Elend für alle die Millionen Bürger, die einfach ihr gewohntes Land zurück-haben wollen. Die nicht mit Genderstern-chen auf Briefen vom Amt belästigt wer-den wollen. Die nicht mit ihren Steuern hohe dreistellige Millionenbeträge für den unwissenschaftlichen Gender-Un-sinn und linksextreme Netzwerke wie die Amadeu-Antonio-Stiftung aufwenden wollen. Und die nicht gezwungen werden wollen, ein politisches Volkserziehungs-programm in den öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten, wo Meinungsvielfalt ein Fremdwort geworden ist, mit Zwangsge-bühren am Leben zu erhalten. Und die Wehrpflicht und die Atomkraft und die Automobilindustrie ... – es ist ein Jammer, was in unserem Land seit Jahren passiert.Und wie es scheint, gibt es niemanden, der diesen Irrweg einer Fit-For-Fun-Ge-sellschaft Einhalt gebietet. Weil eben CDU und CSU – zusammen die große Volkspartei der Mitte – aufgehört haben, dieses Land in einer Balance zu halten.Die Union könnte es noch stoppen, auch jetzt noch. Aber viele ihrer Reprä-sentanten haben kein Interesse am politi-schen Kampf. Vielleicht haben sie es in ihrer Anbiederung an den linksgrünen Zeitgeist auch einfach verlernt, für politi-sche Überzeugungen zu kämpfen.Und die FDP? Was machen die in die-sen Monaten eigentlich beruflich? Eine liberale Rechtsstaatspartei könnte in der Corona-Krise über sich hinauswachsen. 

Aber die Liberalen nutzen die Chance nicht, sich zu profilieren. FDP-Chef Lind-ner hat gerade erst gesagt, seine Partei wolle ins nächste Kabinett. Ja, aber war-um denn eigentlich? Und die AfD? Obwohl sich Jörg Meut-hen und die Mehrheit der Mitglieder red-lich bemühen, den rechtsextremen Rand-strukturen um Björn Höcke entgegenzu-treten, gilt die AfD den etablierten Partei-en als Paria, als ungewollte Konkurrenz, mit deren Abgeordneten man nicht ein-mal spricht, wenn man sie zufällig auf der Bundestagstoilette trifft. Die beharrliche Ablehnung, der AfD den ihr zustehenden Platz im Bundestagspräsidium zu gewäh-ren, ist ein Skandal. Genauso wie das Rückgängigmachen eines rechtmäßig zustande gekommenen Wahlergebnisses in Thüringen vergange-nes Jahr. Der FDP-Politiker Thomas Kem-merich war überraschend mit den Stim-men von CDU, AfD und FDP zum Minis-terpräsidenten gewählt worden. Auf An-ordnung der Kanzlerin aus Südafrika wurde Kemmerich innerhalb weniger Ta-ge aus dem Amt gedrängt. Stattdessen wählte die CDU den von der Bevölkerung abgewählten Linken Bodo Ramelow wie-der zum Ministerpräsidenten. Ein deutli-ches Signal für die bürgerlichen Milieus in Deutschland, all die eingespielten Rituale nicht mehr mitzumachen und sich zu or-ganisieren. Sonst erkennen wir unser Land bald nicht mehr wieder. 

DEBATTEDie heimatlosen Bürgerlichen  dürfen nicht mehr mitspielen Das Ergebnis der CDU-Vorstandswahl hat viele Wirtschaftsliberale und Wertkonservative enttäuscht.  

Die Frage bleibt, wer das Land und die Gesellschaft künftig in der Balance hält 

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Cyberkrieg Das Internet als Schlachtplatz für Spionage und Verleumdung Seite 2
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Die große  Zensur
Wie Twitter, Facebook, Google & Co. ihre Monopolstellung nutzen  und die Meinungsfreiheit im Internet beschneiden  Seite 12
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VON HELGA SCHNEHAGEN

E in Park muss wie eine Gemälde-
galerie sein, alle paar Schritte 
soll man ein neues Bild sehen“, 
war die Leitlinie von Fürst Her-

mann von Pückler-Muskau. Als Abenteu-
rer und Exzentriker, Idealist und Visionär, 
Künstler und Ästhet erschuf sich der 
„Parkomane“ nicht nur seine eigene Welt, 
mit scheinbarer Nonchalance ruinierte er 
dabei auch immer wieder seine Finanzen. 
Doch gerade diese Eigenschaften sind es, 
denen Deutschland die genialen Land-
schafsparks in Bad Muskau im Lausitzer 
Neißetal und Branitz in Cottbus verdankt.

Totgesagte leben länger, heißt ein 
Sprichwort. Doch dass sie sogar auferste-
hen, ist eher selten. „Ein Wunder“, wie 
Cord Panning, Geschäftsführer der Stif-
tung Fürst-Pückler-Park Bad Muskau so-
wie Parkdirektor, meint. Noch in den 
1970er Jahren waren für Hermann Graf 
von Arnim, den letzten privaten Besitzer 
Muskaus, der Park und seine Bauten nur 
eine „Saudade“, ein Jammer.  

Dass der Muskauer Park beziehungs-
weise Park Mużakowski dennoch 30 Jahre 
später in die Liste des Weltkulturerbes als 
größter Landschaftspark Zentraleuropas 
aufgenommen wird, „kann man dem pol-
nischen Staat, den polnischen Kollegen 
nicht hoch genug anrechnen“, so Panning. 
Denn von den 830 Hektar des Parks be-
finden sich zwei Drittel auf heute polni-
scher Seite östlich der Lausitzer Neiße. 
Im Zweiten Weltkrieg verlief die Frontli-
nie mitten durch das Muskauer Neißetal. 
Hier und da sind im Wald noch Spuren 
der einstigen Schützengräben zu erken-
nen. Nach Kriegsende wurde die Neiße, 
die gestalterische Magistrale des Parks, 
Teil der Oder-Neiße-Linie.

Während es auf deutscher Seite ge-
lang, die Strukturen des Landschaftsgar-
tens zu erhalten, wurde der polnische Teil 
zum Urwald. Doch anstatt den Park auf-
zugeben, unterzeichneten schon 1988 
deutsche und polnische Denkmalpfleger 
einen Vertrag zu seiner integralen Wie-
derherstellung. Der politische Umbruch 
ein Jahr später beflügelte die Realisierung.

Unter Regie der 1993 gegründeten Stif-
tung Fürst-Pückler-Park Bad Muskau be-

gann die Restaurierung und Sanierung der 
Bauten im Schlosspark. Dazu zählen unter 
anderem Orangerie, Schlossvorwerk, 
Doppelbrücke, Englische Brücke und 
Schlossgärtnerei. Der Wiederaufbau des 
ausgebrannten Neuen Schlosses wurde 
2013 vollendet. Rundwege über die Neiße-
Brücken führen gemäß Pücklers Vorstel-
lung wieder von einer der schönsten Stel-
len zur nächsten.

Insgesamt 50 Kilometer Wege durch-
ziehen den Park, der so groß ist wie der 
Tiergarten in Berlin, der Englische Garten 
in München und Sanssouci zusammen. 
Von unendlicher Weite gekennzeichnet, 
verschmilzt er am Rande ohne Umzäu-
nung mit seiner Umgebung. Ganz so, als 
ob nie ein Mensch an die weitläufigen 
Wiesen, majestätischen Bäume und pitto-
resken Seen Hand angelegt hätte.

Bis heute ist der Park ein sich fort-
schreibendes Projekt. Im Hermannsbad 
zwischen Neiße und Bergpark wird die 

Villa Pückler, das älteste Gebäude der 
ehemaligen, 1823 von Pückler eröffneten 
kleinen Kuranlage, derzeit saniert. Zum 
200. Jahrestag soll sie 2023 mit einer Aus-
stellung über die Orientreise des Fürsten 
eröffnet werden. Bereits saniert sind die 
Turmvilla und Villa Caroline, Logierhäu-
ser, die heute als Hotel auf Gäste warten.

Bestattet in der Seepyramide 
Im Hermannsbad endet die Muskauer 
Waldeisenbahn, bei deren Fahrt über den 
Muskauer Faltenbogen, eine eiszeitliche 
Stauchendmoräne, auch das Lausitzer 
Braunkohlerevier in den Blick kommt. Es 
ist eine weitere riesige Fläche, die neu ge-
staltet werden will. Vorerst sollen im 
Muskauer Park mit der Entwicklung des 
Kavalierhauses zum Besucherzentrum 
des deutsch-polnischen Unesco Global 
Geopark Muskauer Faltenbogen/Łuk 
Mużakowa zwei binationale Welterbe-
stätten zusammenfinden.

Nachdem Pückler in Muskau drei 
Jahrzehnte lang in mehreren Entwick-
lungsschritten an seiner idealen Garten-
landschaft gearbeitet hatte, war ihm end-
gültig das Geld ausgegangen, und er 
musste Muskau 1845 verkaufen. Das 35 
Kilometer nordwestlich gelegene Erb-
schloss Branitz wurde sein Altersdomizil 
– und seine neue Spielwiese. Den Erlös 
aus dem Verkauf investierte der 60-Jähri-
ge umgehend in den Umbau des Schlosses 
und die Anlage eines Landschaftsgartens.

Doch anders als in Muskau, wo die Eis-
zeit eine abwechslungsreiche Landschaft 
mit Höhen und Tiefen, Flussterrassen 
und Hügelketten hinterlassen hatte, fand 
Pückler in Branitz nur eine flache Ebene 
auf sandigem Boden vor. Unverzagt be-
gann er, aus der Wüste eine Oase zu ma-
chen. Er legte insgesamt sechs Hektar an 
künstlichen Gewässern an, pflanzte Hun-
derttausende Bäume und ließ auch hier  
– dank seines hohen Alters – in 25 Jahren 

ein 620 Hektar großes Gartendenkmal 
von internationalem Rang entstehen.

Mit dem Aushub aus den Seen und Ka-
nälen gab er dem Gelände ein Relief und 
ließ zur Krönung zwei Pyramiden, eine an 
Land, eine im See, errichten. Erinnerun-
gen an seine Ägyptenreise und einmaliges 
Markenzeichen des Branitzer Parks. In 
der Seepyramide liegt er neben seiner 
Frau und treuen Lebensgefährtin Lucie 
von Pückler-Muskau begraben.

Ein Auftrag des späteren Kaisers 
Nicht nur die Anlage, auch der Erhalt ei-
nes Parks verschlingt enorme Summen. 
Erst im November 2020 hat der Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundes-
tags 12,5 Millionen Euro für den „Master-
plan Branitz 2021–2028“ der Stiftung 
Fürst-Pückler-Museum Park und Schloss 
Branitz freigegeben. Dazu Brandenburgs 
Kulturministerin Manja Schüle: „Branitz 
soll Weltkulturerbe werden. Ich bin da-
von überzeugt: In der Lausitz wird Zu-
kunft gemacht – und die Vergangenheit 
rund um Pückler hat daran einen maßgeb-
lichen Anteil.“

Denn, so Stefan Körner, Vorstand der 
Stiftung Fürst-Pückler-Museum Park und 
Schloss Branitz: „Der weltoffene und in-
novative Geist dieses Erdbändigers ist 
seit 200 Jahren Sinnbild für den Wandel 
der Lausitz. Keine Region Europas ist so 
tiefgreifend verändert, umgegraben und 
neugestaltet worden wie die Lausitz. Das 
entstandene Miteinander von bedeuten-
den Parks und Bergbaulandschaften, 
Adelsschlössern und Industriekultur ist 
faszinierendes Alleinstellungsmerkmal.“ 

Bereits seit 1990 mit dem begehrten 
Unesco-Label versehen ist Park Babels-
berg als Teil des Weltkulturerbes Schlös-
ser und Parks von Potsdam und Berlin. 
Auch er trägt Pücklers Handschrift. Nach-
dem der preußische Gartenkünstler Peter 
Joseph Lenné in „Ungnade“ gefallen war, 
erteilten Prinz Wilhelm, der spätere Kai-
ser Wilhelm I., und seine Gemahlin Au-
gusta Pückler 1843 den Auftrag zur weite-
ren Gestaltung. Die Rückführung in den 
Originalzustand nach Plänen von Lenné 
und Pückler hat die Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten Berlin-Branden-
burg übernommen.

Ein umfangreiches Digitalisierungspro-
jekt ist abgeschlossen: Das Zentrum für 
Populäre Kultur und Musik (ZPKM) der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg hat 
fast 200.000 Liedbelege aus dem Bestand 
des Deutschen Volksliedarchivs veröf-
fentlicht. Sie sind über den Publikations-
server der Universitätsbibliothek Frei-
burg, FreiDokPlus (www.freidok.uni-frei-
burg.de), abrufbar. „Einerseits ging es uns 
darum, diesen einzigartigen Schatz durch 
eine Verfilmung zu sichern, andererseits 
wollen wir diese Belege der Wissenschaft 
und der Öffentlichkeit online zur Verfü-
gung stellen“, erklärt Michael Fischer, der 
Geschäftsführende Direktor des ZPKM. 

Das Deutsche Volksliedarchiv wurde 
1914 in Freiburg mit dem Ziel gegründet, 
deutschsprachige Volkslieder zu sam-
meln, zu dokumentieren und zu erfor-
schen. „Damals ging es darum, das histo-
rische und gegenwärtige Kulturerbe auf 
dem Gebiet des Liedes zu bewahren – ein 
hochbedeutsames Ansinnen“, sagt Fi-

scher. Methodisch neuartig sei die empiri-
sche Grundlage gewesen: In allen deut-
schen „Sprachlandschaften“, wie man die 
Regionen damals nannte, wurden in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts Volks-
lieder gesammelt. Die Zeugnisse der mu-
sikalisch-textlichen Überlieferung wur-
den einerseits in dezentralen Regionalar-
chiven aufbewahrt, andererseits nach 
Freiburg in das zentrale Deutsche Volks-
liedarchiv übersandt.

Die digitalisierten Liedbelege stam-
men aus den Jahren zwischen 1914 und 
1959. „Leider wurden vom Deutschen 
Volksliedarchiv nicht die damals gesunge-
nen und gehörten Schlager dokumentiert, 
sondern lediglich die Volkslieder“, stellt 
Fischer fest. Die populäre und oft inter-
nationale Musik, die auf Schallplatten er-
klang oder auf Festen gespielt wurde, 
lehnten die Forscher damals ab – vom 
Foxtrott bis zum Rock ’n’ Roll. 

Trotz dieser kulturkonservativen 
Grundeinstellung sei es damals wissen-

schaftlich geradezu revolutionär gewe-
sen, die Menschen als Überlieferungsträ-
ger und Wissensgeneratoren in den Mit-
telpunkt zu stellen: „Erstmals in der Ge-
schichte der Liedforschung wurden in 
großer Zahl einfache Leute befragt, was 
sie singen und welche Volkslieder sie ken-
nen.“ Innerhalb der umfangreichen 
Sammlung an Texten und Melodien stel-
len die etwa 3000 Soldatenlieder aus dem 

Ersten Weltkrieg eine kulturgeschichtli-
che Quelle ersten Ranges dar.

Heute seien für die Forschung nicht 
nur die dokumentierten Liedtexte und die 
Melodien von Interesse, sondern auch die 
Sammlungsgeschichte selbst, so Fischer 
weiter. Sie zeige, welches Selbstverständ-
nis die Volkskunde in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts hatte, fachlich ge-
nauso wie politisch: „Die nun digitalisier-
te Sammlung ist nicht nur ein herausra-
gendes Dokument deutscher Kulturtradi-
tionen, sondern ebenso ein Zeugnis der 
Nationalisierung von Kultur.“ Genau die-
se Ambivalenz mache die Sammlung wis-
senschaftlich so interessant.

Die nun digital verfügbaren Liedbele-
ge der Signaturengruppe A geht auf die 
Sammlungstätigkeit des Deutschen Volks-
liedarchivs zurück, das 2014 Teil des 
ZPKM wurde. Dieses Zentrum führt die 
wissenschaftliche Arbeit des vormaligen 
Archivs auf neuer inhaltlicher und metho-
discher Grundlage fort. Die Bestände des 

Deutschen Volksliedarchivs stehen als 
Kulturdenkmal von besonderer Bedeu-
tung unter staatlichem Denkmalschutz. 
Die einzelnen Belege wurden im Deut-
schen Volksliedarchiv chronologisch nach 
Eingang archiviert. Die jeweiligen Her-
kunftsregionen sind auf den Belegen ver-
merkt. Im ebenfalls digital verfügbaren 
„Zugangsverzeichnis A“ sind die Samm-
lungen dokumentiert, nicht jedoch die 
einzelnen Lieder. 

Die A-Nummer 1 stellt eine Variante 
des Liedes „Die Gedanken sind frei“ dar, 
die aus dem hessischen Ort Alsheim 
stammt. Obwohl diese Zuordnung zur 
ersten Belegnummer eher zufällig war, 
hat es das Volksliedarchiv als seine Ver-
pflichtung angesehen, in Wissenschaft 
und Praxis insbesondere die Lieder frei-
heitlich-demokratischer Traditionen in 
den Vordergrund zu rücken. Das ZPKM 
wird im Jahr 2021 gleichfalls seine Samm-
lungen zur Arbeiterliedkultur online zur 
Verfügung stellen.� UniFreiburg/tws

VOLKSLIEDER

Einzigartiger Liedschatz frei zugänglich
„Zeugnis der Nationalisierung der Kultur“ – Universität Freiburg hat 200.000 deutsche Lied-Denkmäler digital veröffentlicht

Parkidyll in Weiß: Schloss Branitz bei Cottbus, in dem Fürst Pückler seine letzten Lebensjahre verbracht hat� Foto: imago stock

FÜRST-PÜCKLER-PARKS

Gemäldegalerie in der Natur
Fürst Hermann von Pückler-Muskau als Gartenkünstler – Sein Erbe wird heute in Muskau, Branitz und Babelsberg gepflegt

LEBENSSTIL Nr. 4 · 29. Januar 2021  21Preußische Allgemeine Zeitung

FO
TO

: M
IC

H
AE

L 
FI

SC
H

ER

Archivierter Hit: „Die Gedanken sind frei“



LITERATUR22  Nr. 4 · 29. Januar 2021 Preußische Allgemeine Zeitung

GESUNDHEIT

Chance und Risiko Die Impfdebatte  
werde irrational geführt, sagt die Journa-
listin mit dem Schwerpunkt Wissen-
schaft und Medizin Silvia Jelincic in ih-
rem Vorwort zu dem Buch „Pro & Cont-
ra Corona Impfung“ des Wiener Medi-
zinprofessors Herwig Kollaritsch. 

Jelincic betreibt selbst eine Internet-
Plattform und sieht täglich, wie unsach-
lich, leidenschaftlich und teils beleidi-

gend die Diskussion um das Thema ge-
führt wird.

Der erschreckenden Unwissenheit 
und Verunsicherung der Bevölkerung 
in Bezug auf das Thema Impfungen 
will Professor Kollaritsch mit seinem 
Ratgeber entgegenwirken. Um es 
gleich vorwegzunehmen: Kollaritsch 
ist, wie fast alle Mediziner, ein Impf-
befürworter. „Alles, was ich erreichen 

will, ist, dass sich möglichst viele Men-
schen rational statt emotional für oder 
gegen eine Corona-Impfung entschei-
den.“ Der Wiener Wissenschaftler ist 
Mitglied des österreichischen nationa-
len Impfgremiums beim Bundesminis-
terium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz sowie 
im österreichischen Corona-Berater-
stab. 

Impfen lassen 
oder nicht?

Der Wiener Professor Herwig 
Kollaritsch erklärt auf verständliche 

Weise das Für und Wider der 
Massenimpfungen gegen  

das Coronavirus

b FÜR SIE GELESEN

Irina Scherbakowa/
Heinrich-Böll-Stiftung 
(Hg.): „Für immer ge-
zeichnet. Die Ge-
schichte der ,Ostarbei-
ter‘ in Briefen, Erinne-
rungen und Inter-
views“, Christoph Links 

Verlag, Berlin 2019, gebunden, 424 Seiten, 
28 Euro

Beängstigend 
nahe Dystopie
Man kann Werner Hubers fesselnden 
Roman „2029 – eine deutsche Zukunft“ 
nicht lesen, ohne sich an Orwells Klas-
siker „1984“ zu erinnern. Er spielt über-
wiegend in Berlin und schildert ein Ehe-
paar, das in Russland ein Kind  
adoptieren möchte. Dadurch gerät es in 
den Wirbel vom russischen Geheim-
dienst, der wegen des zur Macht drän-
genden radikalen Islam in Deutschland 
alarmiert ist, und andererseits deut-
schen Verfassungsschutz, dem politi-
scher Rückhalt gegen diesen fehlt, so-
wie Bundeswehrkreisen, welche gegen 
die Gefahr angehen – mit tragischem 
Ausgang.

Mit „1984“ teilt Hubers Buch die 
Sicht auf den Totalitarismus, doch wäh-
rend Orwell 1948 weit in die Zukunft 
griff und so seiner Mahnung den Trost 
der Dystopie ließ, liegt „2029“ beängsti-
gend nahe, und das bestätigen die Ge-
schehnisse. Die CDU steht vor einer 
Regierungsbildung und alles deutet da-
rauf hin, dass kein Weg an einer Koali-
tion mit einer islamfreundlichen Partei 
vorbeiführt. Auf den Straßen aber meh-
ren sich, wie im Buch, Gewalt und Will-
kür, der Staat ist hilflos und sucht die 
Rettung im Ausspielen von Extremisten 
gegeneinander. Die Unfreiheit wirft 
Schatten, sie ist noch keineswegs Wirk-
lichkeit wie in „1984“, doch die Schritte 
dieser Entwicklung, die über unsere 
heutigen Verhältnisse hinausgehen, 
sind nicht groß, und das alarmiert. Der 
Leser spürt, wie nahe eine Umwälzung 
ist, die er nicht wollen kann. Denn der 
Staat hat in seiner Schwäche und durch 
seinen Verzicht auf die eigenen Prinzi-
pien jeden Anspruch verloren. 

� Florian Stumfall

Der Weg einer 
Jugendlichen
Wie ihre bisherigen Romanen spielt 
auch Elena Ferrantes aktueller Titel 
„Das lügenhafte Leben der Erwachse-
nen“ in Neapel. Im Mittelpunkt steht 
Giovanna, die bislang unbeschwert he-
ranwuchs. Als sie zufällig hört, dass ihr 
Vater die Heranwachsende mit seiner 
verhassten Schwester vergleicht, bricht 
für Giovanna eine Welt zusammen. 

Das Kapitel als Papas Liebling ist 
damit abgeschlossen. Sie nimmt Kon-
takt zu ihrer Tante auf, zu der sie sich 
magisch hingezogen fühlt. Das Bild ih-
res schönen, erhabenen Vaters be-
kommt Risse, doch auch die Mutter hat 
Geheimnisse, denen Giovanna auf die 
Spur kommt. 

In gewohnt spannender Weise 
zeichnet Ferrante den Weg einer Ju-
gendlichen ins Erwachsenenalter 
nach. � MRK

Werner Huber: 
„2029 – Eine 
deutsche Zu-
kunft“, GHV Ver-
lag, Bad Schussen-
ried 2020, Klappen-
broschur, 289 Sei-
ten, 16,99 Euro

Elena Ferrante: 
„Das lügenhafte 
Leben der Erwach-
senen“, Suhrkamp 
Verlag, Berlin 2020, 
gebunden, 415 Sei-
ten, 24 Euro

Als ausgewiesener Experte für Impfwe-
sen, Epidemiologie und Mikrobiologie 
schafft er es dennoch, in kurzen, übersicht-
lichen Kapiteln zunächst einmal den Un-
terschied zwischen verschiedenen Impf-
stoffen wie RNA- oder Vektor-Impfstoffen 
anschaulich zu erklären. So verdeutlicht er 
auch, wie ein Impfstoff entwickelt und bis 
zur Zulassungsreife getestet wird, welche 
Rolle die Interessen der Pharmafirmen 
spielen und warum eine Impfung auch im 
frühen Erforschungsstadium auf jeden Fall 
einer Erkrankung mit dem Virus oder einer 
sogenannten Herdenimmunisierung vor-
zuziehen sei. Kollaritsch lässt auch seine 
eignen Erfahrungen mit einfließen. Am En-
de eines jeden Kapitels fasst er in einem 
Fazit das zuvor Beschriebene noch einmal 
zusammen und legt das Pro und Contra 
dar. Der Experte macht zwar deutlich, dass 
er persönlich für die Impfung ist, respek-
tiert aber auch die Argumente dagegen und 
überlässt jedem die Entscheidung dafür 
oder dagegen selbst.

Wer sich über Impfmethoden im Allge-
meinen und die bereits verwendeten neu-
en Impfstoffe informieren möchte, dem sei 
die Lektüre empfohlen. 

� Manuela Rosenthal-Kappi 
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VON KARLHEINZ LAU

D ie Thematik des Buches „Für 
immer gezeichnet. Die Ge-
schichte der ,Ostarbeiter‘ in 
Briefen, Erinnerungen und 

Interviews“ behandelt einen der größten 
weißen Flecken in der Geschichte des 
Zweiten Weltkrieges, hier der deutsch-so-
wjetischen Geschichte. 

Es ist das Schicksal von Millionen so-
wjetischer Frauen und auch Männer, die 
in den Jahren 1941 bis 42 sowie 1943 aus 
den von der Wehrmacht besetzten Gebie-
ten Ostmitteleuropas als Arbeitskräfte in 
der Rüstungsindustrie, in der Landwirt-
schaft und in Privathaushalten herange-
zogen wurden. Es waren überwiegend un-
menschliche Arbeitsbedingungen, die 
Zahl der Gestorbenen war erschreckend 
hoch. 

Thema weitgehend unbekannt
Dieses Kapitel der Geschichte des Krieges 
ist in Deutschland weitgehend unbe-
kannt, und je länger der zeitliche Abstand 
wird, desto weniger ist damit zu rechnen, 
dass sich das ändert, obwohl Literatur zu 
diesem Thema verfügbar ist. Dazu zählt 
auch dieses Buch. Es ist keine historische 
Abhandlung und auch keine Sammlung 
von Archivdokumenten, sondern es wur-
den Tausende von Memoiren, Dokumen-
ten, Briefen und erhaltenen Fotografien 
ausgewertet, hinzu kamen Interviews mit 
noch lebenden Zeitzeugen. 

Im Herbst 1941 lebten zirka 60 Millio-
nen Sowjetbürger in Gebieten, die von der 
Wehrmacht besetzt worden waren. Im 
Frühjahr 1942 begann die organisierte Re-
krutierung junger Menschen zur Zwangs-
arbeit nach Deutschland, Archivunterla-
gen belegen, dass es mehr als 3,2 Millio-
nen Menschen waren. 

Die Sammlung der unzähligen Mate-
rialien war und ist eine Initiative der Men-
schenrechtsorganisation Memorial Inter-

national, die sich noch vor dem Ende der 
Sowjetunion als breite gesellschaftlich 
Bewegung sammelte. Einer ihrer Ideen-
geber war der bekannte Physiker Andrej 
Sacharow. Im Zuge ihrer Forschungen 
über die Geschichte des deutsch-sowjeti-
schen Krieges fand Memorial in der Hein-
rich-Böll-Stiftung einen deutschen Part-

ner, der sich ebenfalls mit dieser Thema-
tik beschäftigt. Ein Ergebnis ist die vor-
liegende Publikation, die als russische 
Originalausgabe bereits 2016 erschienen 
ist. Hunderte von unterschiedlichen Ma-
terialien wurden ausgewertet, die ein er-
schütterndes Bild von den Schicksalen 
der überwiegend jungen Frauen und Män-
ner vermitteln, wobei die Lebensumstän-
de in den Industriebetrieben weitaus 
schlimmer waren als in der Landwirt-
schaft oder in einzelnen deutschen Fami-
lien. 

In der Regel waren die Menschen in 
primitiven und unhygienischen Sammel-
unterkünften untergebracht, postalische 
Verbindung mit ihrer Heimat funktionier-
te sporadisch, wenn etwa die Kriegslage 
es zuließ. Die Materialien und die zahlrei-
chen Fotos zeigen die bedrückenden Ver-
hältnisse in erschreckender Weise, wie 
die Menschen ohne Perspektive leben 
mussten. Die Erinnerung an die Heimat 
und die noch dort lebenden Verwandten 
bewegte sie besonders stark in den ar-
beitsfreien Zeiten. Es gab aber auch Be-
richte über positive Erfahrungen, beson-

ders bei jungen Frauen, die in Familien 
oder auch auf Bauernhöfen untergekom-
men waren. 

Mit der sich nähernden Ostfront und 
der sich abzeichnenden Niederlage 
Deutschlands wuchs die Hoffnung der 
Ostarbeiter auf eine baldige Befreiung 
und Rückkehr in die Heimat. Zum Zeit-
punkt der Befreiung herrschte ein großes 
Chaos in den von den Sowjets und den 
Amerikanern und Briten besetzten Gebie-
ten. Ausbrüche von unendlicher Freude, 
Plünderungen und Rachegefühle an den 
Deutschen beherrschten die ersten Tage 
und Wochen, bis die Alliierten in ihren 
Besatzungszonen anfingen, die chaoti-
schen Verhältnisse abzubauen. Neben der 
einheimischen deutschen Bevölkerung – 
viele waren ausgebombt oder hatten 
durch die Endkämpfe ihre Wohnungen 
verloren – deutschen Flüchtlingen aus 
den Ostprovinzen, Ostarbeitern, Kriegs-
gefangenen vieler europäischer Nationen 
und KZ-Häftlingen waren es Millionen 
von Menschen, die oft ziellos durch das 
Land zogen. 

Millionen zogen ziellos umher
Die ausgewerteten Materialien zeigen die 
ganze Gefühlspalette der Trauer, der 
Angst, der Freude, der Erwartungen und 
Hoffnungen, der Wut und des Hasses. 
Dann kam der große Schock: Alle Sowjet-
bürger in deutscher Gefangenschaft, also 
Ostarbeiter, Kriegsgefangene und KZ-In-
sassen, wurden entgegen den Erwartun-
gen bei ihrer Rückkehr in die UdSSR nicht 
als befreite Helden, die den Dank des Va-
terlandes erhielten, sondern als Verräter, 
Kollaborateure und Volksfeinde empfan-
gen. Sie wurden teilweise wieder für die 
Industrieproduktion und zum Militär 
oder in den GULAG zwangsverpflichtet 
– kurzum, sie galten generell als Bürger 
zweiter Klasse, als Repatriierte. Die Rück-
führung war also keine freiwillige Angele-
genheit. 

Unter den Alliierten herrschte Kon-
sens darüber, dass jeder Sowjetbürger 
verpflichtet war, in die UdSSR zurückzu-
kehren. Die Herausgeber des Buches be-
kennen freimütig, ursprünglich nur die 
allgemeinen Fakten über sowjetische 
Zwangsarbeiter gekannt zu haben. Erst 
bei Auswertung der Materialien mussten 
sie erkennen, wie „tief das Trauma der 
Menschen war, die als Jugendliche gewalt-
sam von zu Hause verschleppt und ins 
Feindesland gebracht worden waren, ver-
urteilt zu Sklavenarbeit, Hunger und Er-
niedrigungen. Ihre Erinnerungen an das 
Erlebte passten in keine der üblichen Ge-
schichten vom Zweiten Weltkrieg.“ Nach 
der Lektüre des Buches kann diesem Satz 
voll zugestimmt werden.

Anfang Oktober 2020 hat der Deut-
sche Bundestag die Errichtung einer Do-
kumentations-, Bildungs- und Erinne-
rungsstätte zur Geschichte und Aufarbei-
tung des Zweiten Weltkriegs und der NS-
Herrschaft in den damals besetzten Län-
dern Europas beschlossen. Dabei sollen 
auch die Opfergruppen berücksichtigt 
werden, die bislang weniger beachtet wur-
den. Dazu gehören ohne Zweifel die Ost-
arbeiter, aber auch das Schicksal der sow-
jetischen Kriegsgefangenen. Eine Abge-
ordnete mahnte ohne Widerspruch, dass 
Vergessen drohe und die Zeitzeugen ster-
ben. Ihr Zeugnis sei allerdings unverzicht-
bar für das Erinnern und die historische 
Aufarbeitung.

ZEITGESCHICHTE

Sowjetische Kriegsgefangene in Deutschland
Zeitzeugenberichte und Dokumente beleuchten das Schicksal der „Ostarbeiter“

Verräter und Volksfeinde 
Bei ihrer Rückkehr in die 

UdSSR wurden die „Ostar-
beiter“ nicht als Helden ge-
feiert, die den Dank des Va-

terlandes erhielten

Herwig Kollaritsch: 
„Pro & Contra. Corona 
Impfung. Tipps für die 
persönliche Impfent-
scheidung“, editon a, 
Wien 2020, gebunden,  
127 Seiten, 18 Euro



ANZEIGE

Michael Welder
Reise nach Königsberg
Spurensuche von Litauen in das nördliche Ostpreußen
Diese „Reise nach Königsberg“ führt in eine Stadt mit einzigartiger 
Kultur, zahlreichen Kirchen und Kunstdenkmälern. Die alte Hauptstadt 
Ostpreußens ist wieder zu einem erreichbaren Reiseziel geworden.
Eine Spurensuche nach dem reichen Erbe an Architektur und anderen 
Werken zeigt Bekanntes und Neuzuentdeckendes. Die steinernen 
Zeugnisse wurden zum Teil wieder aufgebaut, enge Gassen und histo-
rische Speicher laden in diese bedeutende Stadt am Pregel an der alten 
Bernsteinstraße ein. 
297 Abbildungen/224 Seiten. Mängelexemplar.
Nr. P 533031            Gebunden mit Schutzumschlag           19,90 A

Martin Wehrmann
Geschichte der Stadt Stettin
Unveränderter Nachdruck der Auflage 1911 mit einigen Abbildungen, 
Plänen und einer Stadtkarte Stettins als Faltkarte.
584 Seiten
Nr. P S3      Gebunden   19,95 A

Franz Steffen
7 Jahrhunderte bezeugen Danzigs Deutschtum
Geschichte der ethnographischen, geschichtlichen, kulturellen, geisti-
gen und künstlerischen Verbundenheit Danzigs mit Deutschland.
Mit 58 Bildern. 311 Seiten
Nr. P S7      Gebunden   19,95 A

Harry Redmann (Hrsg.)
Danzig – in alten Ansichtskarten
Format 21 cm (Breite) x 15 cm (Höhe), 99 schwarz-weiße und farbige 
Ansichtskarten auf 103 Seiten zeigen Danzig wie es damals war.
Nr. P S11           Geb. (Abbildung kann abweichen)           14,95 A

Solange der 
Vorrat reicht

Gerd Lüpke (Hrsg.)
Mecklenburg – in alten Ansichtskarten
Format 21 cm (Breite) x 15 cm (Höhe), 90 schwarz-weiße und farbige 
Ansichtskarten auf 95 Seiten zeigen Mecklenburg wie es damals war.
Nr. P S10           Gebunden mit farbigem Überzug           14,95 A

Solange der 
Vorrat reicht

Wilhelm Scholz  
Ostpreußisches Liederbuch 
Liedtexte und Notensatz
64 Seiten/Gebunden mit 
Schutzumschlag
Nr. P 533112              9,95 A

61 Lieder (mit Notensatz) her-
ausgegeben von Wilhelm Scholz, 
erinnern an das alte Ostpreußen. 
In ihnen klingen die dunklen 
Wälder und weiten Wiesen, 
die bedeutenden Kirchen und 
Burgen und auch der Bernstein 
wieder. Besinnliches und Heiteres 
finden sich in dieser Sammlung, 
die Buntheit des alten ostpreußi-
schen Lebens spiegelt sich in den 
Liedtexten und Noten wieder.  
Lieder aus niederdeutscher 
Wurzel gemeinsam mit solchen 
masurischer Prägung und denen 
dem Litauischen verwandten  
ergeben ein unteilbares Ge-
samt bild des ostpreußischen 
Liedgutes. Lieder erhalten die 
Stimme der Heimat lebendig. 

Früher  A 39,90 
Jetzt     A 19,90

Solange der 
Vorrat reicht

Solange der 
Vorrat reicht

Michael Welder
Reise nach Danzig
Auf Spurensuche in Westpreußen zur Königin der Ostsee
Diese „Reise nach Danzig“ führt in eine Stadt mit einzigartiger Kultur, 
zahlreichen Kirchen und Denkmälern. Nicht umsonst wird sie dank ihrer 
ruhmvollen Vergangenheit als Königin der Ostsee gerühmt.
Die Spurensuche nach dem reichen Erbe an Architektur und anderen 
Kunstwerken zeigt Bekanntes und Neuzuentdeckendes. Die steinernen 
Zeugnisse der Hanse wurden wieder aufgebaut, enge Gassen, alte Gie-
belhäuser und historische Fachwerkspeicher laden in diese bedeutende 
Stadt ein. 
290 Abbildungen/224 Seiten. 
Nr. P 533030            Gebunden mit Schutzumschlag           19,90 A

Früher  A 39,90 
Jetzt     A 19,90

Dr. Franz Schroller                    
Schlesien
Eine Schilderung des  
Schlesierlandes – 3 Bände im 
Schmuckschuber
Mit 81 Stahl- und  
152 Holzschnitten
1.214 Seiten/Gebunden
Nr. P S40             29,95 A

In dem über 1.200 Seiten umfassen-
den Werk über Schlesien – gebunden 
in 3 Bänden mit Schmuckschuber –  
werden die einzelnen Regionen 
Schlesiens vorgestellt: Die Sudeten 
mit dem Gesenke, die Grafschaft 
Glatz, das Waldenburger Gebirgsland, 
das Riesengebirge, das Isar- und 
Lausitzer Gebirge, das Boberthal, 
das Katzbachthal, Liegnitz – das 
Schlachtfeld Schlesiens, die mittel-
schlesische oder zentrale Ackerebene, 
Breslau und seine Umgebung, der 
oberschlesische Industriebezirk und 
das südöstliche Oberschlesien. Ein 
Kapitel über die Oder, die schlesische 
Mundart und die Jahresgebräuche 
der schlesischen Bauern runden die-
ses umfangreiche und mit zahlreichen 
Stahl- und Holzschnitten illustrierte 
Prachtwerk ab.

Nur wenige 
Exemplare

Wolfgang von Eichborn                       
Das  
schlesische Jahr
Landschaften  
der Sehnsucht
134 Seiten/
Gebunden
Nr. P S43               9,95 A

Das Auge des Vertrauten erkennt das 
Gemeinsame in der wunderbar vielglied-
rigen Natur des schlesischen Landes. Der 
Verfasser kommt aus alter Familie und 
weiß um das Werden und Wesen der 
Heimat; er schaut und bildet als Dichter, 
in einer zu gefasster Stille herabge-
dämpften Sprache sehnender Heimat-
liebe, fern von Sentimentalität, fern 
auch von Klage und Anklage, nichts als 
ergriffen und ergreifend. Die Landschaft 
öffnet jeweils charakteristische Eigenart 
dem Wanderer im Wechsel der Jahrszeit: 
das dem Gebirgszug vorgelagerte, in die 
Ebene sich verstreuende Hügelland im 
märzlichen Föhn, der uralte Kulturberg 
Zobten in wallenden Aprilnebeln; väter-
liches Haus und Garten im Blühen des 
Mai. Aus Städten, Burgen und Klöstern 
steigt die geschichtliche Stimmung im 
Glanz reifer Augusttage. 

Nur wenige 
Exemplare

Günther Grundmann                       
Burgen, Schlösser und 
Gutshäuser in Schlesi-
en – Band 1
Die mittelalterlichen Burgru-
inen, Burgen und Wohntürme 
346 Seiten/Gebunden mit  
307 S/W-Abbildungen
Nr. P S42             14,95 A

Der erste Band des Gesamtwerkes 
beschäftigt sich mit der Baukunst des 
Mittelalters bis in den Anfang des 16. 
Jahrhunderts. Im Mittelpunkt des Textes 
stehen die bedeutenden Höhenbur-
gen, wie die Gröditzburg, Bolkoburg 
und Schweinhaus, der Kynast und die 
Kynsburg. Eine wichtige Rolle spielen 
die Herrschaftssitze der Piasten, an 
deren Stelle oft Schlösser getreten sind: 
Liegnitz, Breslau, Brieg, Frankenstein u. 
a. m. Wohntürmen und Wasserburgen, 
denen im Antlitz Schlesiens eine so 
große Bedeutung zukommt, sind eigene 
Kapitel gewidmet. Für den Abbildungsteil 
ist auf die unterschiedlichsten Quellen 
zurückgegriffen worden. Ein erheblicher 
Teil der hier vorgestellten Aufnahmen 
ist bisher unveröffentlicht gewesen; die 
Zusammenstellung des Bildmaterials als 
Ganzes kann als einmalig bezeichnet 
werden.

Nur wenige 
Exemplare

Günther Grundmann                       
Burgen, Schlösser und 
Gutshäuser in Schlesi-
en – Band 2
Schlösser und Feste Häuser 
der Renaissance 
346 Seiten/Geb. mit zahlrei-
chen S/W-Abbildungen
Nr. P S41             14,95 A

Der zweite Band des Gesamtwerkes 
beschäftigt sich mit der Baukunst 
vom ausgehenden Mittelalter bis zum 
Beginn des Dreißigjährigen Krieges. 
Im Mittelpunkt des Textes stehen die 
bedeutenden Fürstenresidenzen in Brieg 
und Oels, aber auch Adelsschlösser von 
Rang, wie Carolath. Viele Altbauten, über 
die schon der erste Band des Gesamt-
werkes berichtete, sind erneuert worden, 
wie die Kynsburg, aber auch eindrucks-
volle Residenzen neue geschaffen, wie 
Schloss Plagwitz mit seinem Laubenhof. 
Weiterhin spielen Wasserschlösser, wie 
Schönjohnsdorf, eine wichtige Rolle. Für 
den Abbildungsteil ist wieder auf die un-
terschiedlichsten Quellen zurückgegriffen 
worden. Ein erheblicher Teil der Aufnah-
men ist bisher unveröffentlicht gewesen; 
die Zusammenstellung des Bildmaterials 
kann als einzigartig bezeichnet werden.

Nur wenige 
Exemplare

Will-Erich Peuckert                       
Schlesische  
Volkskunde
Mit zahlreichen Abbildun-
gen im Text und auf  
16 Tafeln. 272 Seiten/Geb.
Nr. P S37             12,95 A

Das Werk will nicht nur einen Überblick, 
sondern einen Einblick in das gesamte 
Kunstschaffen Ostpreußens östlich der 
Weichsel geben. Nicht allein Baukunst, 
Malerei und Bildnerei, sondern auch 
das weite Gebiet des Kunstgewerbes 
oder der Werkkunst wird ausführlich 
behandelt, wie die kleinsten Erzeug-
nisse, z. B. Münzen, Siegel, Schrift, 
überhaupt alles, was in den Lebensbe-
reich der Menschen gehört. Mit dem 
unveränderten Nachdruck der Ausgabe 
von 1932 wird dem Betrachter eine 
unwiederbringliche Kunstlandschaft 
von einzigartiger Vielfalt und Schönheit 
erneut nachgebracht. 
Gegliedert ist das Buch in die vorge-
schichtliche Zeit bis etwa 1250 n. Chr. 
und in die geschichtliche Zeit von der 
Mitte des 13. Jahrhunderts bis zur 
Gegenwart.

Nur wenige 
Exemplare

Ernst Scheyer            
Schlesische  
Malerei der  
Biedermeierzeit
364 Seiten/
Gebunden mit  
Schutzumschlag
Nr. P S48            16,95 A

Dieser Band stellt eine Sammlung von 
Arbeiten dar, die während eines Zeitraumes 
von 35 Jahren entstanden sind. Die früheren 
sind Resultate von Scheyers Tätigkeit an den 
Städtischen Sammlungen der Stadt Breslau, 
die späteren wurden größtenteils in Detroit/
Michigan geschrieben, wo der Verfasser die 
ordentlich Professur der Kunstgeschichte 
an der Staatlichen Universität (Wayne) 
innehatte. Die schlesische Biedermeiermale-
rei hat Eigenart und besonderen Reiz in 
ihrer engen Verbundenheit mit der Dichtung. 
Wir begegnen ihr in August Kopisch, einem 
Maler-Dichter im Sinne des Doppelberufs, in 
Joseph Raabe, dem Hausgenossen und Maler 
Goethes, in A. E. Schaeffer, dem engen Freund 
und Waffenbruder Eichendorffs aus den 
Freiheitskriegen. Der Begriff „Biedermeier“, 
auf die schlesische Kunst angewendet, ist 
besonders gerechtfertigt angesichts der Tat-
sache, dass die Kunst in Schlesien nach den 
Freiheitskriegen ein inniges Leben führte.

Nur wenige 
Exemplare

Wilhelm Müller-Rüdersdorf                       
Schlesieervolk
Ein Heimatbuch 
365 Seiten mit  
7 Radierungen
Gebunden 
Nr. P S39                 12,95 A

Das hier vorliegende Heimatbuch 
Wilhelm Müller-Rüdersdorf „Schlesi-
ervolk“ bestätigt die schlesische Cha-
rakteristik an vielen, vielen Beispielen 
auf jeder Seite. Der Herausgeber 
Wilhelm Müller aus Rüdersdorf – 1889 
in Berlin geboren – hat seine Lands-
leute gekannt und den Schlesieren tief 
in ihre „schlesisch-schwarze“ Seele 
geschaut. Alljährlich hat er von Berlin 
aus in jedem Sommer das Isergebirge, 
das er seine „zweite Heimat“ nannte, 
besucht und hier den „Quellgrund 
seines dichterischen Schaffens“ 
gefunden. Für diese engere Region ist 
er auch als Lyriker, Volkskundler, Lied-, 
Sagen- und Märchensammler, als 
Prosa-Schriftsteller nicht ohne Bedeu-
tung, selbst wenn seinen Gedichten 
ungerechterweise „Biedermeierlyrik 
ohne Belang“ attestiert wurde. 

Nur wenige 
Exemplare

Heinrich Bartsch
Die Städte Schlesiens 
mit Karten in den Grenzen  
des Jahres 1937
Mit farbigen Wappen der schlesi-
schen Städte. 372 Seiten/Geb.
Nr. P S49                 22,95 A

Mit dem vorliegenden Werk wird 
der Versuch unternommen, charak-
teristische Daten und Fakten zur 
landes-, kultur-, wirtschafts- und 
sozialgeschichtlichen Entwicklung und 
Bedeutung der Städte Schlesiens (in 
den Grenzen von 1937) – nach einem 
fest umrissenen und gleichbleibenden 
Schema geordnet – darzubieten. Es 
ist nicht beabsichtigt, im Rahmen 
des gewählten Rasters ein auch nur 
annähernd vollständiges Zahlen- oder 
Tatsachengerüst zu bieten. Vielmehr 
soll möglichst knapp und einprägsam 
ein Bild der einzelnen Städte mit ihren 
Besonderheiten und ihrer Bedeutung 
skizzenhaft gezeichnet werden. Der 
Verfasser hat damit ein Nachschlage-
werk geschaffen für alle diejenigen, 
die sich einen Überblick über die 
schlesische Städtelandschaft bis zum 
Jahr 1945 verschaffen möchte.

Nur wenige 
Exemplare

Hannelore Doll-Hegedo
Spezialitäten aus Pommern 
gewürzt mit Anekdoten 
Mit typischen Spezialitäten aus der pommerschen Küche: Fisch-, Geflü-
gel- und Fleischgerichte, Suppen, Kartoffelgerichte, Süßspeisen, Kuchen 
und Gebäck sowie typische Getränke. 82 Seiten
Nr. P 3021                          Gebunden                                 12,95 A

Nur solange der 
Vorrat reicht

Martin Borrmann                     
Ostpreußen
Ein Heimatbuch
Berichte und Bilder
250 Seiten/Gebunden
Nr. P S24           14,95 A

Dieses Buch ist ein kostbares Ver-
mächtnis des Schriftstellers Martin 
Borrmann, dem Pfarrerssohn aus 
Rössel, der ein Leben lang danach 
strebte, auch aus Schicksalsschlägen 
das Beste zu machen. Schon das erste 
Kapitel aus seiner Feder, „Ankunft 
in Ostpreußen“, weist den Autor als 
Meister der Feder aus. In wenigen 
Zeilen ist es ihm gelungen, dem Leser 
ein „Geschichtskolleg“ zu geben, 
das in Kürze, an Fülle des Inhalts und 
Prägnanz der Aussage seinesgleichen 
sucht. Ostpreußen ist hier eingefan-
gen in seiner wechselvollen Geschich-
te im Zeitraum von mehr als sieben 
Jahrhunderten. Und das nun ist das 
Besondere an diesem Buch: Borrmann 
hat es verstanden, aus einer Fülle von 
zeitgenössischen Darstellungen die 
typischen und für den Leser interes-
santesten herauszusuchen.

wenige 
Exemplare

Fritz Adler                       
Deutsche Volkskunst 
Pommern
Mit 214 S/W-Fotos
118 Seiten
Gebunden 
Nr. P S66              19,90 A

Nur wenige 
Exemplare

Als Fritz Adlers Pommernband vor 
mehr als fünfzig Jahren in der Reihe 
„Deutsche Volkskunst“ herauskam, 
handelte es sich um die erste umfas-
sende Darstellung der pommerschen 
Volkskunst, doch zugleich auch um die 
letzte. Für den Autor bildete Pommern 
vom Darß bis zum Lebasee noch eine 
Einheit, seit 1945 ist dieses Gebiet 
zweigeteilt: Der wesentlich kleinere, 
jedoch wirtschaftlich und kulturell 
keineswegs unbedeutendere Teil links 
der Oder – ausschließlich Stettins, 
doch einschließlich des größten Teils 
von Usedom – wurde in die heutigen 
Bezirke Rostock und Neubrandenburg 
integriert und wird nicht mehr als 
Vorpommern, sonder als Mecklenburg 
bezeichnet. Im übrigen Pommen 
übernahm die Volksrepublik Polen die 
Herrschaft. 

Hajo Knebel (Hrsg.)
Breslau - in alten Ansichtskarten
Format 21 cm (Breite) x 15 cm (Höhe), 101 schwarz-weiße und farbige 
Ansichtskarten auf 104 Seiten zeigen Breslau wie es damals war.
Nr. P 531818        Gebunden mit farbigem Überzug       14,95 A

Solange der 
Vorrat reicht

Dr. Carl Heinz Clasen                       
Deutsche Volkskunst 
Ostpreußen
Mit 230 S/W-Fotos
118 Seiten
Gebunden 
Nr. P S38           19,90 A

Der Band über die ostpreußische Volks-
kunst steht am Beginn der erfolgreichen 
Laufbahn von Dr. Carl Heinz Clasen, 
der bereits als junger Königsberger 
Privatdozent dieses Werk schuf. Es war 
wohl eine Auftragsarbeit, die sich ein-
fügte in ein Publikationsprojekt, das die 
deutsche Volkskunst in ihren einzelnen 
landschaftlichen Erscheinungsformen 
zur Anschauung bringen wollte. Für Ost-
preußen war das Thema neu. Jedenfalls 
war ostpreußische Volkskunst in einer 
so zusammenfassenden Darstellung 
noch nie behandelt worden. Nur mehr 
am Rande des eigentlichen Themas tau-
chen Volkskunstgegenstände in Richard 
Dethlefsens Buch „Bauernhäuser und 
Holzkirchen in Ostpreußen“ auf. Was 
Clasens Buch so wertvoll macht, ist die 
große Fülle an Abbildungen, die er zum 
größten Teil selbst fotografiert hat.

Nur wenige 
Exemplare
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Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

K urz keimte Hoffnung auf: Wir ha-
ben was Neues! Astra-Zeneca 
hieß der Schlager der Woche. Seit 
bei der Impferei alles drunter und 

drüber geht und selbst die gewogensten 
Medien die politische Verantwortung der Re-
gierung Merkel für das Desaster kaum noch 
wegretuschieren können, basteln wir schwit-
zend an allen erdenklichen Ablenkungsma-
növern. Doch aus dem Popanz „Impfgegner“ 
wich die Luft schneller, als sie die Kampag-
nen-Kapitäne hineinpumpen konnten. „Impf-
gegner“ als große Gefahr hinzustellen war 
angesichts der fehlenden Vakzine eben allzu 
lächerlich. Schade um die Mühe – aber was 
soll man machen? 

Dann hatten wir Biontech/Pfizer ins Vi-
sier genommen, die plötzlich viel zu wenig 
Impfstoff liefern. Hat aber auch nicht ge-
klappt, denn die Öffentlichkeit fand rasch 
heraus, woran der Mangel wirklich liegt: Die 
Politik hat viel zu spät bestellt. In den Mona-
ten davor konnte der Hersteller seine Kapazi-
tät kaum hochfahren, da er ja gar nicht 
wusste, wie viel er von dem Zeug überhaupt 
loswird. Kein vernünftiger Manager lässt 
Werke bauen für Produkte, auf denen er 
nachher sitzen bleibt. War also wieder nichts.

Nun jedoch kam endlich ein vielverspre-
chender Sündenbock des Wegs – dachten wir 
zumindest: Astra-Zeneca bevorzugt hinter-
rücks andere Regionen als die EU bei der Be-
lieferung mit Impfstoff, tönte es aus den Me-
dientrompeten. Die Schurken sind entlarvt! 
Wenn jetzt noch einer mault, dass wir mit 
dem Impfen nicht von der Stelle kommen, 
muss Berlin nur mit dem Finger auf den Gau-
ner-Konzern zeigen: Die waren’s!

So war es zumindest geplant. Leider kam 
wieder etwas in die Quere. Der Impfstoff von 
Astra-Zeneca soll bei über 65-Jährigen einen 
Schutzeffekt von mickrigen zehn Prozent 
entfalten. Das dürfte nur unwesentlich über 
der Wirksamkeit von Traubenzucker liegen, 
nach dessen Einnahme man sich auch gleich 
viel frischer fühlt. Aber hilft das gegen Covid? 
Anders gesagt: Ob Astra-Zeneca liefert oder 
in Hamburg ein Spaten umkippt, dürfte für 
die Pandemiebekämpfung bei den besonders 
bedrohten Alten etwa gleich wichtig sein.

Zu Astra-Zeneca fällt uns noch etwas an-
deres ein, da sind nämlich die Briten dabei. 
Mit denen haben wir noch ein Hühnchen zu 
rupfen, seit die sich, ohne Brüssel um Erlaub-

nis zu fragen, selbst in die Unabhängigkeit 
von der EU entlassen haben. Ein Akt unver-
hohlener Rebellion, und das auch noch per 
„Volksabstimmung“ – da dreht sich dem Ber-
liner Polit-Adel der Magen um.

Um den Abtrünnigen eins drauf zu geben, 
opfern wir sogar Heilige Kühe. Sie erinnern 
sich, wie laut unsere Empörung ausfiel, als 
Donald Trump Corona als „chinesisches Vi-
rus“ bezeichnete. Rassismus! Typisch für den 
Kerl. 

Vor diesem Hintergrund kommt uns der 
Titel „britische Mutation“ verblüffend leicht 
über die Lippen. Von „Rassismus“ spricht kei-
ner mehr. Das habt ihr davon, ihr aufmüpfi-
gen Angelsachsen!

London wird’s gelassen sehen, zumal man 
in der Downing Street genau weiß, was man 
der Mutante mit dem Kürzel B117 zu verdan-
ken hat. Boris Johnson hatte sich in eine 
knifflige Lage manövriert, als er den Briten 
versprach, zu Weihnachten keinen Lockdown 
zu verhängen. Dann plötzlich stieg im De-
zember die Zahl der positiven Tests an. War-
um, konnte wie üblich niemand richtig erklä-
ren. Nur wissen wir ja mittlerweile, dass ein 
Politiker in so einer Situation irgendetwas 
machen muss, auch wenn er und seine Exper-
ten keine Ahnung haben, ob’s hilft. Das ist 
egal, Hauptsache, „die Politik tut etwas“. 
Sonst ist sie nachher an allem schuld.

Also musste Johnson doch einen Weih-
nachts-Lockdown befehlen. Aber womit soll-
te er das begründen? Dass er sich verschätzt 
hatte? Der Mann ist Politiker! Geht gar nicht. 
Und nun? In dem Moment bog die Nachricht 
von einer neuen Mutation um die Ecke. Der 
Premier griff beherzt zu und würzte die Sache 
mit der Aussage, B117 könnte bis zu 70 Pro-
zent ansteckender sein als das herkömmliche 
Virus. Woher er das wusste? Stellen Sie ge-
fälligst nicht solche „Leugner“-Fragen!

Von da an ging alles von selbst mit dem 
Weihnachts-Lockdown. Der tolle Erfolg blieb 
im Berliner Kanzleramt nicht unbemerkt. An-
gela Merkel erkannte die ungeheuren Chan-
cen, die B117 eröffnet, und bastelte daraus mit 
dramatischer Geste die „dritte Welle“, die 
selbstverständlich alles in den Schatten stellt, 
was wir schon erlebt haben.

Das Beste an der „dritten Welle“ besteht 
darin, dass sie in der Wirklichkeit (noch?) gar 
nicht existiert. Daher kann sie niemand un-
tersuchen und auf ihre tatsächliche Gefähr-
lichkeit hin messen, weshalb man alles in sie 
hineinmalen kann, was die Apokalypse her-

gibt. Aus diesem schaurigen Gemälde lassen 
sich alle nur denkbaren Schreckensszenarien 
ableiten – und damit ebenso die entsprechen-
den Forderungen nach noch härteren Maß-
nahmen. Karl Lauterbach war im Paradies 
angekommen.

Dachte er. Denn kaum ist die B117-Welle 
in der Berliner Theorie zur wahren Sintflut 
angeschwollen, da vermasseln uns die Ge-
sundheitsämter von den britischen Inseln 
auch diese Tour – mit ganz und gar nicht hilf-
reichen Daten aus der Praxis. Danach ist die 
Welle seit ihrem Höhepunkt am 10. Januar 
schon wieder steil am Fallen. Speziell aus Ir-
land kommen Mitteilungen, die sogar noch 
entmutigender ausfallen als die aus Großbri-
tannien. 

Dort ist nicht nur die Zahl der positiven 
Testungen binnen zwei Wochen auf ein Fünf-
tel gefallen. Irische Forscher fügen zudem an, 
dass der Anstieg stattgefunden habe, noch 
bevor B117 eine starke Verbreitung auf der 
grünen Insel erreicht hatte, während die 
schnelle Verbreitung der Mutante die rasante 
Verbesserung der Zahlen danach offenbar 
nicht gestoppt hat.

Das darf doch alles nicht wahr sein! Da 
lässt uns B117 also ebenfalls im Stich. Die 
Welt ist böse. 

Wir müssen den Kopf dennoch nicht hän-
gen lassen. Unsere Kanzlerin ist vertraut mit 
dem Bösen in der Welt und rüstet auf. Da 
selbst der treue Christian Drosten schwä-
chelt und nicht alle Gruselgemälde zur Mu-
tante ohne Weiteres signieren möchte, hat 
sich Merkel die ultimative Waffe ins Boot ge-
holt. Die bis vor Kurzem kaum bekannte Vi-
rologin Melanie Brinkmann ist Unterstütze-
rin der kommunistisch inspirierten Initiative 
„Zero Covid“ und feuert der Kanzlerin argu-
mentativ den Weg frei. 

Das Ziel von „Zero Covid“, die Inzidenz-
zahl nicht bloß auf unter 50, sondern auf null 
zu senken, ist beglückenderweise derart un-
realistisch, dass wir keinerlei Querschüsse 
aus Wissenschaft und Wirklichkeit mehr zu 
fürchten hätten. Da unerreichbar, könnte 
man damit den Lockdown unbegrenzt ver-
schärfen und verlängern, bis sich im Land 
außer der unvermeidlichen Rest-Inzidenz gar 
nichts mehr rührt. Nachdem Thilo Sarrazins 
Prophezeiung „Deutschland schafft sich ab“ 
bislang nicht so vollständig eingetroffen ist, 
wie es viele erhofft haben, hätten wir endlich 
den Schlüssel in der Hand, um den populären 
Buchtitel wahr zu machen.

„Chinesisches 
Virus“ zu sagen, 

war typisch 
Trumpscher 
Rassismus. 
„Britische 

Mutation“ ist 
dagegen ganz 

normal

DER WOCHENRÜCKBLICK

Melanie muss ran
Warum sich das Arsenal der Lockdowner bedenklich leert, und wie wir jetzt aufs Ganze gehen

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Robin Alexander bestaunt in der „Welt“ 
(21. Januar) die bedingungslose Loyalität 
der Grünen zu Kanzlerin Merkel:

„Die CDU schätzt Merkel als Kanzlerin, 
für die Grünen ist sie mittlerweile die 
Queen. Wie ein Staats- und Kirchenober-
haupt in Personalunion schirmen sie sie 
leidenschaftlich vor Majestätsbeleidigung 
ab. Schon zu Beginn der Legislaturperio-
de verhinderte ausgerechnet die kleinste 
Oppositionsfraktion die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zu Merkels 
Flüchtlingspolitik.“

Hans-Jürgen Papier, Ex-Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts, wundert sich im 
„Hamburger Abendblatt“ (22. Januar) dar-
über, wie Kerne der Demokratie in der Coro-
na-Krise einfach überfahren wurden:

„Die Volksvertretung ist in einer Parla-
mentarischen Demokratie das oberste 
staatsleitende Organ. Ich hätte mir als 
Staatsrechtler nie vorstellen können, dass 
derart intensive Freiheitsbeschränkungen 
von der zweiten Gewalt, der Exekutive, 
beschlossen werden.“

Helmut Markwort warnt im „Focus“ (23. Ja-
nuar) davor, Armin Laschet beim Rennen 
mit CSU-Chef Markus Söder um den Posten 
des Kanzlerkandidaten der Union zu unter-
schätzen:

„Vielleicht hielten ihn seine Gegner des-
halb für ein Leichtgewicht, weil er gerne 
lustig ist. Er singt gerne. Im Chor und 
auch solo ... Unter der Narrenmaske ver-
birgt sich ein entschlossener Macht-
mensch, ein Taktiker mit Raffinesse.“

Gunnar Schupelius ärgert sich in der „B.Z.“ 
(24. Januar) darüber, mit welch nebligen Ar-
gumenten die Politik härteste Lockdown-
Maßnahmen begründet:

„Begründet wird dieser wirklich außerge-
wöhnliche Zustand mit Zahlen, von denen 
gesagt wird, dass sie das Infektionsge-
schehen darstellen oder die Gefahr er-
messen lassen, die sich daraus ergibt. 
Doch diese Zahlen werden entweder nicht 
in das notwendige Verhältnis zueinander 
gesetzt, sodass sie nicht viel aussagen, 
oder sie werden von den Politikern und 
ihren Virologen mangelhaft erklärt.“

Der renommierte Virologe und Epidemiologe 
Klaus Stöhr weist im „Merkur“ (25. Januar) 
auf einen merkwürdigen Widerspruch hin:

„Wie man mit Kindergarten- und Schul-
schließungen das Infektionsgeschehen in 
Altenheimen eindämmen kann, verstehe 
ich gar nicht.“

Politische Auseinandersetzungen über-
schreiten Grenzen. Eine Vielzahl von An-
griffen bar jeder Sachlichkeit erfolgt auf 
die AfD. Das ist bekannt. Eine neue Di-
mension ist allerdings erreicht, wenn Der-
artiges einen Schritt in Richtung eines 
akademischen Abschlusses darstellt. An 
der Hochschule für Technik, Wirtschaft 
und Kultur Leipzig (HTWK) wurde ein 
Computerspiel, in dem es darum geht, 
AfD-Politiker „abzuschießen“, als Prü-
fungsvorleistung eingereicht und als „be-
standen“ bewertet. Während sich Medien 
wie das Portal „derwesten.de“ darin gefal-
len, darauf hinzuweisen, dass die Reaktio-
nen aus der AfD „nicht gerade zu einem 
friedlichen Miteinander“ beitrügen, gibt 
sich die HTWK-Leitung nach Beschwer-
den peinlich berührt. Ohne die AfD aus-
drücklich zu erwähnen, heißt es in einer 
Stellungnahme: Hochschulen seien zur 
politischen Neutralität verpflichtet, zu-
dem schienen in dem Spiel „gewaltver-
herrlichende Elemente enthalten zu 
sein“. Dies sei „nicht nur unverständlich, 
sondern verwerflich“.    � E.L.

„Das grüne 
Führungspersonal 
unterscheidet sich in 
solche, die noch darüber 
verblüfft sind, dass sie 
mit so geringem 
Aufwand und derart 
limitierten Fähigkeiten 
so weit kommen 
konnten, und diejenigen, 
die es überhaupt nicht 
bemerken.“
Michael Klonovsky, in seinem 
Internettagebuch „Acta Diurna“  
am 23. Januar
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